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von Repressionen, Gewalttaten, Polizeiterror. 
Der Faschismus ist ein besonderes Staatssystem, 
begründet auf der Ausrottung aller Elemente 
proletarischer Demokratie in der bürgerlichen 
Gesellschaft. Die Aufgabe des Faschismus be-
steht nicht allein in der Zerschlagung der pro-
letarischen Avantgarde, sondern auch darin, die 
ganze Klasse im Zustand erzwungener Zersplit-
terung zu halten. Dazu ist die physische Ausrot-
tung der revolutionärsten Arbeiterschicht un-
genügend. Es heißt, alle selbständigen und frei-
willigen Organisationen zu zertrümmern, alle 
Stützpunkte des Proletariats zu zerstören und 
die Ergebnisse eines dreiviertel Jahrhundert 
Arbeit der Sozialdemokratie und der Gewerk-
schaften zu vernichten. Denn auf diese Arbeit 
stützt sich in letzter Instanz auch die Kommu-
nistische Partei,

Die Sozialdemokratie hat alle Bedingungen 
für den Sieg des Faschismus vorbereitet. Doch 
damit hat sie auch die Bedingungen ihrer ei-
genen politischen Liquidierung vorbereitet. 
Der Sozialdemokratie die Verantwortung für 
Brünings Notverordnungssystem und die dro-
hende faschistische Barbarei aufzuerlegen, ist 
vollkommen richtig. Die Sozialdemokratie mit 
dem Faschismus zu identifizieren, vollkommen 
unsinnig.

Durch ihre Politik während der Revolution 
von 1848 hatte die liberale Bourgeoisie den Sieg 
der Konterrevolution vorbereitet, die dann den 
Liberalismus zur Ohnmacht verurteilte. Marx 
und Engels geißelten die deutsche liberale 
Bourgeoisie nicht minder scharf als Lassalle 6 
und gründlicher als er. Als aber die Lassalleaner 
feudale Konterrevolution und liberale Bourgeoi-
sie als die eine „reaktionäre Masse“ bezeichnete, 
empörten sich Marx und Engels berechtigter-
weise über diesen falschen Ultraradikalismus. 
Die irrige Position der Lassalleaner machte sie 
gelegentlich zu unfreiwilligen Helfershelfer der 
Monarchie, trotz des allgemeinen progressiven 
Charakter ihrer Arbeit, die so unermeßlich erns-
ter und bedeutsamer war als die des Liberalis-
mus.

Die Theorie des „Sozialfaschismus“ repro-
duziert den wesentlichen Fehler des Lassalle-
anismus auf neuen historischen Grundlagen. 
Während sie Nationalsozialisten und Sozialde-
mokraten zu einer faschistischen Masse zusam-
menwirft, sinkt die Stalinbürokratie zu solchen 
Taten herab wie die Unterstützung des Hitler-
schen Volksentscheids: das ist in keiner Weise 
besser als die Lassalleschen Kombinationen mit 
Bismarck 7.

In seinem Kampf gegen die Sozialdemokratie 

6. �Ferdinand Lassalle (1825-1864): einer der Begründer 
der deutschen Arbeiterbewegung; Marx verurteilte 
seine Charakterisierung aller anderen Klassen der 
deutschen Gesellschaft als „reaktionäre Masse“ – da 
sie ihn dazu führte, das absolutistische preußische 
Regime gegen seine halbherzigen bürgerlichen 
Gegner zu unterstützen; seine Anhänger und die von 
Marx schlossen sich 1875 zusammen, um die SPD zu 
bilden.

7. �Otto Fürst von Bismarck (1815-1898): Vertreter der 
Interessen der preußischen Junker; Ministerpräsident 
Preußens ab 1862; organisierte die Vereinigung 
Deutschlands von oben und wurde Reichskanzler; 
blieb in Amt bis 1890.

muß sich der deutsche Kommunismus in der jet-
zigen Etappe auf zwei untrennbare Grundsätze 
stützen: a) die politische Verantwortung der So-
zialdemokratie für die Macht des Faschismus; b) 
die absolute Unversöhnlichkeit zwischen dem 
Faschismus und jenen Arbeiterorganisationen, 
durch die sich die Sozialdemokratie hält.

Die Widersprüche des deutschen Kapitalis-
mus haben gegenwärtig jene Spannung er-
reicht, der unvermeidlich die Explosion folgen 
muß. Die Anpassungsfähigkeit der Sozialde-
mokratie hat die Grenze erreicht, wo bereits 
die Selbstvernichtung eintritt. Die Fehler der 
Stalinschen Bürokratie haben den Punkt er-
reicht, nach welchem die Katastrophe kommt. 
Das ist die dreiteilige Formel, die Deutschlands 
Lage charakterisiert. Alles steht auf des Messers 
Schneide.

Verfolgt man das Leben Deutschlands anhand 
von Zeitungen, die mit einwöchiger Postverspä-
tung anlangen, brauchen die Manuskripte eine 
weitere Woche, um die Entfernung zwischen 
Konstantinopel und Berlin zu bezwingen, wor-
auf noch Wochen vergehen, ehe die Broschüre 
den Leser erreicht, so sagt man sich unwillkür-
lich – wird es nicht zu spät sein? Und jedesmal 
antwortet man sich: nein, die ins Treffen geführ-
ten Armeen sind zu gewaltig, als daß eine ein-
malige, blitzartige Entscheidung zu befürchten 
wäre. Die Kräfte des deutschen Proletariats sind 
nicht erschöpft. Sie sind noch gar nicht in Bewe-
gung gesetzt. Die Logik der Tatsachen wird mit 
jedem Tage immer gebieterischer sprechen. Das 
rechtfertigt den Versuch des Autors, sein Wort 
beizusteuern, wenn auch mit der Verspätung 
von mehreren Wochen, d.h. einer ganzen histo-
rischen Periode.

Die Stalinsche Bürokratie hat befunden, sie 
werde ihre Arbeit ruhiger vollführen können, 
wenn sie den Autor dieser Zeilen auf Prinkipo 
festsetzt. Von der Regierung des Sozialdemo-
kraten Hermann Müller 8 hatte sie die Verwei-
gerung des Visums für den ... „Menschewik“ er-
reicht: die Einheitsfront war in diesem Falle ohne 
Schwanken und Säumnis verwirklicht worden. 
Heute melden die Stalinisten in den offiziellen 
Sowjetpublikationen, ich „verteidige“ die Brü-
ningregierung im Einverständnis mit der Sozial-
demokratie, die sich um die Gewährung meines 
Einreiserechts nach Deutschland bemühe. Statt 
uns über die Niedertracht zu entrüsten, wollen 
wir die Dummheit verlachen. Aber unser Lachen 
sei kurz, denn ist wenig Zeit.

Daß die Ereignisse uns Recht geben werden, 
darüber kann nicht der geringste Zweifel be-
stehen. Aber auf welchen Wegen wird die Ge-
schichte ihren Beweis führen: durch die Katast-
rophe der Stalinschen Fraktion oder durch den 
Sieg der marxistischen Politik?

Hier liegt gegenwärtig die ganze Frage. Es ist 
die Frage des Schicksals des deutschen Volkes 
und nicht nur seiner allein.

8. �Hermann Müller (1876-1931): ab 1916 sozialdemo-
kratisches Mitglied des Reichstags; ab 1920 Führer 
der Reichstagsfraktion; bildete die provisorische 
Regierung nach dem Kapp-Putsch (1920); Kanzler 
in einer Koalitionsregierung von Mai 1828 bis März 
1930; letzter sozialdemokratischer Kanzler vor der 
Machtübernahme der Nazis.

* * *
Die in dieser Broschüre behandelten Fragen 

sind nicht erst gestern aufgetaucht. Nun sind es 
schon neun Jahre her, daß die Kominternführung 
sich mit der Umwertung der Werte beschäftigt 
und die internationale proletarische Avantgarde 
mit Hilfe taktischer Konvulsionen desorientiert, 
die in ihrer Gesamtheit „Generallinie“ genannt 
werden. Die Russische Linke Opposition (Bol-
schewiki-Leninisten) ist nicht auf der Grundlage 
bloß russischer Fragen entstanden, sondern auf 
Grundlage internationaler Fragen. Das Problem 
der revolutionären Entwicklung Deutschlands 
hat dabei nicht den letzten Platz eingenommen. 
Scharfe Meinungsverschiedenheiten in dieser 
Frage entstanden im Jahre 1923. Der Autor die-
ser Zeilen hat sich in den vergangenen Jahren 
mehr als einmal zu den strittigen Fragen geäu-
ßert. Ein bedeutender Teil seiner kritischen Ar-
beiten ist in deutscher Sprache erschienen. Die 
vorliegende Broschüre reiht sich lückenlos in die 
theoretische und politische Arbeit der Linksop-
position ein. Vieles, das hier nur beiläufig Erwäh-
nung gefunden hat, wurde von uns seinerzeit 
eingehend entwickelt. Ich muß den Leser ins-
besondere auf meine Bücher: Die internationa-
le Revolution und die Komintern, Die Perma-
nente Revolution usw. verweisen. Nun, da die 
Meinungsverschiedenheiten sich vor aller Welt 
in bezug auf ein großes historisches Problem 
entfalten, lassen sich ihre Quelle weitaus besser 
und gründlicher einschätzen. Für einen ernsten 
Revolutionär einen wirklichen Marxisten ist das 
unbedingt nötig. Eklektiker leben von episodi-
schen Gedanken, von Improvisationen, die un-
ter dem Druck der Ereignisse entstehen. Marxis-
tische Kader, fähig, die proletarische Revolution 
zu führen, lassen sich nur durch beharrliche, 
kontinuierliche Verarbeitung der Aufgaben und 
der Meinungsverschiedenheiten erziehen.
Prinkipo, 27. Januar 1932
L.T.

I. Die Sozialdemokratie
Die Eiserne Front ist in ihrem Wesen ein Block 

der zahlenmäßig mächtigen sozialdemokrati-
schen Gewerkschaften mit den kraftlosen bür-
gerlichen „Republikanern“, die jede Stütze im 
Volk und jegliches Vertrauen zu sich selbst ver-
loren haben. Sind Tote zum Kampf untauglich, 
so sind sie doch gut genug, die Lebenden am 
Kämpfen zu hindern. Die bürgerlichen Bundes-
genossen dienen den sozialdemokratischen 
Führern als Zaum, den sie den Arbeiterorga-
nisationen anlegen. Kampf, Kampf ... das sind 
nur Worte. Letzten Endes wird man, gebe Gott, 
ohne Kampf auskommen. Werden sich denn die 
Faschisten wirklich entschließen, von Worten zu 
Taten überzugehen? Wir Sozialdemokraten ha-
ben uns nie dazu entschlossen und sind doch 
nicht die schlechtesten Leute.

Für den Fall wirklicher Gefahr setzt die So-
zialdemokratie ihre Hoffnungen nicht auf die 
„Eiserne Front“ sondern auf die preußische Po-
lizei. Eine trügerische Rechnung! Der Umstand, 
daß die Polizisten in bedeutender Zahl unter 
sozialdemokratischen Arbeitern rekrutiert wur-
den, will ganz und gar nichts besagen. Auch 
hier wird das Denken vom Sein bestimmt. Die 
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Arbeiter, die Polizisten im Dienst des kapitalisti-
schen Staates geworden sind, sind bürgerliche 
Polizisten und nicht Arbeiter. In den letzten Jah-
ren hatten sich diese Polizisten weitaus mehr 
mit revolutionären Arbeitern zu schlagen als mit 
nationalsozialistischen Studenten. Eine solche 
Schule hinterläßt Spuren. Und die Hauptsache: 
jeder Polizist weiß, daß die Regierungen wech-
seln, die Polizei aber bleibt.

Im Neujahrsartikel des Diskussionsorgans 
der Sozialdemokratie Das freie Wort (welch 
klägliches Blättchen) wird der höhere Sinn der 
„Tolerierungs“-Politik dargelegt. Gegen Polizei 
und Reichswehr kann Hitler, wie sich erweist, 
nie zur Macht gelangen. Die Reichswehr ist ja 
nach der Verfassung dem Reichspräsidenten 
untergeordnet. Solange also an der Spitze des 
Staates ein verfassungstreuer Präsident steht, ist 
der Faschismus ungefährlich. Man muß die Brü-
ning-Regierung bis zu den Präsidentenwahlen 
unterstützen, um im Bunde mit der parlamenta-
rischen Bourgeoisie einen verfassungsmäßigen 
Präsidenten zu wählen und damit für weitere 7 
Jahre Hitler den Weg zur Macht zu versperren. 
Wir geben den Inhalt des Artikels ganz getreu 
wieder 9. Eine Massenpartei, die Millionen hinter 
sich herführt (zum Sozialismus!), meint, daß die 
Frage, welche Klasse im heutigen, bis ins Inners-
te erschütterten Deutschland an der Macht sein 
wird, nicht von der Kampfkraft des deutschen 
Proletariats abhängt, nicht von den faschisti-
schen Sturmabteilungen, auch nicht von der 
Zusammensetzung der Reichswehr, sondern da-
von, ob der reine Geist der Weimarer Verfassung 
(mit der notwendigen Menge Kampfer und 
Naphtalin) sich im Präsidentenpalast niederlas-
se. Was aber, wenn der Weimarer Geist in einer 
bestimmten Lage mit Bethmann Hollweg 10 fin-
det: „Not kennt kein Gebot“? Was aber, wenn die 
irdische Hülle des Weimarer Geistes, trotz Naph-
talin und Kampfer, im ungeeigneten Augenblick 
auseinanderfällt? Was aber, wenn ... doch solche 
Fragen kann man ohne Ende stellen.

Die Politiker des Reformismus, diese gewand-
ten Geschäftsleute, geriebenen Intriganten und 
Karrieristen, erfahrenen Parlaments- und Mi-
nisterkombinatoren, erweisen sich, sobald der 
Gang der Dinge sie aus der gewohnten Sphäre 
wirft und vor große Ereignisse stellt, als – man 
kann keinen milderen Ausdruck finden – vollen-
dete Schafsköpfe.

Die Hoffnung auf den Präsidenten ist eben 
die Hoffnung auf den „Staat“. Angesichts des he-
rannahenden Zusammenstoßes zwischen Prole-
tariat und faschistischem Kleinbürgertum – bei-
de Lager bilden zusammen die überwältigende 

9. �Von Trotzki: Der Artikel ist mit den bescheidenen 
Initialen E.H. versehen. Man müßte sie der Nachwelt 
einprägen. Die Arbeitergenerationen der verschiede-
nen Länder haben nicht vergeblich gewirkt. Große 
revolutionäre Denker und Kämpfer sind nicht spurlos 
auf Erden gewandelt. E.H. lebt, wacht und weist dem 
deutschen Proletariat den Weg. 
Böse Zungen behaupten, E.H. sei mit Ernst Heil-
mann verwandt, der sich während des Krieges mit 
besonders widerlichem Chauvinismus besudelt hat. 
Unmöglich: ein so heller Kopf ...

10. �Theobald von Bethmann-Hollweg (1856-1921): 
Reichsanzler und preußischer Ministerpräsident 
(1909-1917).

Mehrheit des deutschen Volkes – rufen die Mar-
xisten vom Vorwärts den Nachtwächter zu Hilfe. 
„Staat greif ein!“ Daß heißt: „Brüning, zwinge 
uns nicht, uns mit den Kräften der Arbeiter zu 
verteidigen, denn dies wird das ganze Proleta-
riat auf die Beine bringen, und die Bewegung 
wird dann über die Kahlköpfe der Parteileitung 
hinauswachsen: als antifaschistische begonnen, 
wird sie als kommunistische enden.“

Darauf könnte Brüning, zöge er nicht vor zu 
schweigen, antworten: „Mit der Polizeimacht 
könnte ich den Faschismus nicht meistern, selbst 
wenn ich es wollte; doch ich würde nicht wollen, 
selbst wenn ich es könnte. Die Reichswehr ge-
gen die Faschisten in Bewegung setzen, hieße 
die Reichswehr spalten, wenn nicht ganz gegen 
sich richten; doch die Hauptsache: den bürokra-
tischen Apparat gegen die Faschisten wenden, 
hieße den Arbeitern die Hände lösen, ihnen die 
völlige Aktionsfreiheit wiedergeben; die Folgen 
wären die gleichen, die ihr Sozialdemokraten 
fürchtet, und die ich daher doppelt fürchte“.

Auf Staatsapparat, Gerichte, Reichswehr, Po-
lizei müssen die Appelle der Sozialdemokratie 
eine der beabsichtigten entgegengesetzte Wir-
kung üben. Der „loyalste“, „neutralste“ am we-
nigsten an die Nationalsozialisten gebundene 
Bürokrat wird folgendermaßen urteilen: „Hinter 
der Sozialdemokratie stehen Millionen; in ihren 
Händen hält sie ungeheure Mittel: Presse, Parla-
ment, Gemeindeverwaltungen; es geht um ihre 
eigene Haut; im Kampf gegen die Faschisten ist 
ihnen die Unterstützung der Kommunisten ge-
wiß; und nichtsdestoweniger wenden sich die 
allmächtigen Herren an mich, den Beamten, sie 
vor dem Angriff einer Milllionenpartei zu retten, 
deren Führer morgen meine Vorgesetzten wer-
den können: schlecht muß es um die Herren So-
zialdemokraten bestellt sein, ganz hoffnungslos 
... Es ist Zeit für mich, den Beamten, an meine 
eigene Haut zu denken“. So wird schließlich der 
bis gestern noch schwankende, „loyale“, „neutra-
le“ Beamte sich für alle Fälle absichern. d.h. mit 
den Nationalsozialisten Verbindungen anknüp-
fen, um seinen morgigen Tag zu sichern. So ar-
beiten die überlebten Reformisten auch an der 
bürokratischen Front für die Faschisten.

Kostgängerin der Bourgeoisie, ist die Sozi-
aldemokratie zu kläglichem geistigen Parasi-
tismus verdammt. Bald hascht sie nach Ideen 
bürgerlicher Ökonomen, bald sucht sie Splitter 
des Marxismus auszunützen. Nachdem er aus 
meiner Broschüre die Argumente gegen die 
Teilnahme der Kommunistischen Partei am Hit-
ler-Volksentscheid zitiert hat, zieht Hilferding 11 
den Schluß: „Man brauchte diesen Zitaten wirk-
lich nichts hinzuzufügen, um die Taktik der Sozi-
aldemokratie gegenüber der Regierung Brüning 
zu erklären“. Kommen Remmele und Thälmann: 
„Seht, Hilferding stützt sich auf Trotzki“. Kommt 
ein gelbes Faschistenblättchen: dafür wird 
Trotzki mit dem Visumversprechen belohnt. 
Kommt ein Stalin-Journalist und telegraphiert 

11. �Rudolf Hilferding (1877-1944): führender sozialde-
mokratischer Theoretiker und Ökonom; Finanzmi-
nister in der Müller Regierung (1928-30); Autor von 
wichtigen Bücher über den Imperialismus und das 
Finanzkapital; verhaftet 1940 vom französischen 
Vichy-Regime und den Nazis überliefert.

die Nachricht der faschistischen Zeitung nach 
Moskau. Die Redaktion der Iswestija, in der der 
unglückselige Radek 12 sitzt, veröffentlicht die-
ses Telegramm. Diese Kette verdient, daß man 
sie vermerkt und – weitergeht.

Wenden wir uns ernsthafteren Fragen zu. Hit-
ler kann sich den Luxus des Kampfes gegen Brü-
ning nur deshalb erlauben, weil das bürgerliche 
Regime im ganzen sich an den Rücken der hal-
ben, von Hilferding und Co. dirigierten Arbeiter-
klasse lehnt. Betriebe die Sozialdemokratie nicht 
eine Politik des Klassenverrats, so müßte sich 
Hitler, der in diesem Fall nie die gegenwärtige 
Stärke erlangt hätte, an die Brüning-Regierung 
wie an einen Rettungsanker klammern. Würden 
die Kommunisten gemeinsam mit der Sozialde-
mokratie Brüning stürzen, so wäre das eine Tat-
sache von größter politischer Bedeutung. Ihre 
Folgen würden jedenfalls über die Köpfe der so-
zialdemokratischen Führer hinauswachsen. Hil-
ferding macht den Versuch, eine Rechtfertigung 
seines Verrats in unserer Kritik zu finden, die die 
Kommunisten auffordert, mit Hilferdings Verrat 
als mit einer Tatsache zu rechnen.

* * *
Hat auch Hilferding Trotzkis Worten „nichts 

hinzuzufügen“, so fügt er dennoch etwas hin-
zu: das Kräfteverhältnis, sagt er, ist derart, daß 
selbst unter der Voraussetzung gleichzeitiger 
Aktionen der sozialdemokratischen und kom-
munistischen Arbeiter keine Möglichkeit be-
stünde, „bei Forcierung des Kampfes den Geg-
ner niederzuwerfen“. In dieser beiläufig, ohne 
Beweis hingeworfenen Bemerkung liegt der 
Schwerpunkt der Frage. Nach Hilferding könnte 
im heutigen Deutschland, wo das Proletariat die 
Mehrheit der Bevölkerung und die entscheiden-
de Produktivkraft der Gesellschaft ausmacht, 
der gemeinsame Kampf von Sozialdemokratie 
und Kommunistischer Partei dem Proletariat 
nicht die Macht bringen! Wann wird also über-
haupt die Macht in die Hände des Proletariats 
übergehen können? Vor dem Krieg gab es die 
Perspektive auf automatisches Wachstum des 
Kapitalismus, Wachstum des Proletariats und 
entsprechendes Wachstum der Sozialdemokra-
tie. Der Krieg hat diesen Prozeß unterbrochen, 
und keine Kraft der Welt vermag ihn wiederher-
zustellen. Die Fäulnis des Kapitalismus bedeu-
tet, daß die Machtfrage auf der Grundlage der 
heutigen Produktivkräfte entschieden werden 
muß. Durch ihre Verlängerung der Agonie des 
kapitalistischen Regimes führt die Sozialdemo-
kratie nur den weiteren Verfall der Wirtschafts-
kultur herbei, den Zerfall des Proletariats und 

12. �Karl Radek (1885-1939) linker Aktivist in Deutschland 
und Polen vor der Russischen Revolution; kam April 
1917 mit Lenin nach Rußland; wurde Mitglied des 
inneren Kreises der Führer der Bolschewistischen 
Partei; entkam 1919 einen Mordversuch in Berlin, 
als Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht ermordet 
wurden; Mitglied des Präsidiums des Exekutivkomi-
tees der Komintern (EKKI); später beschuldigt für das 
Scheitern der deutschen Revolution 1923; Führer 
der Linken Opposition; kapitulierte vor Stalin 1929 
nach Stalins Bruch mit Bucharin; schrieb Propaganda 
bis zu den Moskauer Prozessen; Angeklagter beim 
zweiten Moskauer Prozeß; wurde zu 10 Jahren 
verurteilt und verschwand im Gefängnis.
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soziale Fäulnis. Andere Perspektiven hat sie 
nicht vor sich; morgen wird es schlechter stehen 
als heute, übermorgen schlimmer als morgen. 
Doch die Führer der Sozialdemokratie wagen 
nicht mehr, in die Zukunft zu blicken. Sie haben 
alle Gebrechen der zum Untergang verdamm-
ten herrschenden Klasse: Leichtsinn, Willens-
lähmung, Hang, sich vor den Ereignissen zu 
drücken und auf Wunder zu warten. In Wahrheit 
erfüllen Tarnows 13 ökonomische Forschungen 
heute die gleiche „Funktion“ wie die trostvollen 
Offenbarungen Rasputins 14 ...

Die Sozialdemokraten könnten mit den Kom-
munisten zusammen die Macht nicht erobern. 
Hier ist er, der durch und durch feige und „je-
bildete“ Kleinbürger, vom Scheitel bis zur Sohle 
vollgesogen mit Mißtrauen und Verachtung für 
die Massen. Sozialdemokratie und Kommunis-
tische Partei besitzen zusammen ungefähr 40 
Prozent der Stimmenzahl, ungeachtet dessen, 
daß die Verrätereien der Sozialdemokratie und 
die Fehler der Kommunistischen Partei Millionen 
ins Lager des Indifferentismus und sogar des Na-
tionalsozialismus stoßen. Schon allein die Tatsa-
che gemeinschaftlicher Aktionen dieser beiden 
Parteien würde den Massen neue Perspektiven 
eröffnen und die politische Kraft des Proletariats 
unermeßlich steigern. Gehen wir jedoch von 40 
Prozent aus. Haben Brüning oder Hitler mehr? 
Und in Deutschland können doch nur diese drei 
Gruppen: Proletariat, Zentrumspartei 15 oder 
Faschisten regieren. Aber der gebildete Klein-
bürger ist zutiefst davon überzeugt, daß dem 
Vertreter des Kapitals 20 Prozent genügen, um 
zu regieren; hat doch die Bourgeoisie Banken, 
Trusts, Syndikate, Eisenbahnen. Gewiß, unser 
gebildeter Kleinbürger hat vor 12 Jahren all das 
„sozialisieren“ wollen. Aber heute! Sozialisie-
rungsprogramm – ja, Expropriation der Exprop-
riateure – nein, das ist schon Bolschewismus.

Wir haben oben das Kräfteverhältnis im par-
lamentarischen Sinn genommen. Doch das ist 
ein Zerrspiegel. Die parlamentarische Vertre-
tung der unterdrückten Klasse ist eine außeror-
dentliche Verkleinerung ihrer wirklichen Kraft, 
und umgekehrt: die Vertretung der Bourgeoisie 
wird selbst am Tag vor deren Fall noch immer 
eine Maskerade vermeintlicher Kraft sein: Nur 
der revolutionäre Kampf legt das wirkliche Kräf-
teverhältnis bloß. Im direkten und unmittelba-
ren Machtkampf entfaltet das Proletariat, wenn 
innere Sabotage, Austromarxismus 16 und an-
dere Formen von Verrat es nicht paralysieren, 
eine unermeßlich überlegenere Kraft als sie im 
Parlament Ausdruck findet. Führen wir noch-

13. �Fritz Tarnow (1880-1954): sozialdemokratischer 
Abgeordneter und Gewerk-schafter; verließ 1931 die 
SPD und trat der SAP bei: verbrachte die Periode der 
Nazi-Herrschaft in Exil; aktiver Gewerkschafter bis zu 
seinem Tod.

14. �Grigori Rasputin (1872-1916): Mystiker und angebli-
cher Heiler mit großem Einfluß im Hof des Zaren.

15. �Das Zentrum: katholische politische Partei; eine der 
Hauptregierungs-parteien der Weimarer Republik; 
vier Kanzler kamen aus seinen Reihen.

16. �Austromarxismus: herrschende Tendenz innerhalb 
der österreichischen Sozialdemokratie; widersetzte 
sich dem Revisionismus aber handelte keineswegs 
anders; gegen gewaltätige Revolution; glaubte, 
Sozialisten sollten Gewalt nur defensiv anwenden.

mals die unschätzbare Lehre der Geschichte 
an: selbst nachdem die Bolschewiki die Macht 
erobert und fest erobert hatten, verfügten sie in 
der Konstituierenden Versammlung über weni-
ger als ein Drittel der Stimmen, mit den linken 
Sozialrevolutionären 17 zusammen über weni-
ger als 40 Prozent. Und trotz schrecklicher wirt-
schaftlicher Zerrüttung, trotz Krieg, trotz Verrat 
der europäischen, vor allem der deutschen Sozi-
aldemokratie, trotz der Ermüdungsreaktion der 
Nachkriegszeit, trotz dem Wachstum thermido-
rianischer Stimmungen hält sich der erste Ar-
beiterstaat seit 14 Jahren aufrecht. Was soll man 
da von Deutschland sagen? In dem Augenblick, 
wo sich der sozialdemokratische Arbeiter ge-
meinsam mit dem kommunistischen zur Mach-
teroberung erheben würde, wäre die Aufgabe 
zu neun Zehnteln gelöst.

Aber, sagt Hilferding, wenn die Sozialdemo-
kratie gegen die Brüning-Regierung stimmen 
und damit ihren Sturz herbeiführen würde, hät-
te das die Machtergreifung durch die Faschisten 
zur Folge. Auf parlamentarischer Ebene sieht es 
vielleicht so aus, aber die Angelegenheit liegt 
nicht auf parlamentarischer Ebene.

Auf die Unterstützung Brünings könnte die 
Sozialdemokratie nur dann verzichten, wenn 
sie sich entschlösse, den revolutionären Weg 
zu gehen. Entweder Unterstützung Brünings 
oder Kampf um die Diktatur des Proletariats. Ein 
Drittes gibt es nicht. Die Stimmenabgabe der 
Sozialdemokratie gegen Brüning würde mit ei-
nem Schlage das Kräfteverhältnis verschieben. 
Nicht auf dem Parlaments-Schachbrett, dessen 
Figuren unversehens unter den Tisch zu liegen 
kämen, sondern in der Arena des revolutionä-
ren Klassenkampfes. Die Kräfte des Proletariats 
würden sich bei einer solchen Wendung nicht 
verdoppeln, sondern verzehnfachen, denn 
der moralische Faktor nimmt nicht den letzten 
Platz ein im Kampf der Klassen, besonders an 
großen historischen Wendepunkten. Ein mora-
lischer Strom von hoher Spannung würde die 
Volksmassen durchfließen, Schicht um Schicht. 
Die proletarische Klasse würde sich mit Zuver-
sicht sagen, daß sie und nur sie berufen ist, dem 
Leben dieser großen Nation eine neue, höhere 
Richtung zu geben. Verfall und Zersetzung der 
Hitler-Armee würden noch vor den Entschei-
dungsschlachten beginnen. Dem Kampf zu ent-
rinnen, wäre natürlich ausgeschlossen; aber bei 
festem Siegeswillen, bei kühner Offensive wäre 
der Sieg unvergleichlich leichter errungen, als 
es dem optimistischsten Revolutionär jetzt vor-
schwebt.

Dazu fehlt nicht viel: eine Wendung der So-
zialdemokratie auf den Weg der Revolution. 
Eine freiwillige Wendung der Führer zu erhoffen 
wäre, nach der Erfahrung von 1914-1932, die lä-
cherlichste aller Illusionen. Anders die Mehrheit 
der sozialdemokratischen Arbeiter: sie können 
eine Wendung vollziehen und sie werden sie 

17. �Linke Sozialrevolutionäre: Abspaltung von der Sozi-
alrevolutionären Partei; unterstützte den revolutio-
nären Umsturz im Oktober 1917; bildete revolutio-
näre Koalitionregierung mit den Bolschewiki; trat aus 
der Regierung wegen des Brest-Litowsker Vertrag 
aus; später organisierte terroristische Angriffe auf 
Anhänger der Sowjetregierung.

vollziehen. Man muß ihnen nur helfen. Das wird 
aber nicht nur eine Wendung gegen den bür-
gerlichen Staat, sondern auch gegen die Spitzen 
der eigenen Partei sein.

Da wird unser Austromarxist, der unseren 
Worten „nichts hinzuzufügen“ hat, uns wieder 
Zitate aus unseren eigenen Arbeiten entgegen-
zuhalten versuchen: haben wir denn nicht in der 
Tat geschrieben, die Politik der Stalin-Bürokratie 
sei eine Kette von Fehlern? Haben wir nicht die 
Teilnahme der Kommunistischen Partei am Hit-
lervolksentscheid gebrandmarkt? Wir haben ge-
schrieben und gebrandmarkt. Aber wir kämpfen 
ja mit den Stalinschen Kominternführern gera-
de deshalb, weil sie unfähig sind, die Sozialde-
mokratie zu zertrümmern, die Massen ihrem 
Einfluß zu entwinden, von der Lokomotive der 
Geschichte die rostige Bremse zu lösen. Durch 
Hin- und Herwinden, Irrtümer, bürokratischen 
Ultimatismus konserviert das Stalinsche Bü-
rokratentum die Sozialdemokratie, dem es ihr 
jedesmal von neuem gestattet, wieder auf die 
Beine zu kommen.

Die Kommunistische Partei ist eine proleta-
rische, antibürgerliche Partei, wenn auch falsch 
geführt. Die Sozialdemokratie ist, ungeachtet 
ihres Arbeiterbestandes, eine vollständig bür-
gerliche Partei, unter „normalen“ Bedingungen 
vom Standpunkt der bürgerlichen Ziele aus sehr 
geschickt geführt, doch unter Bedingungen der 
sozialen Krise zu nichts tauglich. Den bürgerli-
chen Charakter der sozialdemokratischen Partei 
sind die Führer selber einzugestehen genötigt, 
wenn auch gegen ihren Willen. In bezug auf Kri-
se und Arbeitslosigkeit wiederholt Tarnow die 
alten Phrasen über den „Hohn auf die Zivilisati-
on“, wie ein Pastor von der Sünde des Reichtums 
spricht; vom Sozialismus redet Tarnow ebenso 
wie der Pfaffe von der Vergeltung im jenseits; 
ganz anders aber äußert er sich über konkrete 
Fragen, „Wenn am 14. September dieses Ge-
spenst (der Arbeitslosigkeit) nicht neben den 
Wahlurnen gestanden hätte, dann würde auch 
dieser Tag in der Geschichte Deutschlands ein 
anderes Gesicht bekommen haben“ (Referat auf 
dem Leipziger Parteitag). Die Sozialdemokratie 
hat Stimmen und Mandate deshalb verloren, 
weil der Kapitalismus in der Krise sein wahres 
Antlitz enthüllte. Die Krise hat die Partei des „So-
zialismus“ nicht gestärkt, sondern im Gegenteil 
geschwächt, so wie sie Handelsumsätze, Bank-
kassen, Hoovers und Fords 18 Selbstvertrauen, 
die Einkünfte des Fürsten von Monaco usw. ge-
schwächt hat. Die optimistischen Bewertungen 
der Konjunktur hat man jetzt nicht in den bür-
gerlichen Blättern, sondern in den sozialdemo-
kratischen zu suchen. Kann es einen unwider-
legbareren Beweis des bürgerlichen Charakters 
der Partei geben? Bedeutet die Krankheit des 
Kapitalismus Krankheit der Sozialdemokratie, so 
kann der nahende Tod des Kapitalismus nichts 
anderes bedeuten als den baldigen Tod der So-
zialdemokratie. Die Partei, die sich auf die Arbei-
ter stützt, aber der Bourgeoisie dient, muß in der 
Periode höchster Zuspitzung des Klassenkamp-

18. �Herbert Hoover (1874-1964): amerikanischer 
Präsident (1928-32). – Henry Ford: amerikanischer 
Industrieller, der den Fließband in die Autoherstel-
lung einführte.
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fes den Odem des Grabes spüren.

II. Demokratie und 
Faschismus

Das XI. EKKI-Plenum fand sich bemüßigt, mit 
jenen fehlerhaften Auffassungen Schluß zu ma-
chen, die sich auf die „liberale Konstruktion eines 
Gegensatzes zwischen Faschismus und bürgerli-
cher Demokratie, wie auch zwischen den parla-
mentarischen Formen der bürgerlichen Diktatur 
und den offen faschistischen Formen ...“ stützen. 
Der Wesenskern dieser Stalinschen Philosophie 
ist sehr einfach: aus der marxistischen Vernei-
nung eines absoluten Gegensatzes leitet sie 
die Verneinung des Gegensatzes überhaupt ab, 
und sei er auch relativ. Das ist der typische Feh-
ler des Vulgärradikalismus. Wenn aber zwischen 
Demokratie und Faschismus keinerlei Gegen-
satz besteht, nicht einmal auf dem Gebiet der 
bürgerlichen Herrschaftsformen, müssen beide 
Regimes einfach zusammenfallen. Die Schluß-
folgerung: Sozialdemokratie = Faschismus. Aus 
irgendeinem Grunde bezeichnet man indes die 
Sozialdemokratie als Sozial-Faschismus. Was in 
diesem Zusammenhang sozial eigentlich be-
deutet, hat man uns bis jetzt noch nicht erklärt 
19.

Allein die Natur der Dinge wechselt nicht 
mit den Beschlüssen des EKKI-Plenums. Zwi-
schen Demokratie und Faschismus besteht ein 
Gegensatz. Er ist durchaus nicht „absolut“ oder, 
in der Sprache des Marxismus zu reden, be-
zeichnet durchaus nicht die Herrschaft zweier 
unversöhnlicher Klassen. Aber es kennzeichnet 
verschiedene Herrschaftssysteme ein und der-
selben Klasse. Diese beiden Systeme, das par-
lamentarisch-demokratische und das faschisti-
sche, stützen sich auf verschiedene Kombina-
tionen der unterdrückten und ausgebeuteten 
Klassen und geraten unvermeidlich in schroffe 
Zusammenstöße miteinander.

Die Sozialdemokratie, die heutige Hauptver-
treterin des parlamentarisch-bürgerlichen Regi-
mes, stützt sich auf die Arbeiter. Der Faschismus 
auf das Kleinbürgertum. Die Sozialdemokratie 
kann ohne Arbeiter-Massenorganisationen 
keinen Einfluß ausüben. Der Faschismus seine 
Macht nicht anders befestigen als durch Zer-

19. �Von Trotzki: Metaphysiker (antidialektisch denken-
de Menschen) haben für ein und dieselbe Abstrak-
tion zwei, drei und mehr, einander oft vollständig 
widersprechende Bestimmungen. „Demokratie“ 
überhaupt und „Faschismus“ überhaupt unterschei-
den sich, wie wir gehört haben, durch nichts vonein-
ander. Dafür muß es aber auf der Welt noch eine 
„Diktatur der Arbeiter und Bauern“ (für China, Indien, 
Spanien) geben. Eine proletarische Diktatur? Nein! 
Eine kapitalistische Diktatur? Nein! Also welcher Art? 
Demokratisch! Es zeigt sich, daß noch eine reine, 
über den Klassen stehende Demokratie auf der Welt 
besteht. Aber das XI. EKKI-Plenum hat doch erklärt, 
daß sich Demokratie und Faschismus voneinander 
nicht unterscheiden. Unterscheidet sich also die „de-
mokratische Diktatur“ von ... faschistischer Diktatur. 
Nur ein völlig naiver Mensch wird von den Stalinis-
ten die ernsthafte und ehrliche Beantwortung dieser 
prinzipiellen Frage erwarten: ein paar Beschimp-
fungen mehr – das ist alles. Indes ist mit dieser 
Frage das Schicksal der Revolutionen des Ostens 
verbunden.

schlagung der Arbeiterorganisationen. Haupta-
rena der Sozialdemokratie ist das Parlament. Das 
System des Faschismus fußt auf der Vernichtung 
des Parlamentarismus. Für die monopolistische 
Bourgeoisie stellen parlamentarisches und fa-
schistisches System bloß verschiedene Werk-
zeuge ihrer Herrschaft dar: sie nimmt zu diesem 
oder jenem Zuflucht in Abhängigkeit von den 
historischen Bedingungen. Doch für die Sozial-
demokratie wie für den Faschismus ist die Wahl 
des einen oder des andern Werkzeugs von selb-
ständiger Bedeutung, mehr noch, die Frage ih-
res politischen Lebens oder Todes.

Die Reihe ist ans faschistische Regime ge-
kommen, sobald die „normalen“ militärisch-
polizeilichen Mittel der bürgerlichen Diktatur 
mitsamt ihrer parlamentarischen Hülle für die 
Gleichgewichtserhaltung der Gesellschaft nicht 
mehr ausreichen. durch die faschistische Agen-
tur setzt das Kapital die Massen des verdumm-
ten Kleinbürgertums in Bewegung, die Banden 
deklassierter, demoralisierter Lumpenproleta-
rier und all die zahllosen Menschenexistenzen, 
die das gleiche Finanzkapital in Verzweiflung 
und Elend gestürzt hat. Vom Faschismus fordert 
die Bourgeoisie ganze Arbeit: hat sie einmal 
die Methoden des Bürgerkriegs zugelassen, 
will sie für lange Jahre Ruhe haben. Und die 
faschistische Agentur, die das Kleinbürgertum 
als Prellbock benutzt und alle Hemmnisse aus 
dem Wege räumt, leistet diese Arbeit bis zum 
Ende. Der Sieg des Faschismus führt dazu, daß 
das Finanzkapital sich direkt und unmittelbar 
aller Organe und Einrichtungen der Herrschaft, 
Verwaltung und Erziehung bemächtigt: Staats-
apparat und Armee, Gemeindeverwaltungen, 
Universitäten, Schulen, Presse, Gewerkschaf-
ten, Genossenschaften. Die Faschisierung des 
Staates bedeutet nicht nur die Mussolinisierung 
der Verwaltungsformen und -verfahren – auf 
diesem Gebiet sind die Veränderungen letzten 
Endes zweitrangig – sondern vor allem und 
hauptsächlich die Zertrümmerung der Arbeiter-
organisationen, Zurückwerfung des Proletariats 
in amorphen Zustand, Schaffung eines Systems 
tief in die Massen dringender Organe, die eine 
selbständige Kristallisation des Proletariats un-
terbinden sollen. Darin besteht das Wesen des 
faschistischen Regimes.

Dem Gesagten widerspricht in keiner Wei-
se die Tatsache, daß sich zwischen demokra-
tischem und faschistischem Regime während 
einer gewissen Periode ein Übergangsregime 
herausbildet, das Züge des einen und des an-
deren in sich vereinigt: das ist allgemeine Re-
gel bei der Ablösung zweier sozialer Regimes, 
selbst wenn sie unversöhnlich miteinander 
verfeindet sind. Es gibt Augenblicke, wo sich 
die Bourgeoisie sowohl auf die Sozialdemokra-
tie wie auf den Faschismus stützt, d.h. sich zu 
gleicher Zeit ihrer versöhnlerischen und ihrer 
terroristischen Agentur bedient. So in gewis-
sem Sinne die Kerenski-Regierung während der 
letzten Monate ihrer Existenz: halb stützte sie 
sich auf die Sowjets, und gleichzeitig verließ sie 
sich auf die Verschwörung mit Kornilow 20. So 

20. �Lawr Kornilow (1870-1920): Kosack aus Sibirien; 
zaristischer General; Oberste Befehlhaber der 
russischen Armee ab Juli 1917; organisierte einen 

auch die Brüning-Regierung, die auf einem Seile 
zwischen den beiden unversöhnlichen Lagern 
tanzt, den Stab der Notverordnungen in den 
Händen. Doch ein solcher Zustand von Staat 
und Regierung hat provisorischen Charakter. Er 
ist Ausdruck der Übergangsperiode, wo die Sozi-
aldemokratie ihre Mission schon beinahe erfüllt 
hat, während gleichzeitig weder Kommunismus 
noch Faschismus schon für die Machteroberung 
bereit sind.

Die italienischen Kommunisten, die sich schön 
längst mit der Frage des Faschismus hatten be-
schäftigen müssen, protestierten mehr als ein-
mal gegen den so verbreiteten Mißbrauch mit 
diesem Begriff. In der Epoche des 6. Kongresses 
der Komintern entwickelte Ercoli 21 immer noch 
Ansichten zur Frage des Faschismus, die jetzt als 
„trotzkistisch“ angesehen werden. Nachdem er 
den Faschismus als konsequentestes und bis zu 
Ende geführtes System der Reaktion definiert 
hatte erläuterte Ercoli: „Diese Feststellung stützt 
sich nicht auf die unmenschlichen Terrorakte, 
nicht auf die große Zahl ermordeter Arbeiter 
und Bauern, nicht auf die Grausamkeit der in 
großem Maßstab angewandten Foltermetho-
den, nicht auf die Härte der Urteile, sie gründet 
sich auf die systematische und totale Unterdrü-
ckung jeglicher unabhängiger Organisation der 
Massen.“ Ercoli hat hier völlig recht: Wesen und 
Bestimmung des Faschismus bestehen in der 
vollständigen Beseitigung der Arbeiterorgani-
sationen und in der Verhinderung ihres Wieder-
entstehens. In den entwickelten Kapitalistischen 
Gesellschaft ist dieses Ziel durch bloße Polizei-
maßnahmen nicht zu erreichen. Der einzige 
Weg dazu ist, dem Druck des Proletariats – im 
Augenblick seiner Schwächung – den Druck der 
verzweifelten kleinbürgerlichen Massen gegen-
überzustellen. Eben dieses besondere System 
kapitalistischer Reaktion ist in die Geschichte 
unter dem Namen Faschismus eingegangen.

„Die Frage der Beziehungen zwischen dem 
Faschismus und der Sozialdemokratie“, schreibt 
Ercoli, „liegt auf derselben Ebene (der Unver-
söhnlichkeit zwischen Faschismus und Arbeiter-
organisationen). „In diesem Punkt unterscheidet 
sich der Faschismus eindeutig von allen reaktio-
nären Regimes, die sich bis heute in der moder-
nen kapitalistischen Welt durchgesetzt haben. 
Er weist jeglichen Kompromiß mit der Sozialde-
mokratie zurück, hat sie hartnäckig verfolgt, hat 
ihr jede Möglichkeit einer legalen Existenz ent-
zogen und sie zur Emigration gezwungen.“

So lautete ein im leitenden Organ der Komin-

Putschversuch August 1917; der Putsch scheiterte 
wegen des Widerstands der Arbeiter, der von den 
Bolschewiki organisiert wurde; verhaftet aber konn-
te entkommen; im Bürgerkrieg in Sibirien gefallen, 
als er Weißgardisten in den Kampf führte.

21. �Ercoli: Pseudonym von Palmiro Togliatti (1893-1964): 
ab 1914 Mitglied des Sozialistischen Partei Italiens; 
Mitglied der Gruppe Sozialisten, die Gramsci in Turin 
führte; Gründungsmitglied der Kommunistischen 
Partei Italiens 1921; ab 1922 Mitglied des ZK der 
KPI; Führer der Partei nach der Absetzung Bordigas 
und der Verhaftung Gramscis; ab 1924 Mitglied des 
Präsidiums des EKKI; ab 1927 Generalsekretär der 
KPI mit kurzen Unterbrechungen bis zu seinem Tod; 
wurde zu Handlanger von Stalin; spielte wichtige 
Rolle bei der Rettung des italienischen Kapitalismus 
nach 1945.
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tern abgedruckter Artikel! Danach hat Manuilski 
Molotow 22 die große Idee der „dritten Periode“ 
eingegeben. Frankreich, Deutschland und Polen 
wurden in die „erste Reihe der revolutionären Of-
fensive“ abkommandiert, die Machteroberung 
zur unmittelbaren Aufgabe erklärt. Da aber vor 
dem Antlitz des proletarischen Aufstands alle 
Parteien außer kommunistischen konterrevolu-
tionär sind, bestand keine Notwendigkeit mehr, 
zwischen Faschismus und Sozialdemokratie zu 
unterscheiden. Die Theorie vom Sozialfaschis-
mus wurde eingeführt. Die Kominternbeamten 
rüsteten um. Ercoli eilte zu beweisen, daß ihm 
die Wahrheit teuer sei, Molotow aber noch teu-
rer, und ... er schrieb ein Referat zur Verteidigung 
der Theorie des Sozialfaschismus. „Die italieni-
sche Sozialdemokratie“ erklärte er im Februar 
1930, „faschisiert sich äußerst leicht“. Aber ach, 
noch leichter servilisieren sich die Beamten des 
offiziellen Kommunismus ...

Unsere Kritik an Theorie und Praxis der „drit-
ten Periode“ erklärt man natürlich für konterre-
volutionär. die grausame Erfahrung, die das Pro-
letariat teuer zu stehen kam, erzwang allerdings 
auf diesem Gebiet eine Wendung. Die „dritte Pe-
riode“ ward in Ruhestand versetzt, wie Molotow 
selbst aus der Komintern entlassen wurde. Die 
Theorie des Sozialfaschismus aber blieb als ein-
zige reife Frucht der dritten Periode. Hier kann 
es keine Abänderungen geben: mit der dritten 
Periode hat Molotow sich engagiert; in den Sozi-
alfaschismus ist Stalin selbst verwickelt.

Als Leitmotiv für ihre Forschungen über den 
Sozialfaschismus hat Die Rote Fahne Stalins 
Worte erkoren: „Der Faschismus ist eine Kampf-
organisation der Bourgeoisie, die sich auf die ak-
tive Unterstützung der Sozialdemokratie stützt. 
Die Sozialdemokratie ist objektiv der gemäßigte 
Flügel des Faschismus.“ Wie bei Stalin üblich, 
sobald er zu verallgemeinern versucht, wider-
spricht der erste Satz dem zweiten. Daß die 
Bourgeoisie sich auf die Sozialdemokratie stützt 
und der Faschismus eine Kampforganisation 
der Bourgeoisie darstellt, ist völlig unbestreitbar 
und schon längst ausgesprochen. Doch daraus 
erhellt nur, daß Sozialdemokratie wie Faschis-
mus Werkzeuge der Großbourgeoisie sind. Wie 
dabei die Sozialdemokratie überdies noch den 
„Flügel“ des Faschismus bildet, ist nicht zu ver-
stehen. Auch die zweite Feststellung des glei-
chen Autors ist nicht viel tiefsinniger: Faschis-
mus und Sozialdemokratie sind nicht Gegner, 
sondern Zwillinge. Zwillinge können erbitterte 
Gegner sein; andererseits müssen Verbündete 
keinesfalls am gleichen Tag von einer gemeinsa-
men Mutter geboren sein. Stalins Konstruktion 
gebricht es sogar an formaler Logik, von Dialek-
tik nicht zu reden. Die Kraft dieser Konstruktion 
besteht darin, daß niemand ihr widersprechen 
darf.

Zwischen Demokratie und Faschismus be-

22. �Dmitri Manuilski (1883-1952): Mitglied der Bolsche-
wistischen Partei in den frühen Jahren; spaltete als 
Mitglied von Bogdanows Wperjod-Gruppe 1909 ab; 
trat Sommer 1917 der Partei mit Trotzki und seiner 
Gruppierung wieder bei; später loyaler Stalinist und 
Generalsekretär der Komintern während der „dritten 
Periode“; nach dem Zweiten Weltkrieg Mitglied des 
ZK der KPdSU und ukrainischer Delegierter bei der 
UNO.

steht kein Unterschied im „Klasseninhalt“ lehrt 
nach Stalin Werner Hirsch 23 (Die Internationa-
le, Januar 1932). Der Übergang von Demokratie 
zu Faschismus kann den Charakter eines „orga-
nischen Prozesses“ annehmen, d.h. „allmählich 
und auf kaltem Wege“ sich vollziehen. diese Er-
wägung würde verblüffend klingen, hätten uns 
die Epigonen das Staunen nicht abgewöhnt.

Zwischen Demokratie und Faschismus be-
steht kein „Klassenunterschied“. Das soll of-
fenbar bedeuten, daß die Demokratie, wie der 
Faschismus bürgerlichen Charakters ist. Das ha-
ben wir auch vor dem Januar 1932 gewußt! Aber 
die herrschende Klasse lebt nicht im luftleeren 
Raum. Sie steht in bestimmten Beziehungen zu 
den übrigen Klassen. Im „demokratischen“ Re-
gime der entwickelten kapitalistischen Gesell-
schaft stützt sich die Bourgeoisie vor allem auf 
die von den Reformisten im Zaume gehaltene 
Arbeiterklasse. Am vollendetsten kommt dieses 
System in England zum Ausdruck, bei der labou-
ristischen wie bei der konservativen Regierung. 
Im faschistischen Regime stützt sich das Kapital, 
zumindest im ersten Stadium, auf das Kleinbür-
gertum, das die Organisationen des Proletariats 
vernichtet. Das ist das italienische Beispiel! Be-
steht ein Unterschied im „Klasseninhalt“ dieser 
beiden Regimes? Stellt man lediglich die Frage 
nach der herrschenden Klasse, so ist kein Unter-
schied vorhanden. Nimmt man Lage und Wech-
selbeziehungen aller Klassen, so zeigt sich – vom 
Standpunkt des Proletariats – ein beträchtlicher 
Unterschied.

Im Laufe vieler Jahrzehnte haben die Arbeiter 
innerhalb der bürgerlichen Demokratie, unter 
deren Ausnutzung und im Kampf mit ihr, eigene 
Festungen, eigene Grundlagen, eigene Zentren 
der proletarischen Demokratie geschaffen: Ge-
werkschaften, Parteien, Bildungsklubs, Sportor-
ganisationen, Genossenschaften usw. Das Prole-
tariat kann nicht im formellen Rahmen der bür-
gerlichen Demokratie an die Macht kommen, 
sondern nur auf revolutionärem Wege; das ist 
durch Theorie und Praxis gleichermaßen erwie-
sen. Aber gerade für den revolutionären Weg 
braucht es die Stützpunkte der Arbeiterdemo-
kratie innerhalb des bürgerlichen Staates. Auf 
die Schaffung solcher Basen lief ja die Arbeit der 
Zweiten Internationale in jener Epoche hinaus, 
als sie noch eine progressive historische Arbeit 
versah.

Der Faschismus hat zur grundlegenden und 
einzigen Bestimmung, bis aufs Fundament alle 
Einrichtungen der proletarischen Demokratie 
zu zerstören. Hat dies für das Proletariat einen 
„Klassensinn“ oder nicht? Mögen die hohen The-
oretiker darüber nachdenken. Während er das 
Regime bürgerlich nennt – was unbestreitbar 
ist – vergißt Hirsch gleich seinen Lehrmeistern 
eine Kleinigkeit: den Platz des Proletariats in die-
sem Regime. den historischen Prozeß ersetzen 
sie durch eine nackte soziologische Abstraktion. 
Doch der Klassenkampf wird auf dem Erdboden 
der Geschichte geführt und nicht in der Strato-
sphäre der Soziologie. Ausgangspunkt für den 
Kampf mit dem Faschismus ist nicht die Abstrak-
tion des demokratischen Staates, sondern sind 
die lebendigen Organisationen des Proletariats 

23. �Werner Hirsch: stalinistischer Theoretiker.

selbst, in denen seine ganze Erfahrung konzent-
riert ist und die seine Zukunft vorbereiten.

Daß der Übergang von Demokratie zu Fa-
schismus „organischen“ und „allmählichen“ Cha-
rakter haben, bedeutet offenbar nichts anderes, 
als daß man dem Proletariat nicht nur alle mate-
riellen Eroberungen, d.h. seine Organisationen, 
ohne Erschütterungen und ohne Kampf abneh-
men kann. Unter Übergang zum Faschismus 
„auf kaltem Wege“ wird somit die schrecklichste 
politische Kapitulation des Proletariats verstan-
den, die man sich überhaupt vorstellen vermag.

Die theoretischen Erwägungen Werner 
Hirschs sind nicht zufällig: während sie Stalins 
theoretische Orakel weiterentwickeln, verall-
gemeinern sie gleichzeitig die gesamte gegen-
wärtige Agitation der Kommunistischen Partei. 
Deren Hauptanstrengung ist ja jetzt darauf 
gerichtet, zu beweisen, daß zwischen Brüning-
Regime und Hitler-Regime kein Unterschied 
besteht. Darin sehen augenblicklich Thälmann 
und Remmele die Quintessenz der bolschewis-
tischen Politik.

Die Sache beschränkt sich nicht bloß auf 
Deutschland. Die Idee, der Sieg des Faschismus 
werde nichts Neues bringen, wird jetzt eifrig in 
allen Sektionen der Komintern propagiert. Im 
Januarheft der französischen Zeitschrift Cahiers 
du Bolchévisme lesen wir: „Die Trotzkisten, die in 
der Praxis wie Breitscheid 24 handeln, überneh-
men jetzt die berühmte Theorie der Sozialde-
mokratie vom kleineren Übel, nach der Brüning 
nicht so schlecht sei wie Hitler, nach der unter 
Brüning Hungers zu sterben weniger unange-
nehm sei als unter Hitler und unendlich vorteil-
hafter, von Groener erschossen zu werden als 
von Frick.“ Dieses Zitat ist nicht das dümmste, 
obwohl – um gerecht zu sein – dumm genug. 
Doch leider kommt darin das Wesen der poli-
tischen Philosophie der Kominternführer zum 
Ausdruck.

Die Stalinisten vergleichen die beiden Regi-
mes unter dem Gesichtswinkel der Vulgärde-
mokratie. In der Tat, geht man an das Brüning-
Regime mit formal-“demokratischen“ Kriterien 
heran, ergibt sich der unwiderlegbare Schluß: 
von der stolzen Weimarer Verfassung sind nichts 
als Haut und Knochen geblieben. Doch für uns 
entscheidet das die Frage noch nicht. Man muß 
sie vom Standpunkt der proletarischen Demo-
kratie betrachten. Dies ist das einzig verläßliche 
Kriterium auch für die Frage, wo und wann die 
„normale“ Polizeireaktion des verfaulenden Ka-
pitalismus durch das faschistische Regime er-
setzt wird.

Ob Brüning besser ist als Hitler (etwa sympa-
thischer?), diese Frage interessiert uns, wie wir 
gestehen müssen, wenig. Es genügt aber, die 
Liste der Arbeiterorganisationen anzusehen, 
um zu sagen: in Deutschland hat der Faschismus 
noch nicht gesiegt. Noch stehen gigantische 
Hindernisse und Kräfte seinem Sieg im Wege.

Das gegenwärtige Brüning-Regime ist das 
Regime einer bürokratischen Diktatur, besser: 
der mit militärisch-polizeilichen Mitteln verwirk-

24. �Rudolf Breitscheid (1874-1944): Sozialdemokrat; 
Innenminister der deutschen Republik 1918-19; da-
nach führender sozialdemokratischer Abgeordneter; 
von den Nazis ermordet.
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lichten Diktatur der Bourgeoisie. Das faschis-
tische Kleinbürgertum und die proletarische 
Avantgarde halten einander gleichsam die Waa-
ge. Wären die Arbeiterorganisationen in Räteor-
ganisationen vereinigt, würden die Betriebsräte 
um Produktionskontrolle kämpfen, so könnte 
man von Doppelherrschaft sprechen. Durch die 
Zerstückelung des Proletariats und die taktische 
Hilflosigkeit seiner Avantgarde sind wir noch 
nicht soweit. Doch die bloße Tatsache des Vor-
handenseins machtvoller Arbeiterorganisatio-
nen, die unter bestimmten Bedingungen dem 
Faschismus vernichtenden Widerstand leisten 
können, hält Hitler von der Macht ab und ver-
leiht dem bürokratischen Apparat eine gewisse 
„Unabhängigkeit“.

Die Brüning-Diktatur ist eine Karikatur auf den 
Bonapartismus. Diese Diktatur ist unbeständig, 
unsicher, kurzlebig. Sie bedeutet nicht den Be-
ginn eines neuen sozialen Gleichgewichts, son-
dern kündigt den Zusammenbruch des alten an. 
Unmittelbar auf eine kleine bürgerliche Minder-
heit gestützt, von der Sozialdemokratie gegen 
den Willen der Arbeiter toleriert, bedroht vom 
Faschismus, ist Brüning zu Verordnungsdonnern 
fähig, nicht aber zu realeren. Das Parlament mit 
dessen eigener Zustimmung aufzulösen, einige 
Verordnungen gegen die Arbeiter zu erlassen, 
den Weihnachts-Burgfrieden zu dekretieren, 
um unter dessen Hülle einige Bescherungen 
vorzunehmen, hundert Versammlungen aufzu-
lösen, ein Dutzend Zeitungen einzustellen, mit 
Hitler Briefe, würdig eines Provinzapothekers, zu 
wechseln – das ist alles, was Brüning kann. Wei-
ter reicht sein Arm nicht.

Brüning muß die Existenz der Arbeiterorgani-
sationen tolerieren, sofern er nicht heute schon 
Hitler die Macht übergeben will und sofern er 
nicht über eigene Kräfte zu deren Liquidierung 
verfügt. Brüning muß die Faschisten dulden 
und begünstigen, sofern er den Sieg der Arbei-
ter auf den Tod fürchtet. Das Brüning-Regime 
ist ein Übergangsregime, ein Regime von kur-
zer Dauer, das der Katastrophe vorausgeht. Die 
gegenwärtige Regierung kann sich nur deshalb 
halten, weil es zwischen den Hauptlagern noch 
zu keinem Kräftemessen gekommen ist. Der 
richtige Kampf hat noch nicht begonnen. Er 
steht noch bevor. Die Pause bis zum Kampf, bis 
zum offenen Kräftemessen, füllt die Diktatur der 
bürokratischen Ohnmacht aus.

Die Weisen, die sich dessen rühmen, daß 
sie keinen Unterschied „zwischen Brüning und 
Hitler“ kennen, sagen in Wirklichkeit: ob unse-
re Organisationen noch bestehen oder ob sie 
zertrümmert sind, ist ohne Bedeutung. Hinter 
dieser scheinradikalen Phraseologie versteckt 
sich die niederträchtigste Passivität: einer Nie-
derlage können wir nicht entgehen! Man lese 
nur aufmerksam das Zitat aus der Zeitschrift der 
französischen Stalinisten: das ganze Problem 
läuft darauf hinaus, unter wem es sich besser 
hungern läßt, unter Brüning oder unter Hitler. 
Wir aber stellen die Frage nicht so: wie und unter 
welchen Bedingungen läßt sich besser sterben, 
sondern: wie müssen wir kämpfen und siegen? 
Unsere Schlußfolgerung ist: die Hauptschlacht 
muß geliefert werden, ehe Brünings bürokrati-
sche Diktatur vom faschistischen Regime abge-

löst wird, das heißt, bevor die Arbeiterorganisa-
tionen vernichtet sind. Auf die Hauptschlacht 
muß man sich vorbereiten durch Weitertreiben, 
Verbreitern und Verschärfen der Teilkämpfe. 
Dazu braucht man eine richtige Perspektive und 
darf vor allem nicht den Feind zum Sieger erklä-
ren, der vom Siege noch weit entfernt ist.

Das ist der Kern der Frage, hier ist der strate-
gische Schlüssel zur Lage, hier ist der Ausgangs-
punkt für den Kampf. Jeder denkende Arbeiter 
und um so mehr jeder Kommunist ist verpflich-
tet, sich Rechenschaft abzulegen über die ganze 
Leere, die ganze Nichtigkeit des faulen Geredes 
der Stalinschen Bürokratie, Brüning und Hitler 
seien dasselbe. Das heißt die Dinge verwirren!, 
antworten wir ihnen. Schändlich verwirren aus 
Angst vor den Schwierigkeiten, aus Angst vor 
den großen Aufgaben. Ihr kapituliert, ohne den 
Kampf aufgenommen zu haben, ihr erklärt, wir 
hätten bereits eine Niederlage erlitten. Ihr lügt! 
Die Arbeiterklasse ist gespalten, geschwächt 
durch die Reformisten, desorientiert durch die 
Schwankungen der eigenen Avantgarde, aber 
noch nicht geschlagen, ihre Kräfte sind nicht 
erschöpft. Nein, Deutschlands Proletariat ist 
mächtig. Die optimistischsten Berechnungen 
werden beträchtlich überboten werden, wenn 
seine revolutionäre Energie sich den Weg zur 
Arena der Aktion bahnt.

Brünings Regime ist ein Regime der Vorberei-
tung. Wofür? Entweder für den Sieg des Faschis-
mus oder für den Sieg des Proletariats. Es ist ein 
Vorbereitungsregime, weil beide Lager sich auf 
den entscheidenden Kampf erst vorbereiten. 
Brüning mit Hitler zu identifizieren bedeutet, 
die Situation vor dem Kampfe mit der Situation 
nach der Niederlage zu identifizieren; bedeutet, 
im voraus die Niederlage als unvermeidlich zu 
betrachten; bedeutet die Aufforderung, kampf-
los zu kapitulieren.

Die überwältigende Mehrheit der Arbeiter, 
besonders der Kommunisten, will das nicht. 
Auch die Stalinsche Bürokratie will es natürlich 
nicht. Doch man muß nicht von den guten Ab-
sichten ausgehen, mit denen Hitler die Straßen 
zu seiner Hölle pflastern wird, sondern von der 
objektiven Bedeutung der Politik, ihrer Richtung 
und ihrer Tendenzen. Es ist nötig, den passiven, 
ängstlich abwartenden, kapitulationsbereiten, 
deklamatorischen Charakter der Politik Stalin-
Manuilski-Thälmann-Remmeles zu entlarven! 
Die revolutionären Arbeiter müssen es begrei-
fen: der Schlüssel zur Situation liegt bei der 
Kommunistischen Partei; aber die Stalinsche 
Bürokratie versucht, mit diesem Schlüssel das 
Tor zur revolutionären Tat zu verschließen. 

III. Bürokratischer Ul-
timatismus

Wenn die Blätter der neuen Sozialistischen 
Arbeiterpartei (SAP) 25 gegen den „Parteiego-
ismus“ von Sozialdemokratie und Kommunis-
tischer Partei schreiben, wenn Seydewitz 26 

25. �Sozialistische Arbeiterpartei: linke Abspaltung von 
der SPD 1931; lehnte es ab, der KPD beizutreten; 
schwankte zwischen revolutionären und reformisti-
schen Positionen.

26. �Max Seydewitz: Führer des linken Flügels der SPD, 

beteuert, daß für ihn „das Klasseninteresse über 
dem Parteiinteresse stehe“, so verfallen sie in 
politische Sentimentalität oder, noch schlim-
mer, verdecken mit sentimentalen Phrasen die 
Interessen ihrer eigenen Partei. Das ist ein un-
tauglicher Weg. Wenn die Reaktion fordert, man 
möge die Interessen der „Nation“ über die Klas-
seninteressen stellen, sagen wir Marxisten, daß 
unter dem Schein der Interessen des „Ganzen“ 
die Reaktion die Interessen der Ausbeuterklasse 
verteidigt. Die Interessen der Nation lassen sich 
nicht anders formulieren als unter dem Gesichts-
punkt der herrschenden Klasse oder der Klasse, 
die die Herrschaft anstrebt. Die Interessen der 
Klasse lassen sich nicht anders formulieren als 
in Gestalt eines Programms; das Programm 
läßt sich nicht anders verteidigen als durch die 
Schaffung einer Partei.

Die Klasse an sich ist nur Ausbeutungsmate-
rial. Die selbständige Rolle des Proletariats be-
ginnt dort, wo es aus einer sozialen Klasse an 
sich zu einer politischen Klasse für sich wird. Das 
vollzieht sich nicht anders als durch Vermittlung 
der Partei. Die Partei ist das historische Organ, 
durch dessen Vermittlung die Klasse zum Selbst-
bewußtsein kommt. Zu sagen: „Die Klasse steht 
höher als die Partei“ – heißt behaupten: die ur-
wüchsige Klasse steht höher als die zu Bewußt-
sein kommende Klasse. Das ist nicht nur falsch, 
sondern auch reaktionär. Um die Notwendigkeit 
der Einheitsfront zu begründen, bedarf es nicht 
im Mindesten dieser Spießertheorie.

Der Weg der Klasse zum Selbstbewußtsein, 
d.h. die Herausbildung einer revolutionären Par-
tei, die das Proletariat hinter sich herführt, ist ein 
verwickelter und widerspruchsvoller Prozeß. Die 
Klasse ist nicht homogen. Ihre verschiedenen 
Teile kommen auf verschiedenen Wegen und 
zu verschiedenen Zeitpunkten zu Bewußtsein. 
Die Bourgeoisie nimmt aktiven Anteil an diesem 
Prozeß. Sie schafft ihre Organe innerhalb der 
Arbeiterklasse oder benutzt die vorhandenen, 
indem sie bestimmte Schichten von Arbeitern 
anderen gegenüberstellt. Im Proletariat wirken 
gleichzeitig verschiedene Parteien. Politisch 
bleibt es daher den größten Teil seines histo-
rischen Weges gespalten. Daraus erwächst in 
bestimmten Perioden mit außerordentlicher 
Schärfe das Problem der Einheitsfront.

Die Kommunistische Partei drückt – bei rich-
tiger Politik – die historischen Interessen des 
Proletariats aus. Ihre Aufgabe besteht darin, die 
Mehrheit des Proletariats zu erobern, nur so ist 
auch der sozialistische Umsturz möglich. Ihre 
Mission kann die Kommunistische Partei nicht 
anders erfüllen als durch volle und bedingungs-
lose Wahrung der politischen und organisato-
rischen Unabhängigkeit anderen Parteien und 
Organisationen innerhalb und außerhalb der 
Arbeiterklasse gegenüber. Der Verstoß gegen 
diese Grundforderung der marxistischen Politik 
ist das schwerste aller Verbrechen an den Inter-
essen des Proletariats als Klasse. Die chinesische 
Revolution von 1925-1927 ging gerade deshalb 
zugrunde, weil die Komintern, geführt von Sta-
lin und Bucharin, die chinesische Kommunisti-
sche Partei gezwungen hatte, der Kuomintang, 
der Partei der chinesischen Bourgeoisie, beizu-

der 1931 abspaltete und die SAP gründete.
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treten und sich deren Disziplin zu unterwerfen. 
Die Erfahrung der Stalinschen Politik in bezug 
auf die Kuomintang wird für ewige Zeiten in 
die Geschichte eingehen als Musterbeispiel ver-
derblicher Sabotage der Revolution durch ihre 
Führer. Die Stalinsche Theorie der „Zweiklas-
senparteien der Arbeiter und Bauern“ für den 
Osten ist die verallgemeinerte und zum Gesetz 
erhobene Kuomintang-Praxis; die Anwendung 
dieser Theorie in Japan, Indien, Indonesien, Ko-
rea hat die Autorität des Kommunismus unter-
graben und die Entwicklung des Proletariats für 
eine Reihe von Jahren aufgehalten. Die gleiche 
verräterische Politik wurde, wenn auch nicht so 
zynisch, in den Vereinigten Staaten, in England 
und in allen Ländern Europas bis zum Jahre 
1928 praktiziert.

Der Kampf der Linken Opposition für die 
volle und bedingungslose Unabhängigkeit der 
Kommunistischen Partei und ihrer Politik unter 
allen historischen Bedingungen und auf allen 
Entwicklungsstufen des Proletariats führte zu 
einer außerordentlichen Verschärfung der Be-
ziehungen zwischen der Opposition und der 
Fraktion Stalins in der Periode seines Blocks mit 
Tschiang Kai-schek, Wang Tschin-wei, Purcell, 
Lafollette, Radic 27 usw. Unnötig, daran zu erin-
nern, daß Thälmann und Remmele ebenso wie 
Brandler und Thalheimer 28 in diesem Kampf 
bedingungslos auf Seiten Stalins gegen die 
Bolschewiki-Leninisten standen. Wir brauchen 
darum nicht erst von Stalin und Thälmann etwas 
über selbständige Politik der Kommunistischen 
Partei zu lernen!

Doch das Proletariat kommt nicht über Schul-
treppen zum revolutionären Selbstbewußtsein, 
sondern durch den Klassenkampf, der keine 
Unterbrechung duldet. Zum Kampf braucht das 
Proletariat die Einheitsfront. Das gilt gleicher-
maßen für wirtschaftliche Teilkonflikte inner-
halb eines einzelnen Betriebes und für solche 
„nationalen“ politischen Kämpfe wie die Ab-
wehr des Faschismus. Die Einheitsfront-Taktik ist 
also nichts Zufälliges und Künstliches, irgendein 
schlaues Manöver, sondern erwächst ganz und 
gar aus den objektiven Entwicklungsbedingun-
gen des Proletariats. Die Worte des Kommunis-
tischen Manifests, daß sich die Kommunisten 
dem Proletariat nicht gegenüberstellen, daß sie 
keine von den Interessen des ganzen Proletari-
ats getrennten Interessen haben, drücken den 
Gedanken aus, daß der Kampf der Partei um die 
Mehrheit der Klasse keinesfalls in Widerspruch 
geraten darf mit dem Bedürfnis der Arbeiter 
nach Einheit ihrer Kampfesreihen.

Die Rote Fahne verurteilt mit vollem Recht 
das Gerede, daß „die Klasseninteressen höher 

27. �Robert Lafollette: amerikanischer Senator; Mitglied 
der Republican Party aus Wisconsin; Präsident-
schaftskandidat der Progressive Party 1924. – Stefan 
Radic: kroatischer Unabhängigkeitskämpfer; Teilneh-
mer an der Gründung der Bauerninternationale in 
Moskau 1924.

28. �August Thalheimer (1884-1948): Mitglied der SPD 
ab 1904; Redakteur verschiedener sozialdemokrati-
schen Zeitungen; Spartakist und Mitbegründer der 
KPD; Führer der KPD 1921-24 mit Brandler; aus der 
KPD ausgeschlossen mit Brandler 1929; zusammen 
gründeten sie die KPD-Opposition oder KPO; 1933 
Exil in Frankreich und ab 1941 in Kuba.

stehen als die Parteiinteressen“. In Wirklichkeit 
fallen die richtig verstandenen Interessen der 
Klasse mit den richtig formulierten Aufgaben 
der Partei zusammen. Soweit sich die Sache 
auf diese geschichtsphilosophische These be-
schränkt, ist die Position der Roten Fahne un-
antastbar. Doch die politischen Schlußfolgerun-
gen, die sie daraus ableitet, stellen schon eine 
direkte Verhöhnung des Marxismus dar.

Die im Prinzip bestehende Identität der In-
teressen des Proletariats und der Aufgaben der 
Kommunistischen Partei bedeutet weder, daß 
sich das gesamte Proletariat schon heute sei-
ner Interessen bewußt ist, noch daß die Partei 
sie unter allen Umständen richtig formuliert. 
Erwächst doch die Notwendigkeit der Partei sel-
ber gerade daraus, daß das Proletariat nicht mit 
zureichendem Verständnis seiner historischen 
Interessen auf die Welt kommt. Die Aufgabe der 
Partei besteht darin, in der Kampferfahrung zu 
lernen, dem Proletariat ihr Recht auf Führung zu 
beweisen. Aber die Stalinsche Bürokratie glaubt, 
auf Grund des mit dem Kominternsiegel verse-
henen Parteipasses vom Proletariat kurz und 
bündig Unterwerfung fordern zu können.

Jede Einheitsfront, die nicht im voraus un-
ter Führung der Kommunistischen Partei steht 
– wiederholt Die Rote Fahne –, ist gegen die 
Interessen des Proletariats gerichtet. Wer die 
Führung der Kommunistischen Partei nicht an-
erkennt, ist schon dadurch ein „Konterrevolutio-
när“. Der Arbeiter ist verpflichtet, der kommunis-
tischen Organisation auf Vorschuß, aufs Ehren-
wort Glauben zu schenken. Aus der prinzipiellen 
Identität der Aufgaben von Partei und Klasse 
leitet der Bürokrat sein Recht ab, die Klasse zu 
kommandieren. Die historische Aufgabe, wel-
che die Kommunistische Partei erst zu lösen hat 
– Vereinigung der überwältigenden Mehrheit 
der Arbeiter unter ihrem Banner verwandelt die 
Bürokratie in ein Ultimatum, einen Revolver, den 
sie der Arbeiterklasse an die Schläfe setzt. Das 
dialektische Denken wird durch formalistisches, 
administratives, bürokratisches Denken ersetzt.

Die historische Aufgabe, die zu erfüllen ist, 
wird als schon erfüllt angesehen. Das Vertrauen, 
das zu erwerben ist, wird für schon gewonnen 
ausgegeben. Das ist natürlich äußerst einfach. 
Doch die Sache wird damit wenig vorwärtsge-
bracht. Man muß in der Politik ausgehen von 
dem, was ist, und nicht von dem, was man 
wünscht und was sein wird. Zu Ende geführt ist 
die Position der Stalinschen Bürokratie in Wirk-
lichkeit die Negation der Partei. Denn worauf 
läuft deren historische Arbeit hinaus, wenn das 
Proletariat im voraus verpflichtet ist, Thälmanns 
und Remmeles Führung anzuerkennen?

Vom Arbeiter, der sich in die kommunistische 
Front einreihen will, hat die Kommunistische 
Partei das Recht, zu fordern: Du mußt unser Pro-
gramm anerkennen, unsere Statuten und die 
Führung unserer gewählten Institutionen. Aber 
unsinnig und verbrecherisch ist es, die gleiche 
Forderung a priori – auch nur teilweise – an die 
Arbeitermassen oder Arbeiterorganisationen 
zu richten, wo es um gemeinsame Aktionen im 
Namen bestimmter Kampfaufgaben geht. Das 
heißt, das Fundament der Partei untergraben, 
die ihre Bestimmung nur bei richtigen Wech-

selbeziehungen mit der Klasse erfüllen kann. 
Statt ein einseitiges Ultimatum zu stellen, das 
die Arbeiter reizt und verbittert, muß man ein 
bestimmtes Programm gemeinsamer Aktionen 
vorschlagen; das ist der sicherste Weg, die Füh-
rung wirklich zu erobern.

Ultimatismus ist der Versuch, die Arbeiter-
klasse zu vergewaltigen, wo es mißlingt, sie zu 
überzeugen: wenn Ihr, Arbeiter, Thälmann-Rem-
mele-Neumanns Führung nicht anerkennt, wer-
den wir Euch nicht gestatten, die Einheitsfront 
zu bilden. Der schlimmste Feind könnte keine 
ungünstigere Lage ausdenken als jene, in die 
sich die kommunistischen Parteiführer bege-
ben. Das ist der sichere Weg ins Verderben.

Die Leitung der deutschen Kommunistischen 
Partei stellt ihren Ultimatismus noch deutlicher 
heraus, wenn sie in ihren Aufrufen spitzfindige 
Vorbehalte macht: „Wir fordern nicht von Euch, 
daß ihr Euch im vorhinein unsere kommunisti-
schen Auffassungen über die Grundfragen des 
proletarischen Klassenkampfes zu eigen macht.“ 
Das klingt wie eine Entschuldigung für eine 
Politik, für die es keine Entschuldigung geben 
kann. Wenn die Partei ihre Weigerung erklärt, 
in irgendwelche Unterhandlungen mit den üb-
rigen Organisationen einzutreten, gleichzeitig 
aber den Sozialdemokraten anheimstellt, mit 
ihrer Organisation zu brechen und, ohne sich 
Kommunisten zu nennen, unter die Führung 
der Kommunistischen Partei zu treten, so ist das 
reinster Ultimatismus. Der Vorbehalt hinsicht-
lich der „kommunistischen Auffassungen“ ist 
vollkommen lächerlich: ein Arbeiter, der bereit 
ist, schon heute mit seiner Partei zu brechen, um 
unter kommunistischer Führung am Kampf teil-
zunehmen, wird nicht zögern, sich Kommunist 
zu nennen. Diplomatische Finten, Etikettenspiel, 
sind dem Arbeiter fremd. Er nimmt Politik und 
Organisation ihrem Wesen nach. Er bleibt in der 
Sozialdemokratie, solange er der kommunisti-
schen Führung mißtraut. Man kann mit Sicher-
heit sagen, daß die Mehrheit der sozialdemo-
kratischen Arbeiter bis heute noch in ihrer Partei 
bleibt, nicht weil sie der reformistischen Füh-
rung vertraut, sondern nur deshalb, weil sie der 
kommunistischen noch mißtraut. Die Arbeiter 
wollen aber schon heute gegen den Faschismus 
kämpfen. Zeigt man ihnen die nächste Etappe 
des gemeinsamen Kampfes, werden sie fordern, 
daß ihre Organisationen diesen Weg betreten. 
Werden die Organisationen sich widersetzen, 
können sie es bis zum Bruch kommen lassen.

Statt den sozialdemokratischen Arbeitern zu 
helfen, durch Erfahrung ihren Weg zu finden, hilft 
das ZK der Kommunistischen Partei den Führern 
der Sozialdemokratie gegen die Arbeiter. Ihren 
Widerwillen gegen den Kampf, ihre Furcht vor 
dem Kampf, ihre Unfähigkeit zum Kampf ver-
hüllen die Wels und Hilferding jetzt höchst er-
folgreich durch den Hinweis auf die Weigerung 
der Kommunistischen Partei, am gemeinsamen 
Kampf teilzunehmen. Die starrköpfige, stumpf-
sinnige, abgeschmackte Verweigerung der 
Einheitsfront durch die Kommunistische Partei 
ist unter den gegenwärtigen Bedingungen zur 
wichtigsten politischen Hilfsquelle der Sozialde-
mokratie geworden. Daher klammert sich auch 
die Sozialdemokratie mit dem ihr eigenen Pa-
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rasitismus an unsere Kritik der ultimatistischen 
Politik Stalin-Thälmanns.

Die offiziellen Kominternführer schwafeln 
jetzt mit tiefsinniger Miene von der Hebung 
des theoretischen Niveaus der Partei und vom 
Studium der „Geschichte des Bolschewismus“. 
In Wirklichkeit sinkt das Niveau immer mehr, die 
Lehren des Bolschewismus werden vergessen, 
gefälscht, mit Füßen getreten. Aber es ist nicht 
schwer, in der Geschichte der Bolschewistischen 
Partei den Vorläufer der heutigen Politik des ZK 
zu finden: es ist dies der verstorbene Bogdanow 
29, Begründer des Ultimatismus oder Otsowis-
mus. Noch im Jahre 1905 hielt er die Beteiligung 
der Bolschewiki am Petersburger Sowjet für 
ummöglich, wenn der Sowjet nicht zuvor die 
sozialdemokratische Führung anerkenne. Unter 
Bogdanows Einfluß faßte das Petersburger Büro 
des ZK der Bolschewiki im Oktober 1905 den 
Beschluß, im Petersburger Sowjet die Anerken-
nung der Führerschaft der Partei zu fordern und 
im Fall der Nichtanerkennung aus dem Sowjet 
auszutreten. Der junge Advokat Krassikow 30, 
damals Mitglied des ZK der Bolschewiki, brachte 
dieses Ultimatum in der Plenarsitzung des Sow-
jets vor. Die Arbeiterdeputierten, darunter auch 
die bolschewistischen, sahen einander erstaunt 
an und – gingen zur Tagesordnung über. Kein 
Mensch verließ den Sowjet. Bald traf Lenin aus 
dem Ausland ein und wusch den Ultimatisten 
grausam den Kopf: man kann – lehrte er – die 
Massen nicht mit Hilfe ultimativer Forderungen 
zwingen, die unentbehrlichen Phasen ihrer eige-
nen politischen Entwicklung zu überspringen.

Aber Bogdanow entsagte seiner Methodolo-
gie nicht und begründete in der Folge eine gan-
ze Fraktion von „Ultimatisten“ oder „Otsowisten“ 
(Abberufern); diesen Namen erhielten sie, weil 
sie gewillt waren, die Bolschewiki aus all jenen 
Organisationen abzuberufen, die es ablehnten, 
das ihnen von oben gestellte Ultimatum „Ak-
zeptiere im voraus unsere Führerschaft“ anzu-
nehmen. Ihre Politik versuchten die Ultimatisten 
nicht nur auf die Sowjets anzuwenden, sondern 
auch auf dem Gebiet des Parlamentarismus, der 
Gewerkschaften und überhaupt allen legalen 
und halblegalen Organisationen der Arbeiter-
klasse gegenüber.

Lenins Kampf gegen die Ultimatisten war 
der Kampf um das richtige Verhältnis zwischen 
Partei und Klasse. Die Ultimatisten haben in der 
alten Bolschewistischen Partei nie eine bedeu-
tende Rolle gespielt, sonst wäre der Sieg des 
Bolschewismus unmöglich gewesen. Aufmerk-
same und feinfühlige Beziehungen zur Klasse 
waren die Stärke des Bolschewismus. Der Kampf 
gegen den Ultimatismus wurde von Lenin auch 

29. �A.A. Bogdanow: Pseudonym von Alexander Mali-
nowski (1873-1928): Anhänger Lenins in der Spal-
tung mit den Menschewiki 1903; wurde 1909 Führer 
der Wperjod-Gruppe in der Bolschewistischen 
Partei mit Lunascharski und Gorki; diese Gruppe 
spaltete später ab; denunzierte der Beteiligung an 
der zaristischen Duma als Opportunismus; eine der 
Zielscheiben von Lenins Buch Materialismus und 
Empiriokritizismus 1908; nach der Oktoberrevolution 
einer der Organisatoren von Proletkult; gründete 
den russischen Bluttransfusionsdienst 1926.

30. �P.A. Krassikow: Aktivist der Bolschewistischen Partei 
in 1905.

dann weitergeführt, als er an der Macht stand, 
vor allem in bezug auf die Gewerkschaften. 
„Wenn wir jetzt in Rußland, nach 2½ Jahren un-
vergleichlicher Siege über die Bourgeoisie Ruß-
lands und der Entente, die ‚Anerkennung der 
Diktatur‘ zur Bedingung für den Eintritt in die 
Gewerkschaften machen wollten, so würden wir 
eine Dummheit begehen, unserem Einfluß auf 
die Massen Abbruch tun und den Menschewiki 
Vorschub leisten. Denn die ganze Aufgabe der 
Kommunisten besteht darin, daß sie es verste-
hen, die Rückständigen zu überzeugen, unter 
ihnen zu arbeiten, und sich nicht durch ausge-
klügelte, kindische ‚linke‘ Losungen von ihnen 
absondern.“ (Der „linke Radikalismus“, die Kin-
derkrankheit im Kommunismus). Umso mehr ist 
dies Pflicht der Kommunistischen Parteien des 
Westens, die erst die Minderheit der Arbeiter-
klasse bilden.

Während der letzten Periode hat sich aber 
die Lage in der UdSSR radikal verändert. Die mit 
Macht ausgestattete Kommunistische Partei re-
präsentiert bereits ein anderes Wechselverhält-
nis zwischen Avantgarde und Klasse, in dieses 
Verhältnis wird ein Element von Zwang einge-
führt. Lenins Kampf gegen Partei- und Sowjet-
bürokratismus war wesentlich nicht ein Kampf 
gegen schlechte Kanzleiführung, Amtsschim-
mel, Schlamperei usw., sondern gegen das 
Apparatkommando über die Klasse, gegen die 
Verwandlung der Parteibürokratie in eine neue 
„herrschende“ Schicht. Lenins letzter Ratschlag 
vor seinem Tode, eine vom ZK unabhängige pro-
letarische Kontrollkommission zu schaffen und 
Stalin und seine Fraktion aus dem Parteiapparat 
zu entfernen, war gegen die bürokratische Ent-
artung der Partei gerichtet. Aus einer Reihe von 
Gründen, auf die wir an dieser Stelle nicht ein-
gehen können, hat die Partei diesen Ratschlag 
übergangen. Die bürokratische Entartung der 
Partei ist in den letzten Jahren bis zur äußersten 
Grenze fortgeschritten. Der Stalinsche Apparat 
kommandiert nur. Die Sprache des Kommandos 
ist die Sprache des Ultimatismus. Jeder Arbeiter 
hat im voraus alle vergangenen, gegenwärtigen 
und künftigen Beschlüsse des ZK als unfehlbar 
anzuerkennen. Die Ansprüche auf Unfehlbarkeit 
sind umsomehr gewachsen, je fehlerhafter die 
Politik wurde.

Nachdem sie den Kominternapparat in ihre 
Hände bekommen hatte, übertrug die Stalin-
sche Fraktion ihre Methoden natürlich auch 
auf die ausländischen Sektionen, d.h. auf die 
kommunistischen Parteien der kapitalistischen 
Länder. Die Politik der deutschen Leitung ist die 
Widerspiegelung der Politik der Moskauer Füh-
rung. Thälmann sieht, wie die Stalinsche Büro-
kratie kommandiert und jeden für einen Konter-
revolutionär erklärt, der ihre Unfehlbarkeit nicht 
anerkennt. Ist Thälmann schlechter als Stalin? 
Wenn sich die Arbeiterklasse nicht gehorsamst 
seiner Führung unterstellt, so deshalb, weil die 
Arbeiterklasse konterrevolutionär ist. Doppelt 
konterrevolutionär sind jene, die Thälmann die 
Schädlichkeit seines Ultimatismus aufzeigen. Zu 
den konterrevolutionärsten Büchern gehören 
Lenins Werke. Nicht umsonst unterwirft Stalin 
sie einer so harten Zensur, besonders bei der 
Herausgabe in fremden Sprachen.

Ist der Ultimatismus unter allen Umständen 
schädlich und bedeutet er in der UdSSR die Ver-
schleuderung, Verausgabung des moralischen 
Parteikapitals, so ist er doppelt verfehlt in den 
Parteien des Westens, die erst moralisches Kapi-
tal zu sammeln haben. In der Sowjetunion hat 
die siegreiche Revolution zumindest die mate-
riellen Voraussetzungen für den bürokratischen 
Ultimatismus in Gestalt des Machtapparates ge-
schaffen. In den kapitalistischen Ländern hinge-
gen, darunter in Deutschland, verwandelt sich 
der Ultimatismus in eine kraftlose Karikatur und 
verhindert den Marsch der Kommunistischen 
Partei zur Macht. Remmeles Ultimatismus ist 
vor allem lächerlich. Aber Lächerlichkeit tötet, 
besonders wenn es sich um die Partei der Revo-
lution handelt.

Verlegen wir für einen Augenblick das Prob-
lem in die englische Arena, wo die Kommunis-
tische Partei (infolge verderblicher Fehler der 
Stalin-Bürokratie) immer noch nur einen ver-
schwindenden Teil des Proletariats ausmacht. 
Gibt man zu, daß jede Form der Einheitsfront 
außer der kommunistischen „konterrevolutio-
när“ ist, so müßte das englische Proletariat den 
revolutionären Kampf offenbar bis zu jenem 
Zeitpunkt verschieben, wo die Kommunistische 
Partei an ihre Spitze tritt. Die Kommunistische 
Partei kann aber nichts anders an die Spitze der 
Klasse treten als auf Grund von deren eigener 
revolutionärer Erfahrung. Die Erfahrung aber 
kann revolutionären Charakter nur durch die 
Einbeziehung von Millionen von Menschen in 
den Kampf annehmen. Doch die nichtkommu-
nistischen Massen, vor allem die organisierten, 
lassen sich nur auf Grund der Einheitsfrontpolitik 
in den Kampf einbeziehen. Wir geraten in einen 
Teufelskreis, aus dem es auf dem Wege des bü-
rokratischen Ultimatismus kein Entrinnen gibt. 
Doch die revolutionäre Dialektik hat den Aus-
weg längst schon gezeigt und ihre Wirksamkeit 
an zahllosen Beispielen in den verschiedensten 
Bereichen erwiesen: Verbindung des Kampfes 
um die Macht mit dem Kampf um Reformen; 
vollkommene Selbständigkeit der Partei bei 
Währung der Gewerkschaftseinheit; Kampf ge-
gen das bürgerliche Regime unter Ausnützung 
seiner Einrichtungen; unversöhnliche Kritik des 
Parlamentarismus – von der Parlamentstribüne 
herab; unbarmherziger Kampf gegen den Re-
formismus bei praktischen Vereinbarungen mit 
den Reformisten in Teilkämpfen.

In England springt die Unzulänglichkeit des 
Ultimatismus infolge der außerordentlichen 
Schwäche der Kommunistischen Partei in die 
Augen. In Deutschland wird die Verderblichkeit 
des Ultimatismus durch die bedeutende zahlen-
mäßige Stärke der Partei und durch ihr Wachs-
tum etwas maskiert. Doch wächst die deutsche 
Partei dank dem Druck der Umstände und nicht 
durch die Politik der Leitung, nicht wegen, son-
dern trotz des Ultimatismus. Überdies entschei-
det nicht das zahlenmäßige Wachstum der Par-
tei; was entscheidet, ist das politische Wechsel-
verhältnis zwischen Partei und Klasse. In dieser 
Hauptfrage bessert sich die Situation nicht, weil 
die deutsche Partei zwischen sich und der Klasse 
den Drahtverhau des Ultimatismus aufrichtet.
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IV. Die Zickzacks der Stalinis-
ten in der Einheitsfrontfrage

Die ehemalige Sozialdemokratin Torhorst 
in Düsseldorf, die zur Kommunistischen Partei 
übergetreten ist, sagte in einem offiziellen Refe-
rat im Namen der Partei Mitte Januar in Frank-
furt: „Die SPD-Führer sind genügend entlarvt 
und es ist Energieverschwendung, in dieser 
Richtung mit der Einheit von oben zu manöv-
rieren.“ Wir zitieren nach einer Frankfurter kom-
munistischen Zeitung, die sich über das Refe-
rat höchst lobend ausspricht. „Die SPD-Führer 
sind genügend entlarvt.“ Genügend – für die 
Referenten, die von der Sozialdemokratie zum 
Kommunismus übergegangen ist (was ihr na-
türlich Ehre macht), aber ungenügend für jene 
Millionen Arbeiter, die für die Sozialdemokratie 
stimmen und die reformistische Gewerkschafts-
bürokratie über sich dulden.

Doch man braucht sich nicht auf ein einzel-
nes Referat zu berufen. Im letzten mir zuge-
kommenen Aufruf der Roten Fahne (vom 28. 
Januar) wird nochmals der Nachweis versucht, 
daß die Schaffung der Einheitsfront nur gegen 
die sozialdemokratischen Führer und ohne sie 
zulässig sei; der Grund: „Niemand wird ihnen 
Glauben schenken, der die Taten dieser ‚Führer‘ 
in den letzten 18 Jahren erlebt und geprüft hat.“ 
Und was, fragen wir, ist mit denen die weniger 
als 18 Jahre und sogar weniger als 18 Monate 
an der Politik teilnehmen? Seit Kriegsausbruch 
sind einige Generationen aufgewachsen, die 
die Erfahrung der alten Generationen durchma-
chen müssen, wenn auch in äußerst verkürztem 
Maßstab. „Es kommt gerade darauf an“, belehrte 
Lenin die Ultralinken, „daß wir das, was für uns 
erledigt ist, nicht als erledigt für die Klasse, nicht 
als erledigt für die Massen betrachten.“

Aber auch die ältere sozialdemokratische Ge-
neration, die die Erfahrung der 18 Jahre durch-
gemacht hat, hat noch gar nicht mit den Füh-
rern gebrochen. Im Gegenteil, bei der Sozialde-
mokratie verharren gerade viele „Alte“, die durch 
starke Traditionen mit der Partei verbunden 
sind. Selbstverständlich ist es betrüblich, daß die 
Massen so langsam lernen. Doch tragen daran 
ein gut Teil Schuld die kommunistischen „Päda-
gogen“, die nicht verstanden haben, das verbre-
cherische Wesen des Reformismus anschaulich 
darzulegen. Es kommt darauf an, wenigstens die 
neue Lage zu nutzen, in der die Aufmerksamkeit 
der Massen wegen der tödlichen Gefahr aufs 
Äußerste gespannt ist, um die Reformisten einer 
neuen, diesmal vielleicht wirklich entscheiden-
den Prüfung zu unterziehen.

Ohne um ein Haar unsere Meinung über 
die sozialdemokratischen Führer zu verbergen 
oder zu mildern, können und müssen wir den 
sozialdemokratischen Arbeitern sagen: da Ihr 
einerseits bereit seid, gemeinsam mit uns zu 
kämpfen, andererseits noch immer nicht mit 
Euren Führern brechen wollt, schlagen wir Euch 
vor: „Zwingt sie, gemeinsam mit uns für diese 
und jene praktischen Aufgaben mit diesen und 
jenen Mitteln den Kampf zu beginnen; was uns 
Kommunisten anlangt, wir sind bereit.“ Was 
kann es Einfacheres, Klareres, Überzeugenderes 
geben?

Gerade in diesem Sinne schrieb ich – in der 
bewußten Absicht, ehrliches Entsetzen oder ge-
spielte Empörung bei Dummköpfen und Schar-
latanen hervorzurufen, daß wir im Kampf mit 
dem Faschismus bereit seien, ein praktisches 
Kampfabkommen mit dem Teufel, seiner Groß-
mutter und sogar mit Noske und Zörgiebel ab-
zuschließen �.

Auf Schritt und Tritt verstößt die offizielle 
Partei selber gegen ihre unhaltbare Position. In 
den Aufrufen zur „Roten Einheitsfront“ (mit sich 
selbst) erhebt sie beständig die Forderung: „Un-
eingeschränkte proletarische Demonstrations-, 
Versammlungs-, Koalitions- und Pressefreiheit“. 
Das ist eine vollkommen richtige Losung. Aber 
insofern die Partei von proletarischen und nicht 
bloß von kommunistischen Zeitungen, Ver-
sammlungen usw. spricht, erhebt sie faktisch 
die Losung der Einheitsfront mit eben der So-
zialdemokratie, die Arbeiterzeitungen heraus-
gibt, Versammlungen abhält usw. Politische Lo-
sungen aufstellen, die an sich die Idee der Ein-
heitsfront mit der Sozialdemokratie beinhalten, 
und praktische Abmachungen für den Kampf 
um diese Losungen zurückweisen – das ist der 
Gipfel der Sinnlosigkeit.

Münzenberg �, in dem die Generallinie mit 
dem gesunden Verstand des Geschäftsmannes 
ringt, schrieb im Januar (in Der Rote Aufbau): 
„Richtig ist, daß der Nationalsozialismus der 
reaktionärste, chauvinistischste und brutalste 
Flügel der faschistischen Bewegung in Deutsch-
land ist, und daß alle wirklich linksgerichteten 
(!) Kreise das größte Interesse daran haben, zu 
verhindern, daß dieser Flügel des deutschen Fa-
schismus an Einfluß und Macht gewinnt.“ Ist die 
Hitlerpartei der reaktionärste, brutalste Flügel, 
so ist die Brüning-Regierung zumindest weni-
ger brutal und weniger reaktionär. Münzenberg 
schleicht sich hier an die Theorie des „kleineren 
Übels“ an. Um den Schein der Orthodoxie zu 
wahren, unterscheidet Münzenberg verschie-
dene Sorten von Faschismus: leicht, mittel und 
schwer, als ginge es um türkischen Tabak. Wenn 
aber alle linksgerichteten Kreise (und wie heißen 
sie?) am Sieg über den Faschismus interessiert 
sind, muß man da diese „linksgerichteten Kreise“ 
nicht einer praktischen Prüfung unterziehen?

Ist es nicht klar, daß man nach Breitscheids 
diplomatischem und zweideutigem Vorschlag 
unverzüglich mit beiden Händen hätte zugrei-
fen müssen, um seinerseits ein konkretes, gut 
durchgearbeitetes Programm für den gemeinsa-
men Kampf gegen den Faschismus aufzustellen 
und eine gemeinsame Sitzung beider Parteilei-
tungen unter Teilnahme der Führung der Freien 
Gewerkschaften zu fordern? Gleichzeitig hätte 
man dieses Programm energisch nach unten 
tragen müssen, in alle Stockwerke der beiden 
Parteien und in die Massen. Die Verhandlun-
gen hätten vor den Augen des ganzen Volkes 
geführt werden müssen, die Zeitungen hätten 
täglich darüber Bericht erstatten müssen, ohne 
Übertreibungen und ohne alberne Erfindungen. 
Auf die Arbeiter würde eine solche sachliche, 
ins Schwarze treffende Agitation unermeßlich 
stärker wirken als das ununterbrochene Gezeter 
über den „Sozialfaschismus“. Würde die Frage so 
gestellt, könnte sich die Sozialdemokratie kei-

nen Augenblick mehr hinter der Pappdekorati-
on der „Eisernen Front“ verstecken.

Lest Der „linke Radikalismus“, die Kinder-
krankheit im Kommunismus: das ist jetzt das 
zeitgemäßeste Buch! Gerade im Hinblick auf 
eine Situation, die der heutigen deutschen 
ähnlich war, sprach Lenin von der – wir zitieren 
wörtlich – „unbedingte(n) Notwendigkeit, zu la-
vieren, Übereinkommen und Kompromisse mit 
verschiedenen proletarischen Gruppen, mit ver-
schiedenen Parteien der Arbeiter und der Klein-
besitzer zu schließen. Es kommt nur darauf an, 
daß man es versteht, diese Taktik so anzuwen-
den, daß sie zur Hebung und nicht zur Senkung 
des allgemeinen Niveaus des proletarischen 
Klassenbewußtseins, des revolutionären Geis-
tes, der Kampf- und Siegesfähigkeit beiträgt.“

Wie aber handelt die Kommunistische Partei? 
In ihren Zeitungen wiederholt sie tagaus tagein, 
sie könne nur eine „Einheitsfront annehmen, die 
gegen Brüning, Severing, Leipart �, Hitler und 
ihresgleichen gerichtet sein muß“. Angesichts 
des proletarischen Aufstands wird, dagegen 
läßt sich nichts einwenden, zwischen Brüning, 
Severing, Leipart und Hitler kein Unterschied 
bestehen. Gegen den Oktoberaufstand der Bol-
schewiki haben sich die Sozialrevolutionäre und 
Menschewiki mit den Kadetten und Kornilowi-
anern vereinigt, Kerenski führte die Schwarz-
hundert-Kosaken General Krasnows 31 gegen 
die Hauptstadt, die Menschewiki unterstützten 
Kerenski und Krasnow, die Sozialrevolutionäre 
organisierten Junker-Aufstände unter Führung 
monarchistischer Offiziere.

Aber das heißt keineswegs, daß Brüning, Se-
vering, Leipart und Hitler immer und unter allen 
Umständen zum gleichen Lager gehören. Au-
genblicklich gehen ihre Interessen auseinander. 
Für die Sozialdemokratie ist im Augenblick nicht 
so sehr das Problem aktuell, die Grundlagen 
der kapitalistischen Gesellschaft vor der prole-
tarischen Revolution zu schützen, als mehr das 
halbparlamentarisch-bürgerliche System vor 
dem Fachismus. Auf die Ausnützung dieses Wi-
derstreits verzichten, wäre die ungeheuerlichste 
Dummheit.

„Krieg führen zum Sturz der internationalen 
Bourgeoisie ...“ schrieb Lenin in seinem Der „lin-
ke Radikalismus“ ..., „und dabei im voraus auf das 
Lavieren, auf die Ausnutzung von (wenn auch 
zeitweiligen) Interessengegensätzen zwischen 
den Feinden, auf Übereinkommen und Kompro-
misse mit möglichen (wenn auch zeitweiligen, 
unbeständigen, schwankenden, bedingten) 
Verbündeten verzichten – ist das nicht über alle 
Maßen lächerlich?“ Wir zitieren wiederum wört-
lich: die von uns unterstrichenen Worte in Klam-
mern stammen von Lenin.

Und weiter: „Einen mächtigeren Gegner kann 
man nur unter größter Anspannung der Kräfte 

31. �Von Trotzki: In der französischen Zeitschrift Cahiers 
du Bolchévisme, der dümmsten und unwissendsten 
aller stalinistischen Publikationen, hat man sich mit 
Gier der Anspielung auf des Teufels Großmutter 
bemächtigt, ohne selbstverständlich zu ahnen, 
daß sie in der marxistischen Presse auf eine lange 
Geschichte zurückblickt. Die Stunde ist, hoffen wir, 
nicht fern, da die revolutionären Arbeiter ihre unwis-
senden und skrupellosen Schulmeister zu besagter 
Großmutter in die Lehre schicken werden!
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und nur dann besiegen, wenn man unbedingt 
aufs angelegentlichste, sorgsamste, vorsichtigs-
te, geschickteste ... jeden, selbst den kleinsten 
‚Riß‘ zwischen den Feinden ... ausnutzt.“ Was 
machen indes die von Manuilski geführten Thäl-
mann und Remmele? Den Riß zwischen Sozial-
demokratie und Faschismus – und was für einen 
Riß! – versuchen sie aus allen Kräften mit der 
Theorie des Sozialfaschismus und der Praxis der 
Einheitsfrontsabotage zu schließen.

Lenin forderte Ausnutzung jeder „Möglich-
keit ..., um einen Verbündeten unter den Massen 
zu gewinnen, mag das auch ein zeitweiliger, 
schwankender, unsicherer, unzuverlässiger, be-
dingter Verbündeter sein. Wer das nicht begrif-
fen hat“ sagt er „der hat auch nicht einen Deut 
vom Marxismus und vom wissenschaftlichen, 
modernen Sozialismus überhaupt begriffen.“ 
Hört Ihr Propheten der neuen Stalinschen Schu-
le: hier wird klipp und klar gesagt, daß Ihr nicht 
einen Deut vom Marxismus verstanden habt. 
Das hat Lenin von Euch gesagt, quittiert nur den 
Empfang!

Aber ohne Sieg über die Sozialdemokratie, 
wenden die Stalinisten ein, kann es keinen Sieg 
über die Faschisten geben. Ist das richtig? In ge-
wissem Sinne ist es richtig. Aber auch der entge-
gengesetzte Lehrsatz ist richtig: Ohne Sieg über 
die italienischen Faschisten ist der Sieg über die 
italienische Sozialdemokratie unmöglich. Fa-
schismus wie Sozialdemokratie sind Werkzeuge 
der Bourgeoisie. Solange das Kapital herrscht, 
werden Sozialdemokratie und Faschismus in 
verschiedenen Kombinationen existieren. Alle 
Fragen reduzieren sich somit auf einen Nenner: 
das Proletariat muß das bürgerliche Regime 
stürzen.

Doch gerade jetzt, da dieses Regime in 
Deutschland wankt, tritt der Faschismus zu sei-
ner Verteidigung hervor. Um diese Verteidiger 
zu stürzen, sagt man uns, muß man zuvor mit 
der Sozialdemokratie Schluß machen ... So führt 
uns der leblose Schematismus in einen Teufels-
kreis. Ein Ausweg aus ihm ist denkbar nur auf 
dem Boden der Aktion. Die Art der Aktion hängt 
nicht vom Spiel mit abstrakten Kategorien, son-
dern vom wirklichen Verhältnis der lebendigen 
historischen Kräfte ab.

Nein, deklamieren die Beamten, „zuerst“ li-
quidieren wir die Sozialdemokratie! Auf wel-
chem Wege? Sehr einfach: durch einen Erlaß 
an die Parteiorganisationen, 100.000 neue Mit-
glieder anzuwerben. Nackte Propaganda an 
Stelle politischen Kampfes, Kanzleipläne statt 
dialektischer Strategie. Und wenn die reale Ent-
wicklung des Klassenkampfes die Arbeiterklasse 
jetzt schon mit dem Faschismus als einer Frage 
auf Leben und Tod konfrontiert? Dann muß man 
die Arbeiterklasse mit dem Rücken zur Aufgabe 
drehen, muß sie einschläfern, sie davon über-
zeugen, daß die Aufgabe des Kampfes gegen 
den Faschismus eine zweitrangige Aufgabe sei, 
daß sie warten kann, sich von selbst lösen wird, 
daß der Faschismus im Grunde schon herrscht, 
daß Hitler nichts Neues bringen wird, daß man 
Hitler nicht zu fürchten braucht, daß Hitler nur 
den Kommunisten den Weg bahnen wird.

Vielleicht ist das übertrieben? Nein, das ist 
der authentische Leitgedanke der kommunisti-

schen Parteiführer. Sie entwickeln ihn nicht im-
mer bis zum Ende. Bei der Begegnung mit den 
Massen scheuen sie oft selbst vor den letzten 
Schlußfolgerungen zurück, vermengen die ver-
schiedenen Positionen, verwirren sich und die 
Arbeiter; aber überall dort, wo sie das eine Ende 
mit dem anderen zu verknüpfen suchen, gehen 
sie von der Unvermeidlichkeit des faschistischen 
Sieges aus.

Am 14. Oktober vergangenen Jahres sagte 
Remmele, einer der drei offiziellen kommunis-
tischen Parteiführer, im Reichstag: „Das hat Herr 
Brüning sehr klar gesagt: wenn die (Faschisten) 
erst einmal an der Macht sind, wird die Einheits-
front des Proletariats zustandekommen und 
wird alles wegfegen (stürmisches Händeklat-
schen bei den Kommunisten).“ Daß Brüning mit 
einer solchen Perspektive die Bourgeoisie und 
die Sozialdemokratie schreckt, ist begreiflich: er 
verteidigt seine Herrschaft. Daß Remmele mit 
einer solchen Perspektive die Arbeiter vertrös-
tet, ist beschämend: er bereitet Hitlers Macht 
vor, denn diese ganze Perspektive ist von Grund 
auf falsch und bezeugt völliges Unverständnis 
für die Massenpsychologie und die Dialektik des 
revolutionären Kampfes. Wenn Deutschlands 
Proletariat, vor dessen Augen sich gegenwärtig 
das alles offen abspielt, die Faschisten an die 
Macht kommen läßt, d.h. eine ganz mörderische 
Blindheit und Passivität an den Tag legt, so gibt 
es nicht die geringste Berechtigung zu der An-
nahme, das gleiche Proletariat werde mit einem 
Male die Passivität abschütteln und „alles hin-
wegfegen“; in Italien haben wir das jedenfalls 
nicht gesehen. Remmele urteilt ganz im Geiste 
der französischen kleinbürgerlichen Phraseure 
des 19. Jahrhunderts, die sich als voll-kommen 
unfähig zur Führung der Massen erwiesen hat-
ten, dafür aber fest davon überzeugt waren, 
daß, wenn sich Louis Bonaparte an die Spitze 
der Republik setzen werde, das Volk sich unver-
züglich zu deren Verteidigung erheben und „al-
les hinwegfegen werde“. Doch das Volk, das den 
Abenteurer Louis Bonaparte 32 an die Macht 
hatte kommen lassen, war natürlich unfähig, 
ihn nachher hinwegzufegen. Dazu bedurfte es 
neuer großer Ereignisse, historischer Erschütte-
rungen, den Krieg eingeschlossen.

Die Einheitsfront des Proletariats ist für Rem-
mele, wie wir gehört haben, erst nach Hitlers 
Machtergreifung realisierbar. Kann es ein kläg-
licheres Bekenntnis des eigenen Bankrotts ge-
ben? Da wir, Remmele und Co., unfähig sind, das 
Proletariat zu vereinigen, übertragen wir diese 
Aufgabe Hitler. Hat er uns erst das Proletariat 
vereinigt, werden wir uns ihm in ganzer Größe 
zeigen. Folgt die prahlerische Verkündigung: 
„Wer wird wen schlagen? Diese Frage ist bereits 
entschieden (Händeklatschen bei den Kommu-
nisten.). Die Fragt lautet nur noch: Zu welchem 
Zeitpunkt werden wir die Bourgeoisie vernich-
ten?“ Ausgerechnet! Das nennt man im Russi-
schen mit dem Finger in die Himmel tippen. 
Wir sind die Sieger von morgen. Dazu fehlt uns 
heute nur die Einheitsfront. Die wird uns Hitler 
morgen geben, sobald er an die Macht kommt. 

32. �Louis Napoleon III. Bonaparte: Neffe von Napoleon 
Bonaparte; franzö-sischer Präsident 1848–52; Kaiser 
der Franzosen 1852–70.

Das heißt: der Sieger von morgen wird also doch 
nicht Remmele, sondern Hitler sein. Aber dann 
solltet Ihr Euch hinter die Ohren schreiben: der 
Augenblick des Sieges der Kommunisten wird 
nicht so bald kommen!

Remmele fühlt selbst, daß sein Optimismus 
auf dem linken Bein hinkt, und versucht, ihn zu 
stützen: „Die faschistischen Herrschaften schre-
cken uns nicht. Sie werden rascher abwirtschaf-
ten als jede andere Regierung. (Sehr richtig! bei 
den Kommunisten)“. Und als Beweis: die Faschis-
ten wollen Papiergeldinflation, und das bedeu-
tet Verderben für die Volksmassen, weshalb alles 
sich zum Besten wenden wird. So bringt Rem-
meles Wortinflation die deutschen Arbeiter vom 
Weg ab.

Wir haben hier die Programmrede eines offi-
ziellen Parteiführers vor uns, herausgegeben in 
einer ungeheuren Anzahl von Exemplaren, den 
Zielen kommunistischer Werbung dienend – am 
Schluß der Rede ist ein fertiges Formular für den 
Beitritt zur Partei angebracht. Und diese Rede ist 
ganz und gar auf der Kapitulation vor dem Fa-
schismus aufgebaut. „Wir fürchten nicht“ Hitlers 
Machtergreifung – das ist ja eben die Kehrseite 
der Feigheit. „Wir“ halten uns nicht für fähig, 
Hitler an der Machtergreifung zu hindern; noch 
Ärger: wir Bürokraten sind so verfault, daß wir 
uns nicht getrauen, ernsthaft an Kampf gegen 
Hitler zu denken; darum „fürchten wir uns nicht“. 
Wovor fürchtet Ihr Euch nicht: vor dem Kampf 
gegen Hitler? Nein, sie fürchten sich nicht vor 
dem ... Sieg Hitlers. Sie fürchten sich nicht, dem 
Kampf auszuweichen. Sie fürchten sich nicht, 
die eigene Feigheit einzugestehen. Schande, 
dreimal Schande!

In einer meiner früheren Broschüren schrieb 
ich, daß sich die Stalinsche Bürokratie anschickt, 
Hitler eine Falle zu stellen ... in Gestalt der Staats-
macht. Die kommunistischen Zeitungsschreiber, 
die von Münzenberg zu Ullstein und von Mosse 
zu Münzenberg überlaufen, verkündeten so-
gleich: „Trotzki verleumdet die Kommunistische 
Partei“. Ist es doch klar: aus Feindschaft gegen 
den Kommunismus, aus Haß gegen das deut-
sche Proletariat, aus dem heißem Wunsch, die 
deutsche Bourgeoisie zu retten, schreibt Trotzki 
der Stalin-Bürokratie den Plan der Kapitulation 
zu. In Wirklichkeit brachte ich bloß Remmeles 
Programmrede und Thälmanns theoretischen 
Artikel auf ihre Formel. Wo ist da Verleumdung?

Thälmann wie Remmele bleiben dabei nur 
Stalins Evangelium treu. Rufen wir uns nochmals 
in Erinnerung, was Stalin im Herbst 1923 lehrte, 
als in Deutschland, wie heute, alles auf des Mes-
sers Schneide stand: „Sollen die Kommunisten“, 
schrieb Stalin an Sinowjew und Bucharin, (im 
jetzigen Stadium) „die Machtergreifung ohne 
die SPD anstreben, sind sie dafür schon reif? 
Das ist meiner Ansicht nach die Frage ... Wenn 
jetzt in Deutschland die Macht sozusagen fällt 
und die Kommunisten sie auffangen, werden sie 
mit Krach durchfallen. Das im ‚besten Falle‘. Im 
schlimmsten wird man sie kurz und klein schla-
gen und zurückwerfen ... Gewiß, die Faschisten 
schlafen nicht, aber es ist vorteilhafter für uns, 
daß die Faschisten als erste losschlagen: das 
wird die ganze Arbeiterklasse um die Kommu-
nisten herum zusammenschließen ... Meiner 
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Ansicht nach muß man die Deutschen zurück-
halten, nicht aber ermuntern.“

In seiner Broschüre Der Massenstreik schreibt 
Langner: „Die Behauptung (der Brandlerianer), 
daß ein Kampf im Oktober (1923) eine ‚entschei-
dende Niederlage‘ gebracht hätte, ist nichts 
weiter als der Versuch, die opportunistischen 
Fehler und die opportunistische kampflose Ka-
pitulation zu beschönigen“ (S.10). Vollkommen 
richtig. wer aber war Initiator der „kampflosen 
Kapitulation“. Wer „hielt zurück“, statt „zu ermun-
tern“? Im Jahre 1931 hat Stalin nur seine Formel 
von 1923 weiterentwickelt: mögen die Faschis-
ten die Macht übernehmen, sie werden uns nur 
den Weg bereiten. Natürlich ist es viel leichter, 
über Brandler herzufallen als über Stalin; Leute 
wie Langner wissen das sehr gut ...

Allerdings ist in den letzten zwei Monaten – 
nicht ohne Einfluß der entschiedenen Proteste 
von links – eine gewisse Änderung eingetreten: 
Die Kommunistische Partei spricht nicht mehr 
davon, daß Hitler an die Macht kommen muß, 
um sich rasch zu erschöpfen; sie verlegt das 
Schwergewicht jetzt mehr auf die entgegen-
gesetzte Seite der Frage: man darf den Kampf 
gegen Hitler nicht verschieben, bis Hitler an die 
Macht gelangt ist, man muß den Kampf jetzt 
führen durch Mobilisierung der Arbeiter gegen 
die Brüning-Dekrete, durch Erweiterung und 
Vertiefung des Kampfes in der wirtschaftlichen 
und politischen Arena. Das ist völlig richtig. Al-
les, was die Vertreter der Kommunistischen Par-
tei in diesem Rahmen sagen, ist unbestreitbar. 
Hier gibt es keine Meinungsverschiedenheiten 
zwischen uns. Aber die Hauptfrage bleibt den-
noch: wie soll man von Worten zu Taten über-
gehen?

Die überwältigende Mehrheit der Parteimit-
glieder und ein bedeutender Teil des Apparates 
– wir zweifeln nicht im Mindesten daran – wol-
len aufrichtig den Kampf. Doch muß man der 
Wirklichkeit offen in die Augen sehen: diesen 
Kampf gibt es nicht, zu diesem Kampf kommt 
es nicht. Brünings Dekrete sind ungestraft ge-
blieben. Der Weihnachts-Burgfrieden wurde 
nicht durchbrochen. Die Politik improvisierter 
Teilstreiks hat, nach den eigenen Berichten der 
Kommunistischen Partei, bisher kein ernsthaf-
tes Resultat gebracht. Die Arbeiter sehen das. 
Mit bloßem Geschrei kann man sie nicht über-
zeugen.

Die Verantwortung für die Passivität der Mas-
sen schreibt die Kommunistische Partei der So-
zialdemokratie zu. Im historischen Sinn ist das 
unbestreitbar. Doch wir sind ja nicht Historiker, 
sondern revolutionäre Politiker. Es geht nicht 
um historische Forschungen, sondern um die 
Suche nach einem Ausweg.

Die SAP, die in der ersten Zeit ihres Bestehens 
formell die Frage des Kampfes gegen die Faschis-
ten (besonders in den Artikeln von Rosenfeld � 
und Seydewitz) aufwarf und den Zeitpunkt für 
den Gegenschlag mit Hitlers Machtantritt zu-
sammenfallen ließ, hat einen gewissen Schritt 
vorwärts getan. Ihre Presse fordert jetzt, den Wi-
derstand gegen den Faschismus sogleich zu be-
ginnen durch Mobilisierung der Arbeiter gegen 
Hunger und Polizeiherrschaft. Wir geben bereit-
willig zu, daß der Positionswechsel der SAP un-

ter dem Einfluß der kommunistischen Kritik zu-
stande gekommen ist; darin besteht ja auch die 
Aufgabe des Kommunismus: den Zentrismus 
durch die Kritik an dessen Halbheiten vorwärts 
zu stoßen. Aber das allein genügt nicht, man 
muß die Früchte der eigenen Kritik politisch aus-
nützen und der SAP vorschlagen, von Worten 
zu Taten überzugehen. Man muß die SAP einer 
offenen und genauen praktischen Prüfung un-
terziehen, nicht durch Interpretation einzelner 
Zitate – das ist unzureichend –, sondern indem 
man ein Abkommen über bestimmte praktische 
Widerstandsmaßnahmen vorschlägt. Wird die 
SAP ihre Unzulänglichkeit offenbaren, so wird 
die Autorität der Kommunistischen Partei um 
so mehr gehoben, die Zwischenpartei um so ra-
scher liquidiert. Was ist da zu fürchten?

Doch es ist falsch, zu behaupten, daß die SAP 
nicht ernsthaft kämpfen will. Sie birgt verschie-
dene Tendenzen. Für den Augenblick, solange 
es sich nur um abstrakte Einheitsfrontpropa-
ganda handelt, schlummern die inneren Wider-
sprüche; beim Übergang zum Kampf werden sie 
manifest werden. Gewinnen kann dabei nur die 
Kommunistische Partei.

Bleibt noch die Hauptfrage, die nach der SPD. 
Wiese sie die von der SAP angenommenen prak-
tischen Vorschläge zurück, so wäre damit eine 
neue Lage geschaffen. Die Zentristen, die in der 
Mitte zwischen KP und SP stehen, sich über die-
se und jene beklagen und auf Kosten beider be-
reichern wollen (Urbahns entwickelt eine solche 
Philosophie), würden sogleich in der Luft hän-
gen, denn es würde sich zeigen, daß gerade die 
SPD den revolutionären Kampf sabotiert. Wäre 
das nicht ein bedeutender Vorteil? Die Arbeiter 
innerhalb der SAP würden ihre Blicke von nun 
an entschieden zur KP hinwenden.

Doch die Weigerung von Wels und Co., ein 
Aktionsprogramm anzunehmen, dem die SAP 
zugestimmt hat, bliebe auch für die Sozialde-
mokratie nicht straflos. Der Vorwärts würde so-
gleich die Möglichkeit verlieren, über die Passivi-
tät der KP zu klagen. Die Einheitsfront würde auf 
die sozialdemokratischen Arbeiter sogleich eine 
stärkere Anziehung ausüben, und das käme ei-
ner stärkeren Anziehungskraft der KP gleich. Ist 
das nicht klar?

Bei jeder dieser Etappen und Wendungen 
würden sich der KP neue Möglichkeiten er-
schließen. Statt monotoner Wiederholung ein 
und derselben fertigen Formeln vor ein und 
demselben Auditorium erhielte sie die Möglich-
keit, neue Schichten in Bewegung zu setzen, sie 
an Hand der lebendigen Erfahrung zu unterwei-
sen, zu stählen und ihre Hegemonie in der Ar-
beiterklasse zu festigen.

Zugleich darf die KP natürlich keineswegs auf 
die selbständige Führung von Streiks, Demonst-
rationen, politischen Kampagnen verzichten. Sie 
bewahrt die volle Aktionsfreiheit, wartet auf nie-
manden. Aber auf Grund ihrer Aktionen führt sie 
den übrigen Arbeiterorganisationen gegenüber 
eine aktive Manöverpolitik, zertrümmert die 
konservativen Barrieren in der Arbeiterklasse, 
macht die Widersprüche im Reformismus und 
Zentrismus offenkundig, treibt die revolutionäre 
Kristallisation im Proletariat voran.

V. Ein Rückblick auf 
die Geschichte der Ein-
heitsfrontfrage

Die Gründe für die Einheitsfrontpolitik erge-
ben sich aus so grundlegenden und unabweis-
baren Notwendigkeiten des Kampfes von Klasse 
gegen Klasse (im marxistischen, nicht im büro-
kratischen Sinn des Wortes), daß man die Ein-
wände der Stalin-Bürokratie nur mit Zorn- und 
Schamröte lesen kann. Man kann tagaus tagein 
die einfachsten Gedanken den zurückgeblie-
bensten und verdummten Arbeitern und Bau-
ern auseinandersetzen, ohne dabei auch nur die 
mindeste Ermüdung zu verspüren; hier geht es 
darum, ganz neue Schichten in Bewegung zu 
bringen. Aber wehe, wenn man die elementars-
ten Gedanken Leuten darlegen und beweisen 
muß, deren Hirn die bürokratische Presse platt-
gedrückt hat! Was tun mit „Führern“, die keine 
logischen Beweisgründe zur Verfügung haben, 
dafür aber ein internationales Schimpflexikon 
in Händen? Die Grundthesen des Marxismus 
werden mit einem einzigen Wort pariert: „Kon-
terrevolutionär“! Das Wort wird im Munde von 
Leuten, die im besten Fall bisher durch nichts 
ihre Fähigkeit bewiesen haben, eine Revoluti-
on zu machen, schrecklich entwertet. Aber was 
ist mit den ersten vier Komintern-Kongressen? 
Anerkennt sie die Stalin-Bürokratie oder nicht? 
Die Dokumente leben ja und haben ihre Bedeu-
tung bis auf den heutigen Tag bewahrt. Aus der 
großen Zahl greife ich die Thesen heraus, die ich 
zwischen dem 3. und 4. Kongreß für die fran-
zösische Kommunistische Partei ausgearbeitet 
habe, die vom Politbüro der russischen KP und 
dem Exekutivkomitee der Komintern gebilligt 
und seinerzeit in verschiedensprachigen kom-
munistischen Organen veröffentlicht wurden. 
Wir geben wörtlich jenen Teil der Thesen wie-
der, der der Begründung und Verteidigung der 
Einheitsfrontpolitik gewidmet ist:

Es ist vollkommen klar, daß der Klassen-
kampf des Proletariats in der Vorberei-
tungsperiode der Revolution nicht aufhört. 
Zusammenstöße mit den Unternehmern, 
der Bourgeoisie oder der Staatsmacht ent-
wickeln sich auf Initiative der einen oder 
der anderen Seite. In diesen Zusammen-
stößen erfahren die Arbeiter – soweit sie 
die Lebensinteressen der gesamten Arbei-
terklasse, deren Mehrheit oder auch des ei-
nen oder anderen Teils der Klasse berühren 
– die Notwendigkeit der Aktionseinheit, 
der Einheit in der Verteidigung gegen das 
Kapital ... Eine Partei, die sich diesem Be-
dürfnis mechanisch entgegenstellt ..., wird 
im Bewußtsein der Arbeiter unausbleiblich 
verurteilt werden.
Das Problem der Einheitsfront ergibt sich 
aus der Notwendigkeit, ungeachtet der 
aktuell unvermeidlichen Spaltung der po-
litischen Organisationen, die sich auf die 
Arbeiterklasse stützen, dieser die Möglich-
keit der Einheitsfront im Kampfe gegen die 
Kapitalisten zu sichern. Wer diese Aufgabe 
nicht begreift, für den ist die Partei eine 
Propagandagesellschaft und nicht eine 
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Organisation der Massenaktionen.
Hätte die Kommunistische Partei nicht ra-
dikal und unwiderruflich mit der Sozialde-
mokratie gebrochen, so wäre sie niemals 
zur Partei der proletarischen Revolution 
geworden. Würde die Kommunistische 
Partei nicht nach organisatorischen Wegen 
suchen, um in jeder Situation aufeinander 
abgestimmte, gemeinsame Aktionen der 
kommunistischen und nichtkommunis-
tischen (darunter auch sozialdemokrati-
schen) Arbeitermassen zu ermöglichen, so 
würde sie damit nur ihre Unfähigkeit offen-
baren, auf Grund von Massenaktionen die 
Mehrheit der Arbeiterklasse zu erobern.
Es genügt nicht, die Kommunisten von 
den Reformisten zu trennen und sie durch 
organisatorische Disziplin zu binden; die 
Organisation muß lernen, alle kollektiven 
Handlungen des Proletariats auf allen Ge-
bieten seines lebendigen Kampfes zu lei-
ten. Das ist der zweite Buchstabe des kom-
munistischen Abc.
Erstreckt sich die Einheitsfront nur auf die 
Arbeitermassen oder bezieht sie auch die 
opportunistischen Führer ein? Diese Fra-
gestellung ist nur die Frucht eines Miß-
verständnisses. Könnten wir einfach die 
Arbeitermassen um unser Banner und un-
sere Losungen scharen ... unter Umgehung 
der reformistischen Partei- und Gewerk-
schaftsorganisationen, so wäre das natür-
lich das Beste. Dann würde sich aber auch 
die Frage der Einheitsfront selbst nicht in 
ihrer jetzigen Form stellen.
Wir haben, abgesehen von allen anderen 
Erwägungen, das Interesse, die Reformis-
ten aus ihren Zufluchtsstätten herauszu-
holen und sie neben uns vor der kämp-
fenden Masse aufzustellen. Bei richtiger 
Taktik können wir dabei nur gewinnen. Der 
Kommunist, der davor zaudert oder sich 
fürchtet, ähnelt einem Schwimmer, der 
Thesen über die beste Schwimmtechnik 
akzeptiert, aber nicht riskiert, sich ins Was-
ser zu stürzen. Indem wir mit den übrigen 
Organisationen ein Abkommen treffen, 
erlegen wir uns selbstverständlich eine 
gewisse Aktionsdisziplin auf. Doch kann 
es hier keine absolute Disziplin geben. In 
dem Augenblick, da die Reformisten den 
Kampf zum Schaden der Bewegung oder 
im Gegensatz zur Lage und zur Stimmung 
der Massen zu bremsen beginnen, wah-
ren wir uns als unabhängige Organisation 
stets das Recht, den Kampf bis zum Ende 
und ohne unsere zeitweiligen Halbverbün-
deten zu führen.
In dieser Politik eine Annäherung an den 
Reformismus zu sehen, ist nur vom Stand-
punkt eines Journalisten aus möglich, der 
glaubt, sich vom Reformismus zu entfer-
nen, wenn er ihn mit stets gleichbleiben-
den Ausdrücken kritisiert, ohne die Redak-
tionsstube zu verlassen, und sich fürchtet, 
vor den Augen der Arbeitermassen mit 
ihm zusammenzustoßen und ihnen die 
Möglichkeit zu geben, Kommunisten und 
Reformisten unter den gleichen Bedingun-

gen des Massenkampfes zu vergleichen. 
Hinter dieser angeblich revolutionären 
Furcht vor „Annäherung“ verbirgt sich im 
Grunde politische Passivität, die jenen Zu-
stand erhalten möchte, wo Kommunisten 
und Reformisten ihre streng abgegrenzten 
Einflußkreise haben, ihre Versammlungs-
besucher, ihre Presse, und all das zusam-
men die Illusion eines politischen Kampfes 
erzeugt.
Hinter dem Kampf gegen die Einheitsfront 
verbirgt sich eine passive, unentschlosse-
ne Tendenz, maskiert durch verbale Un-
versöhnlichkeit. Doch auf den ersten Blick 
springt folgendes Paradox in die Augen: 
Die rechten Parteielemente mit ihren zen-
tristischen und pazifistischen Tendenzen 
... treten als die unversöhnlichsten Gegner 
der Einheitsfront auf, wobei sie sich mit 
dem Banner revolutionärer Unbeugsam-
keit verhüllen. Die Elemente dagegen, 
die ... in den schwierigsten Situationen 
uneingeschränkt auf dem Boden der III. 
Internationale standen, treten für die Ein-
heitsfronttaktik ein. In Wirklichkeit agieren 
unter der Maske pseudorevolutionärer 
Unversöhnlichkeit jetzt die Anhänger der 
passiven, abwartenden Taktik. (Trotzki: 5 
Jahre Komintern, S.345-378 der russischen 
Ausgabe).
Könnte es nicht scheinen, diese Zeilen seien 

heute geschrieben, gegen Stalin-Manuilski-
Thälmann-Remmele-Neumann? In Wirklichkeit 
wurden sie vor 10 Jahren niedergeschrieben 
– gegen Frossard, Cachin, Charles Rappoport, 
Daniel Renoult 33 und andere französische Op-
portunisten, die sich hinter ultralinken Phrasen 
versteckten. Waren diese Thesen – diese Frage 
werden wir der Stalin-Bürokratie mit zäher Be-
harrlichkeit stellen! – „konterrevolutionär“ schon 
damals, als sie die Politik des russischen Politbü-
ros mit Lenin an der Spitze widerspiegelten und 
die Politik der Komintern bestimmten? Man ver-
suche nicht zu antworten, seither hätten die Be-
dingungen sich geändert: es ging nicht um kon-
junkturelle Fragen sondern, wie im Text selbst 
gesagt wird, um das „Abc des Marxismus“.

Demnach erklärte die Komintern vor zehn 
Jahren das Wesen der Einheitsfrontpolitik so: Die 
Kommunistische Partei muß den Massen und 
ihren Organisationen in der Praxis ihren Willen 
beweisen, gemeinsam mit ihnen selbst für die 
bescheidensten Ziele zu kämpfen, wenn sie auf 
dem historischen Entwicklungsweg des Proleta-
riats liegen. Die Kommunistische Partei rechnet 
in diesem Kampf mit dem tatsächlichen Zustand 
der Klasse in der aktuellen Situation; sie wendet 
sich nicht nur an die Massen, sondern auch an 
jene Organisationen, deren Führerschaft von 
den Massen anerkannt ist; sie konfrontiert die 
reformistischen Organisationen vor den Augen 
der Massen mit den realen Aufgaben des Klas-
senkampfes. Indem sie praktisch beweist, daß 
nicht die Spaltertätigkeit der Kommunistischen 
Partei, sondern die bewußte Sabotage. der so-
zialdemokratischen Führer den gemeinsamen 

33. �8. Kurt Rosenfeld: linker sozialdemokratischer Ab-
geordneter; Mitglied der Opposition innerhalb der 
SPD; spaltete ab, um die SAP zu bilden.

Kampf untergräbt, beschleunigt die Einheits-
frontpolitik die revolutionäre Entwicklung der 
Klasse. Es ist vollständig klar, daß diese Gedan-
ken in keinem Falle veralten können.

Wie ist nun der Verzicht der Komintern auf 
die Einheitsfront zu erklären? Durch die Mißer-
folge und das Scheitern dieser Politik in der 
Vergangenheit! Wären diese Mißerfolge, deren 
Ursachen nicht in der Politik, sondern bei den 
Politikern liegen, rechtzeitig aufgedeckt, analy-
siert und studiert worden, so wäre die deutsche 
Kommunistische Partei strategisch und taktisch 
für die gegenwärtige Lage ausgezeichnet ge-
rüstet. Doch die Stalinsche Bürokratie handelte, 
wie der kurzsichtige Affe in der Fabel: nachdem 
er die Brillengläser auf den Schweif gesetzt und 
vergeblich beleckt hatte, fand er sie unverwend-
bar und zerschlug sie an einem Stein. Sagt was 
Ihr wollt, die Brillengläser trifft keine Schuld.

Die Fehler in der Einheitsfrontfrage waren 
von zweierlei Art. In den meisten Fällen wand-
ten sich die leitenden Organe der Kommunisti-
schen Partei an die Reformisten mit Vorschlägen 
zum gemeinsamen Kampf für Losungen, die 
weder der Situation noch dem Bewußtsein der 
Massen entsprachen. Die Vorschläge hatten den 
Charakter von Blindschüssen. Die Massen blie-
ben teilnahmslos, die Reformisten deuteten die 
Vorschläge der Kommunisten als Intrigen zur 
Zersetzung der Sozialdemokratie. In all diesen 
Fällen handelte es sich um eine rein formelle, 
dekorative Anwendung der Einheitsfrontpolitik, 
die nur auf Grund realistischer Bewertung von 
Situation und Massenbewußtsein fruchtbar sein 
kann. Durch häufige und dabei schlechte An-
wendung stumpfte die Waffe der „Offenen Brie-
fe“ ab, und man mußte auf sie verzichten.

Die zweite Art der Verdrehung war weitaus 
fataler. Die Einheitsfrontpolitik verwandelte 
sich unter der Stalinschen Führung in eine Jagd 
nach Bundesgenossen um den Preis des Ver-
zichts auf die Selbständigkeit der Kommunisti-
schen Partei. Gestützt auf Moskau meinten die 
Kominternbeamten im Dünkel ihrer Allmacht 
ernstlich, sie könnten die Klassen kommandie-
ren, ihnen Marschrouten vorschreiben, die Ag-
rar- und Streikbewegung in China aufhalten, das 
Bündnis mit Tschiang Kai-schek um den Preis 
des Verzichts auf die Selbständigkeit der Kom-
munistischen Partei erkaufen, die tradeunionis-
tische Bürokratie, Hauptstütze des englischen 
Imperialismus, bei der Tafelrunde in London 
oder in kaukasischen Kurorten umerziehen, 
die kroatischen Bourgeois vom Typus Radic in 
Kommunisten verwandeln usw. Die Absichten 
waren dabei gewiß die besten: die Entwicklung 
zu beschleunigen, an Stelle der Massen das zu 
tun, was diese noch nicht begriffen hatten. Es ist 
nicht überflüssig, daran zu erinnern, daß in einer 
Reihe von Ländern, besonders in Österreich, die 
Kominternbeamten in der vergangenen Perio-
de versucht haben, auf künstlichem Wege, von 
oben, eine „linke“ Sozialdemokratie als Brücke 
zum Kommunismus zu bilden. Diese Maskerade 
konnte ebenfalls nur scheitern. Die Ergebnisse 
all dieser Experimente und Abenteuer blieben 
unveränderlich katastrophal. die revolutionäre 
Bewegung wurde auf Jahre hinaus zurückge-
worfen.
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Da beschloß Manuilski, die Brillengläser 
zu zerschlagen, und Kuusinen, um künftighin 
nicht mehr zu irren, alles, ausgenommen sich 
und seine Freunde, „Sozialfaschist“ zu nennen. 
Nun wurde die Sache einfacher und klarer, nun 
konnte es keine Fehler mehr geben. Was für eine 
Einheitsfront kann es mit „Sozialfaschisten“ ge-
gen Nationalfaschisten geben, oder mit „linken 
Sozialfaschisten“ gegen rechte? Nachdem sie so 
über unseren Häuptern eine Wendung um 180 
Grad beschrieben hatte, war die Stalin-Bürokra-
tie gezwungen, die Beschlüsse der ersten vier 
Kongresse für konterrevolutionär zu erklären.

VI. Die Lehren der rus-
sischen Erfahrung

In einer der früheren Arbeiten haben wir uns 
auf die bolschewistische Erfahrung im Kampfe 
gegen Kornilow berufen: die offiziellen Führer 
haben uns mit mißfälligem Geblök geantwortet. 
Bringen wir nochmals den Kern der Sache, um 
deutlicher und eingehender darzulegen, wie die 
Stalinsche Schule Lehren aus der Vergangenheit 
zieht.

In den Monaten Juli und August 1917 führte 
das Regierungsoberhaupt Kerenski faktisch das 
Programm des Oberkommandierenden Korni-
low durch: er stellte an der Front die Feldgerich-
te und die Todesstrafe für Soldaten wieder her, 
raubte den Versöhnlersowjets die Einflußnahme 
auf die Staatsgeschäfte, machte den Bauernbän-
diger, erhöhte den Brotpreis ums Doppelte (bei 
staatlichem Getreidehandelsmonopol), bereite-
te die Räumung des revolutionären Petrograd 
vor, zog im Einvernehmen mit Kornilow konter-
revolutionäre Truppen an Petrograd heran, ver-
sprach den Alliierten eine neue Frontoffensive 
usw. Dies war die allgemeine politische Lage.

Am 26. August brach Kornilow mit dem 
schwankenden Kerenski und warf Truppen 
gegen Petrograd. Der Status der Bolschewisti-
schen Partei war halblegal. Ihre Führer, ange-
fangen mit Lenin, verbargen sich oder saßen 
im Gefängnis unter Anklage der Verbindung 
mit dem Hohenzollernschen Generalstab. Die 
bolschewistischen Zeitungen wurden beschlag-
nahmt. Die Verfolgungen gingen von der Keren-
ski-Regierung aus, die von links durch die Ver-
söhnler, Sozialrevolutionäre und Menschewiki 
unterstützt wurde.

Was tat nun die Bolschewistische Partei? Sie 
zögerte keinen Augenblick, ein praktisches Ab-
kommen mit ihren Gefängniswärtern – Keren-
ski, Zeretelli, Dan 34 usw. – für den Kampf gegen 
Kornilow zu schließen. überall wurden Revo-
lutionäre Verteidigungskomitees geschaffen, 

34. �Irakli Zeretelli (1882-1960): Führer der Menschewiki 
in Georgien; unterstützte russische Beteiligung am 
Ersten Weltkrieg; Mitglied des Exekutivrats der Sow-
jets nach der Februarrevolution; Minister in der Pro-
visorischen Regierung (Mai-August 1917); Mitglied 
der menschewistischen Regierung in Georgien nach 
der Okrtoberrevolution; wanderte 1919 aus. – Fiodor 
Dan (1871-1947): Führer der Menschewiki; Pazifist 
während des Ersten Weltkriegs; nach der Februar-
revolution Mitglied des Präsidiums des Petrograder 
Sowjets; Gegner der Oktoberrevolution; verhaftet 
1921; ausgewiesen 1922; Redakteur von verschiede-
nen menschewistischen Zeitschriften im Exil.

denen die Bolschewiki als Minderheit beitraten. 
Das hinderte sie nicht, die führende Rolle zu 
spielen, – bei Abkommen, die auf revolutionäre 
Massenaktionen berechnet sind, gewinnt stets 
die konsequenteste und kühnste revolutionä-
re Partei. Die Bolschewiki standen in vorders-
ter Reihe, zertrümmerten die Barrieren, die sie 
von den menschewistischen Arbeitern und vor 
allem von den sozialrevolutionären Soldaten 
trennten, und rissen sie mit sich.

Vielleicht haben die Bolschewiki bloß des-
halb so gehandelt, weil sie überrascht worden 
waren? Nein, die Bolschewiki hatten dutzende 
und hunderte von Malen während der vergan-
genen Monate die Menschewiki zum gemein-
samen Kampf gegen die mobilisierende Kon-
terrevolution aufgefordert. Noch am 27. Mai, als 
Zeretelli Repressionen gegen die bolschewisti-
schen Matrosen verlangte, erklärte Trotzki in der 
Sitzung des Petrograder Sowjets: „Sobald ein 
konterrevolutionärer General versuchen wird, 
der Revolution die Schlinge um den Hals zu le-
gen, werden die Kadetten den Strick einseifen, 
die Kronstädter Matrosen aber zur Stelle sein, 
um gemeinsam mit uns zu kämpfen und zu ster-
ben.“ Das fand seine wörtliche Bestätigung. In 
den Tagen des Kornilowschen Marsches wandte 
Kerenski sich an die Matrosen des Kreuzers Au-
rora mit der Bitte, den Schutz des Winterpalastes 
zu übernehmen. Die Matrosen waren durchweg 
Bolschewiki. Sie haßten Kerenski. Das hinderte 
sie nicht, den Winterpalast wachsam zu beschüt-
zen. Ihre Vertreter erschienen bei dem im Kresty 
sitzenden Trotzki zu Besuch und fragten: Sollte 
man Kerenski nicht verhaften? Doch die Frage 
hatte halb scherzhaften Charakter: Die Matro-
sen begriffen, daß man erst Kornilow vernichten 
mußte, um dann die Rechnung mit Kerenski 
zu begleichen. Die Matrosen von der Aurora 
verstanden, dank richtiger politischer Leitung, 
mehr als Thälmanns Zentralkomitee.

Unseren historischen Rückblick nennt Die 
Rote Fahne „betrügerisch“. Warum? Eine vergeb-
liche Frage. Kann man denn von diesen Leuten 
durchdachte Einwände erwarten? Ihnen ist aus 
Moskau unter Androhung der Entlassung an-
befohlen, bei Erwähnung des Namens Trotzki 
zu bellen. Sie erfüllen den Befehl nach bestem 
Können. Trotzki zieht nach ihren Worten „den 
betrügerischen Vergleich zwischen dem Kampf 
der Bolschewiki beim reaktionären Kornilow-
putsch Anfang September 1917, als die Bolsche-
wiki gegen die Menschewiki um die Mehrheit 
innerhalb der Sowjets dicht vor einer akut revo-
lutionären Situation rangen, als die Bolschewiki 
im bewaffneten Kampfe gegen Kornilow gleich-
zeitig Kerenski ‚von der Seite her‘ angriffen, mit 
dem heutigen ‚Kampfe‘ Brünings ‚gegen‘ Hitler. 
Trotzki vertritt damit die Unterstützung der Brü-
ning- und Preußenregierung als ‚kleineres Übell“ 
(Die Rote Fahne, 22. Dezember 1931). Schwer ist 
es, diesen Haufen Phrase zu widerlegen. Den 
Kampf der Bolschewiki gegen Kornilow verglei-
che ich angeblich mit Brünings Kampf gegen 
Hitler. Ich überschätze nicht die geistigen Fähig-
keiten der Redaktion der Roten Fahne, doch ha-
ben diese Leute meinen Gedanken unmöglich 
nicht verstehen können: Brünings Kampf gegen 
Hitler vergleiche ich mit dem Kampf Kerenskis 

gegen Kornilow; den Kampf der Bolschewiki ge-
gen Kornilow vergleiche ich mit dem Kampf der 
deutschen Kommunistischen Partei gegen Hit-
ler. Worin ist dieser Vergleich „betrügerisch“. Die 
Bolschewiki, sagt Die Rote Fahne kämpften zu 
jener Zeit gegen die Menschewiki um die Mehr-
heit in den Sowjets. Aber auch die Kommunisti-
sche Partei kämpft gegen die Sozialdemokratie 
um die Mehrheit der Arbeiterklasse. In Rußland 
stand man vor einer „akut revolutionären“ Situ-
ation. Richtig. Doch hätten die Bolschewiki im 
August die Thälmannsche Position bezogen, so 
wäre anstelle einer revolutionären Situation die 
Konterrevolutionäre eingetreten.

In den letzten Augusttagen wurde Kornilow 
niedergeschlagen, eigentlich nicht mit Waffen-
gewalt, sondern durch die bloße Einmütigkeit 
der Massen. Sogleich nach dem 3. September 
schlug Lenin in der Presse den Menschewiki 
und Sozialrevolutionären einen Kompromiß 
vor: Ihr bildet die Sowjetmehrheit, sagte er ih-
nen. Nehmt die Macht, wir werden Euch gegen 
die Bourgeoisie helfen; garantiert uns volle 
Agitationsfreiheit, und wir gewährleisten Euch 
friedlichen Kampf um die Mehrheit im Sowjet! 
So ein Opportunist war dieser Lenin! Die Men-
schewiki und Sozialrevolutionäre lehnten den 
Kompromiß ab, das heißt den neuerlichen Vor-
schlag einer Einheitsfront gegen die Bourgeoi-
sie. Diese Ablehnung wurde in den Händen der 
Bolschewiki ein machtvolles Werkzeug für die 
Vorbereitung des bewaffneten Aufstandes, der 
sieben Wochen später Menschewiki und Sozial-
revolutionäre hinwegfegte.

Bisher hat es in der Welt nur eine siegreiche 
proletarische Revolution gegeben. Ich glaube 
durchaus nicht, wir hätten auf dem Wege zum 
Sieg keinerlei Fehler begangen, doch denke 
ich immerhin, unsere Erfahrung habe für die 
deutsche Kommunistische Partei irgendeine 
Bedeutung. Ich bringe die nächstliegende und 
hervorstechendste geschichtliche Analogie. 
Womit antworten nun die Führer der deutschen 
Kommunistischen Partei? Mit Schmähungen.

„Ernsthaft“ im vollen Waffenkleid ihrer Wis-
senschaft, hat nur die ultralinke Gruppe Rote 
Kämpfer auf unseren Vergleich zu antworten 
versucht. Sie meinen, die Bolschewiki hätten im 
August „richtig gehandelt“, denn Kornilow war 
der Träger der zaristischen Konterrevolution, d.h. 
sein Kampf war der Kampf der feudalen Reakti-
on gegen die bürgerliche Revolution. In dieser 
Situation war ein taktisches Bündnis der Arbei-
terschaft mit dem Bürgertum und seinem sozi-
alrevolutionären und menschewistischen An-
hang nicht nur richtig, sondern auch notwendig 
und unvermeidlich, denn das Interesse beider 
Klassen fiel im Punkte der Abwehr der feudalen 
Konterrevolution zusammen. Da Hitler nicht die 
feudale, sondern die bürgerliche Konterrevolu-
tion verkörpert, kann die Sozialdemokratie, die 
die Bourgeoisie unterstützt, nicht gegen Hitler 
vorgehen. Darum gibt es keine Einheitsfront in 
Deutschland, und darum ist Trotzkis Vergleich 
falsch.

All das klingt sehr solid. Aber in Wirklichkeit 
ist nicht ein wahres Wort daran. Die russische 
Bourgeoisie stand im August 1917 absolut nicht 
in Widerspruch zur feudalen Reaktion: das ge-
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samte Großgrundbesitzertum unterstützte die 
Kadettenpartei, die gegen die Enteignung der 
Großgrundbesitzer ankämpfte. Kornilow nann-
te sich Republikaner, „Bauernsohn“, Anhänger 
der Agrarreform und der Konstituierenden Ver-
sammlung. Die gesamte Bourgeoisie unterstütz-
te Kornilow. Das Einvernehmen der Bolschewiki 
mit den Sozialrevolutionären und Menschewiki 
wurde nur dadurch ermöglicht, daß die Ver-
söhnler vorübergehend mit der Bourgeoisie 
gebrochen hatten, – dazu nötigte sie die Angst 
vor Kornilow. Die Versöhnler begriffen, daß mit 
Kornilows Sieg die Bourgeoisie sie nicht mehr 
brauchen und Kornilow gestatten würde, sie zu 
vernichten. In diesem Rahmen besteht, wie wir 
sehen, eine vollständige Analogie zum Verhält-
nis von Sozialdemokratie und Faschismus.

Der Unterschied beginnt durchaus nicht dort, 
wo die Theoretiker vom Roten Kämpfer ihn se-
hen. In Rußland strebten die Massen des Klein-
bürgertums und vor allem der Bauernschaft nach 
links und nicht nach rechts. Kornilow stützte 
sich nicht auf das Kleinbürgertum. Gerade des-
halb war seine Bewegung faschistische. Es war 
dies die bürgerliche – keineswegs die „feudale“ 
Konterrevolution der Verschwörergenerale. Dar-
in bestand ihre Schwäche. Kornilow stützte sich 
auf die Sympathie der gesamten Bourgeoisie 
und die militärische Hilfe von Offiziersstand und 
Junkertum, d.h. der jungen Generation der glei-
chen Bourgeoisie. Das war zu wenig. Doch bei 
falscher Politik der Bolschewiki wäre Kornilows 
Sieg keineswegs ausgeschlossen gewesen.

Wie wir sehen, sind die Einwände des Roten 
Kämpfer gegen die Einheitsfront in Deutschland 
darauf begründet, daß seine Theoretiker weder 
die russische noch die deutsche Situation be-
greifen 35. 

Da sie sich auf dem Glatteis der russischen 
Geschichte nicht sicher fühlt, versucht Die Rote 
Fahne, von einer anderen Seite an die Frage he-
ranzugehen. Für Trotzki seien nur die National-
sozialisten Faschisten. „Der Ausnahmezustand, 
der diktatorische Lohnabbau, das faktische 
Streikverbot ... all das ist für Trotzki kein Faschis-
mus. Das soll unsere Partei tolerieren.“ Diese 
Leute entwaffnen einen durch die Ohnmacht 
ihrer Wut. Wo und wann habe ich vorgeschla-
gen, Brüning zu „tolerieren“. Und was heißt das: 
„tolerieren“? Soll es sich um parlamentarische 
oder außerparlamentarische Unterstützung der 
Brüning-Regierung handeln, so ist, unter Kom-
munisten darüber überhaupt zu sprechen, eine 
Schmach. Aber in einem anderen, breiteren, his-
torischen Sinne seid Ihr Herren Krakeeler doch 
gezwungen, die Brüning-Regierung zu „tolerie-
ren“ denn Euer Quentchen Kraft reicht nicht aus, 
sie zu stürzen.

Alle Beweisgründe, die von der Roten Fahne 
gegen mich in deutschen Dingen angeführt 
werden, hätte man mit vollem Recht auch den 
Bolschewiki im Jahre 19I7 vorhalten können. 
Man hätte sagen können: „Für die Bolschewi-
ki beginnt die Kornilowiade erst mit Kornilow. 
Aber ist denn Kerenski nicht ein, Kornilowianer? 

35. �Viktor Emanuel III. (1869-1947): König Italiens ab 
1900, zuerst durch den Ersten Weltkrieg und dann 
während der faschistischen Herrschaft Mussolinis; 
mußte 1946 abdanken.

Ist seine Politik nicht auf die Erdrosselung der 
Revolution gerichtet? Unterdrückt er nicht die 
Bauern durch Strafexpeditionen? Organisiert er 
nicht Aussperrungen? Lebt Lenin nicht in der Il-
legalität? Und das alles sollen wir tolerieren?“

Soweit ich mich entsinne, fand sich nicht ein 
Bolschewik, der sich einer ähnlichen Argumen-
tation getraut hätte. Hätte es aber einen gege-
ben, so hätte man ihm folgendermaßen geant-
wortet: „Wir beschuldigen Kerenski, die Macht-
ergreifung Kornilows vorzubereiten und zu er-
leichtern. Befreit uns das aber von der Verpflich-
tung, uns Kornilows Angriff entgegenzuwerfen? 
Wir beschuldigen den Pförtner, dem Dieb die 
Tür halb geöffnet zu haben? Heißt das aber, daß 
wir uns einfach von der Tür abwenden sollen?“ 
Da die Brüning-Regierung dank der sozialdemo-
kratischen Tolerierung das Proletariat bis zu den 
Knien in die Kapitulation vor dem Kapitalismus 
hineingestoßen hat, schlußfolgert Ihr: bis an 
die Knie, bis zu den Lenden oder bis über den 
Kopf, ist das einerlei? Nein, es ist nicht einerlei. 
Wer mit den Knien ins Moor geraten ist, vermag 
noch herauszuspringen. Wer mit dem Kopf im 
Moor steckt, für den gibt es kein Zurück.

Über die Ultralinken schrieb Lenin: Sie „sagen 
über uns Bolschewiki sehr viel Gutes. Manchmal 
möchte man sagen: Wenn sie uns doch weniger 
loben, wenn sie doch in die Taktik der Bolsche-
wiki besser eindringen, sich besser mit ihr ver-
traut machen wollten!“

VII. Die Lehren der ita-
lienischen Erfahrung

Der italienische Faschismus erwuchs unmit-
telbar aus dem von den Reformisten verrate-
nen Aufstand des italienischen Proletariats. Seit 
Kriegsende war die revolutionäre Bewegung 
Italiens im Aufstieg begriffen, um im September 
1920 zur Besetzung der Betriebe und Fabriken 
durch die Arbeiter zu führen. Die Diktatur des 
Proletariats war zur Tatsache geworden, es hieß 
nur, sie zu organisieren und alle Konsequenzen 
daraus zu ziehen. Die Sozialdemokratie erschrak 
und drängte zurück. Nach kühnen, heroischen 
Anstrengungen stand das Proletariat vor dem 
Nichts. Der Zusammenbruch der revolutionä-
ren Bewegung wurde zur wichtigsten Voraus-
setzung des Wachstums des Faschismus. Im 
September war die revolutionäre Offensive des 
Proletariats zum Stillstand gekommen, im No-
vember fand bereits das erste bedeutendere 
Auftreten der Faschisten statt (die Besetzung 
Bolognas).

Allerdings war das Proletariat auch nach der 
Septemberkatastrophe zu Verteidigungskämp-
fen fähig. Doch die Sozialdemokraten hatten 
nur eine Sorge: die Arbeiter um den Preis unauf-
hörlicher Konzessionen aus dem Feuer zu füh-
ren. Die Sozialdemokraten hofften, durch unter-
würfige Haltung der Arbeiter würde sich die „öf-
fentliche Meinung“ der Bourgeoisie gegen die 
Faschisten richten. Noch mehr, die Reformisten 
erhofften sogar die Hilfe Viktor Emanuels �. Bis 
zur letzten Stunde hielten sie die Arbeiter vom 
Kampf mit den Mussolini-Banden zurück. Doch 
das half nichts. Die Krone schlug sich im Gefolge 
der Bourgeoisie auf die Seite des Faschismus. 

Nachdem sie sich in letzter Minute überzeugt 
hatten, daß der Faschismus durch Demut nicht 
aufzuhalten sei, riefen die Sozialdemokraten die 
Arbeiter zum Generalstreik auf. Aber ihr Appell 
führte zu einem Fiasko. Die Reformisten hatten 
solange das Pulver benetzt, in der Angst, es 
könnte Feuer fangen, daß, als sie endlich mit 
zitternder Hand das brennende Zündholz daran 
hielten, das Pulver nicht entflammte.

Zwei Jahre nach seinem Entstehen war der 
Faschismus an der Macht. Er festigte seine Po-
sitionen dank dem Umstand, daß die erste 
Periode seiner Herrschaft mit einer günstigen 
Wirtschaftskonjunktur zusammenfiel, die der 
Depression von 1921-22 folgte. Die Faschisten 
erdrückten das im Rückzug befindliche Proleta-
riat mit der Angriffskraft der Kleinbourgeoisie. 
Doch geschah das nicht auf einen Schlag. Schon 
an der Macht, bewegte sich Mussolini auf sei-
nem Wege mit einer gewissen Vorsicht weiter. 
Er verfügte noch nicht über fertige Muster. In 
den ersten beiden Jahren wurde nicht einmal 
die Verfassung geändert. Die faschistische Re-
gierung hatte den Charakter einer Koalition. Die 
faschistischen Banden arbeiteten unterdessen 
mit Knütteln, Messern und Revolvern. Erst all-
mählich bildete sich der faschistische Staat he-
raus; das bedeutet die völlige Vernichtung aller 
selbständigen Massenorganisationen.

Mussolini erreichte das um den Preis der Bü-
rokratisierung der faschistischen Partei selbst. 
Nachdem er die Angriffskraft des Kleinbürger-
tums ausgenutzt hatte, erstickte es der Faschis-
mus in den Zangen des bürgerlichen Staates. 
Anders konnte er nicht verfahren, denn die Ent-
täuschung der durch ihn mobilisierten Massen 
wurde für ihn selbst zu einer unmittelbaren Ge-
fahr. Der bürokratisierte Faschismus hat sich au-
ßerordentlich den anderen Formen militärisch-
polizeilicher Diktatur genähert. Er verfügt nicht 
mehr über seine ehemalige soziale Stütze. Das 
Hauptreservoir des Faschismus – das Kleinbür-
gertum – hat sich verausgabt. Nur die histori-
sche Trägheitskraft gestattet dem faschistischen 
Staat, das Proletariat im Zustand der Zersplitte-
rung und Ohnmacht zu halten. Das Kräftever-
hältnis verschiebt sich automatisch zugunsten 
des Proletariats. Diese Verschiebung muß zur 
Revolution führen. Der Zusammenbruch des Fa-
schismus wird eines der katastrophalsten Ereig-
nisse der europäischen Geschichte sein. Doch 
all diese Prozesse brauchen, wie die Tatsachen 
beweisen, Zeit. Der faschistische Staat besteht 
schon seit zehn Jahren. Wie lange wird er sich 
noch halten? Ohne sich auf das riskante Ge-
biet der Fristbestimmungen zu begeben, kann 
man mit Gewißheit behaupten: Hitlers Sieg in 
Deutschland würde einen neuen und langfris-
tigen Aufschub für Mussolini bedeuten. Hitlers 
Vernichtung wird für Mussolini den Anfang vom 
Ende bedeuten.

In ihrer Politik gegenüber Hitler hat die deut-
sche Sozialdemokratie nicht ein einziges Wort 
neu erfunden, sie wiederholt bloß gesetzter, was 
seinerzeit mit großem Temperament die italieni-
schen Reformisten durchgemacht haben. Diese 
erklärten den Faschismus als Nachkriegspsycho-
se; die deutsche Sozialdemokratie sieht in ihm 
die „Versailler“ Psychose oder die Krisenpsycho-
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se. In beiden Fällen verschließen die Reformis-
ten die Augen vor dem organischen Charakter 
des Faschismus als einer aus dem Verfallskapita-
lismus entstehenden Massenbewegung.

In der Angst vor revolutionärer Mobilisierung 
der Arbeiter setzten die italienischen Reformis-
ten alle Hoffnungen auf den „Staat“. Ihre Losung 
war: „Viktor Emanuel, greif ein!“ Die deutsche 
Sozialdemokratie verfügt nicht über eine so de-
mokratische Hilfsquelle wie einen verfassungs-
treuen Monarchen. Da heißt’s eben, sich mit 
einem Präsidenten zu begnügen. „Hindenburg 
36, greif ein!“

Im Kampf gegen Mussolini, d.h. auf dem 
Rückzug vor ihm, produzierte Turati 37 seine 
geniale Formel: „Man muß den Mut haben, ein 
Feigling zu sein“. Die deutschen Reformisten 
sind weniger spaßig in ihren Losungen. Sie for-
dern „Mut zur Unpopularität“. Das ist ein und 
dasselbe. Man darf nicht die durch feige Anpas-
sung an den Feind hervorgerufene Unpopulari-
tät fürchten.

Gleiche Ursachen haben gleiche Wirkungen. 
Hinge der Gang der Dinge bloß von der sozial-
demokratischen Parteileitung ab, Hitlers Karrie-
re wäre gesichert!

Doch man muß zugeben, daß auch die deut-
sche Kommunistische Partei wenig aus der itali-
enischen Erfahrung gelernt hat.

Die Kommunistische Partei Italiens war fast 
gleichzeitig mit dem Faschismus entstanden. 
Doch die gleichen Bedingungen der revolutio-
nären Ebbe, die den Faschismus an die Macht 
brachten, hielten die Entwicklung der Kommu-
nistischen Partei auf. Sie legte sich nicht Rechen-
schaft ab über das Ausmaß der faschistischen 
Gefahr, wiegte sich in revolutionären Illusionen, 
war ein unversöhnlicher Gegner der Einheits-
frontpolitik, mit einem Worte: sie litt an allen Kin-
derkrankheiten. Kein Wunder, sie war erst zwei 
Jahre alt. Der Faschismus erschien ihr lediglich 
als „kapitalistische Reaktion“. Die spezifischen 
Züge des Faschismus, die sich aus der Mobilisie-
rung des Kleinbürgertums gegen das Proleta-
riat ergeben, nahm die Kommunistische Partei 
Italiens nicht wahr. Mit Ausnahme des einzigen 
Gramsci 38 schloß die Kommunistische Partei, 
wie mir italienische Freunde mitteilen, selbst die 
Möglichkeit der faschistischen Machtergreifung 
aus. Hat einmal die proletarische Revolution 
eine Niederlage erlitten, der Kapitalismus sich 
befestigt, die Konterrevolution triumphiert, was 
für einen konterrevolutionären Umsturz kann 

36. �Paul von Hindenburg (1847-1934): Oberbefehls-
haber der Reichswehr ab 1916; 1925 als Präsident 
gewählt als Kandidat eines rechten Blocks; wieder-
gewählt 1932 mit Unterstützung der SPD sowie 
des Großkapitals; machte Hitler Januar 1933 zum 
Kanzler unter dem Einfluß von Großgrundbesitzern, 
Industriellen und Reichswehr.

37. �Filippo Turati (1857-1932): Gründungsmitglied der 
Sozialistischen Partei Italiens (PSI); Gegner der Rus-
sischen Revolution; nach der Spaltung der PSI 1922 
Führer der Reformisten.

38. �Antonio Gramsci (1891-1937): Theoretiker der Be-
triebsbesetzungsbewegung in Turin 1919-20; Grün-
dungsmitglied der Kommunistischen Partei Italiens; 
Führer der Partei nach der Entlassung Bordigas 1924; 
verhaftet 1926; bekannt für seine Gefängnisschrif-
ten, die ein wichtiger Beitrag zum Marxismus sind; 
starb in Gefangenschaft.

es da noch geben? Die Bourgeoisie kann doch 
nicht gegen sich selbst einen Aufstand machen! 
Das war der Kern der politischen Orientierung 
der italienischen Kommunistischen Partei. Man 
darf dabei nicht vergessen, daß der Faschismus 
damals eine neue Erscheinung darstellte und 
sich erst im Formierungsprozeß befand. Seine 
spezifischen Züge herauszuschälen wäre auch 
einer erfahreneren Partei nicht leicht gefallen.

Die Leitung der Kommunistischen Partei 
Deutschlands wiederholt jetzt fast wörtlich die 
Ausgangsposition des italienischen Kommu-
nismus: Der Faschismus ist lediglich eine kapi-
talistische Reaktion, die Unterschiede zwischen 
den verschiedenen Formen der kapitalistischen 
Reaktion sind vom Standpunkt des Proletariats 
aus bedeutungslos. Dieser Vulgärradikalismus 
ist um so unverzeihlicher, als die deutsche Par-
tei weitaus älter ist als die italienische in der 
entsprechenden Periode, und außerdem der 
Marxismus jetzt um Italiens tragische Erfahrung 
bereichert ist. Sagen, der Faschismus sei bereits 
da, oder selbst die Möglichkeit seiner Machter-
greifung leugnen – das ist politisch ein und das-
selbe. Das Verkennen des spezifischen Charak-
ters des Faschismus lähmt unvermeidlich den 
Willen, gegen ihn zu kämpfen.

Die Hauptschuld liegt selbstverständlich bei 
der Kominternführung. Die italienischen Kom-
munisten wären mehr als alle anderen verpflich-
tet, ihre warnende Stimme zu erheben. Doch 
Stalin und Manuilski haben sie gezwungen, sich 
der wichtigsten Lehren ihrer eigenen Niederla-
ge zu begeben. Wir haben gesehen, mit welch 
servilem Eifer Ercoli sich sputete, auf die Position 
des Sozialfaschismus überzugehen, d.h. auf die 
Position der passiven Erwartung des faschisti-
schen Sieges in Deutschland.

Die internationale Sozialdemokratie hat sich 
lange damit getröstet, der Bolschewismus sei 
nur in einem zurückgebliebenen Lande denk-
bar. Die gleiche Behauptung wurde dann auch 
auf den Faschismus übertragen. Die deutsche 
Sozialdemokratie muß sich jetzt am eigenen 
Leibe von der Falschheit dieses Trostes überzeu-
gen: ihre kleinbürgerlichen Mitläufer strömten 
und strömen ins Lager des Faschismus, während 
die Arbeiter zur Kommunistischen Partei ziehen. 
Und nur diese beiden Gruppierungen wachsen 
in Deutschland: Faschismus und Bolschewis-
mus. Sind auch Rußland einerseits und Italien 
andererseits weitaus rückständigere Länder als 
Deutschland, so haben doch beide die Arena 
zur Entfaltung politischer Bewegungen abge-
geben, die dem imperialistischen Kapitalismus 
eigen sind. Das fortgeschrittenere Deutschland 
ist gezwungen, Prozesse zu reproduzieren, die 
ihre Vollendung in Rußland und Italien gefun-
den haben. Das Grundproblem der deutschen 
Entwicklung kann gegenwärtig so formuliert 
werden: wird sie den russischen oder den itali-
enischen Weg einschlagen?

Das heißt selbstverständlich nicht, daß 
Deutschlands hochentwickelte soziale Struk-
tur für das Schicksal von Bolschewismus und 
Faschismus bedeutungslos wäre. Italien ist in 
weitaus größerem Maße als Deutschland ein 
Kleinbürger- und Bauernland. Es genügt, daran 
zu erinnern, daß auf 9,8 Millionen in Land- und 

Forstwirtschaft Beschäftigte in Deutschland 
18,5 Millionen in Industrie und Handel kom-
men, d.h. fast doppelt soviel. In Italien kommen 
auf 10,3 Millionen in Land- und Forstwirtschaft 
Beschäftigte 6,4 Millionen in Industrie und Han-
del. Diese abstrakten Zahlen geben noch lange 
keine Vorstellung vom hohen spezifischen Ge-
wicht des Proletariats im Leben des deutschen 
Volkes. Selbst die große Zahl der Arbeitslosen ist 
ein umgekehrter Beweis der sozialen Macht des 
deutschen Proletariats. Alles liegt daran, diese 
Macht in die Sprache der revolutionären Politik 
zu übersetzen.

Die letzte große Niederlage des deutschen 
Proletariats, die man auf eine historische Ebene 
mit den Septembertagen in Italien stellen kann, 
fällt in das Jahr 1923. In den seither verstriche-
nen mehr als acht Jahren sind viele Wunden 
verheilt, eine frische Generation ist entstanden. 
Die Kommunistische Partei Deutschlands stellt 
eine unvergleichlich größere Kraft dar als die 
italienischen Kommunisten im Jahre 1922. Das 
spezifische Gewicht des Proletariats, der bedeu-
tende Zeitraum, der seit seiner letzten Nieder-
lage verflossen ist, die bedeutende Kraft der 
Kommunistischen Partei – das sind drei Vorteile, 
die von ungeheurer Bedeutung sind bei der all-
gemeinen Einschätzung der Situation und der 
Aussichten.

Um aber seine Vorteile zu nutzen, muß man 
sie begreifen. Daran fehlt es. Thälmanns Position 
von 1932 reproduziert Bordigas 39 Position von 
1922. Hier ist die Gefahr besonders groß. Aber 
auch hier gibt es einen ergänzenden Vorteil, den 
es zehn Jahre zuvor nicht gab. In den revoluti-
onären Reihen Deutschlands existiert eine mar-
xistische Opposition, die sich auf die Erfahrung 
des vergangenen Jahrzehnts stützt. Diese Op-
position ist zahlenmäßig schwach, doch verlei-
hen die Ereignisse ihrer Stimme außerordentli-
che Kraft. Unter bestimmten Bedingungen kann 
ein kleiner Stoß eine Lawine zum Absturz brin-
gen. Der kritische Anstoß der Linken Opposition 
kann rechtzeitig einen Wechsel der Politik der 
proletarischen Avantgarde herbeiführen. Darin 
besteht heute die Aufgabe!

VIII. Durch Einheitsfront zu 
den Sowjets als höchsten 
Organen der Einheitsfront

Wortverneigungen vor den Sowjets sind 
in „linken“ Kreisen ebenso verbreitet wie das 
Nichtbegreifen ihrer historischen Funktion. Die 
Sowjets werden am häufigsten als Organe des 
Machtkampfes definiert, als Aufstandsorgane, 
schließlich als Organe der Diktatur. Diese Defi-
nitionen sind formal richtig. Doch erschöpfen 
sie durchaus nicht die historische Funktion der 
Sowjets. Sie erklären vor allem nicht, warum für 
den Machtkampf gerade Sowjets nötig sind. Die 

39. �Amadeo Bordiga (1889-1970): Führer der Opposition 
zur zentristischen Politik der SPI während und nach 
dem Ende des Ersten Weltkriegs; Gründungsmit-
glied der KPI 1921; wichtiger Einfluß auf der Partei 
bis 1924; später aus der Partei ausgeschlossen 
wegen Trotzkismus; wichtiger Theoretiker des 
„Links“-Kommunismus.
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Antwort auf diese Frage lautet: Wie die Gewerk-
schaften Elementarform der Einheitsfront im 
wirtschaftlichen Kampf sind, so ist der Sowjet 
die höchste Form der Einheitsfront in der Phase 
des proletarischen Kampfes um die Macht.

Im Sowjet stecken an sich keine wunder-
baren Kräfte. Er ist lediglich die Klassenvertre-
tung des Proletariats mit all seinen starken und 
schwachen Seiten. Doch gerade dadurch und 
nur dadurch schafft der Sowjet die organisatori-
sche Möglichkeit für die Arbeiter verschiedener 
politischer Richtungen, verschiedener Entwick-
lungsstufen, ihre Anstrengungen im revolutio-
nären Machtkampf zu vereinigen. In der gegen-
wärtigen vorrevolutionären Situation müssen 
die fortgeschrittenen Arbeiter Deutschlands mit 
besonderer Klarheit die historische Funktion der 
Sowjets als Einheitsfrontorgane durchdenken.

Würde es der Kommunistischen Partei glü-
cken, in der vorbereitenden Periode alle übrigen 
Parteien aus den Reihen der Arbeiter zu verdrän-
gen, die überwältigende Mehrheit der Arbeiter 
unter ihrem Banner politisch wie organisato-
risch zu vereinigen, so bestünde keinerlei Bedarf 
an Sowjets. Wie aber die historische Erfahrung 
zeigt, besteht kein Grund zu der Annahme, daß 
es in irgendeinem Lande – in den Ländern mit 
alter kapitalistischer Kultur noch weniger als in 
den rückständigen – gelingt, vor dem proletari-
schen Umsturz eine so unbestrittene und unbe-
dingt beherrschende Stellung in den Reihen der 
Arbeiter einzunehmen.

Gerade das heutige Deutschland zeigt uns, 
daß sich die Aufgabe des direkten und unmit-
telbaren Kampfes um die Macht dem Proleta-
riat stellt, lange ehe es vollständig unter dem 
Banner der Kommunistischen Partei vereinigt 
ist. Die revolutionäre Situation besteht auf po-
litischer Ebene eben darin, daß alle Gruppierun-
gen und Schichten des Proletariats, zumindest 
ihre erdrückende Mehrheit, vom Streben nach 
Vereinigung ihrer Anstrengungen zum Wechsel 
des bestehenden Regimes erfaßt werden. Das 
bedeutet indes nicht, daß sie alle begreifen, wie 
das zu machen ist, und noch weniger, daß sie 
alle bereit sind, heute schon mit ihren Parteien 
zu brechen und in die Reihen des Kommunis-
mus überzugehen. Nein, so planmäßig und ge-
setzmäßig reift das politische Bewußtsein der 
Klasse nicht, tiefe innere Unterschiede bleiben 
auch während der revolutionären Epoche be-
stehen, wo sich alle Prozesse sprunghaft vollzie-
hen. Gleichzeitig aber wird das Bedürfnis nach 
einer überparteilichen, die ganze Klasse umfas-
senden Organisation besonders akut. Diesem 
Bedürfnis eine Form zu geben – das ist die his-
torische Bestimmung der Sowjets. Das ist ihre 
große Aufgabe. Unter den Bedingungen der re-
volutionären Situation bilden sie den höchsten 
organisatorischen Ausdruck der proletarischen 
Einheit. Wer das nicht begriffen hat, hat in der 
Frage der Sowjets nichts begriffen. Thälmann, 
Neumann, Remmele können noch so viel Reden 
halten und Artikel schreiben über das künftige 
„Sowjetdeutschland“ durch ihre heutige Poli-
tik sabotieren sie das Entstehen von Sowjets in 
Deutschland.

Fern von den Ereignissen, ohne unmittelbare 
Eindrücke von den Massen, ohne die Möglich-

keit, täglich die Hand an den Puls der Arbeiter-
klasse zu legen, ist es schwer, die Übergangs-
formen vorauszusehen, die in Deutschland zur 
Schaffung von Sowjets führen werden. In einem 
anderen Zusammenhang habe ich die Vermu-
tung ausgesprochen, erweiterte Betriebsräte 
könnten zu Sowjets werden; ich habe mich da-
bei hauptsächlich auf die Erfahrung von 1923 
gestützt. Das ist aber natürlich nicht der einzige 
Weg. Unter dem Druck von Arbeitslosigkeit und 
Elend einerseits, dem Vordringen der Faschisten 
andererseits, kann sich das Bedürfnis nach re-
volutionärer Einheit mit einem Schlage in Form 
von Sowjets äußern, so daß die Betriebsräte 
übergangen werden. Auf welchem Wege indes 
die Sowjets auch entstehen werden, sie kön-
nen nichts anderes sein als der organisatorische 
Ausdruck der starken und schwachen Seiten des 
Proletariats, seiner inneren Differenzierung und 
des allgemeinen Strebens nach deren Überwin-
dung, kurz: Organe der Einheitsfront der Klasse.

Sozialdemokratie und Kommunistische Par-
tei teilen sich in Deutschland den Einfluß auf die 
Mehrheit der Arbeiterklasse. Die Sozialdemo-
kratie tut ihr Möglichstes, die Arbeiter von sich 
abzustoßen. Die Kommunistische Parteiführung 
wirkt mit allen Kräften dem Zustrom der Arbei-
ter entgegen. Als Resultat ergibt sich die Entste-
hung einer dritten Partei bei verhältnismäßig 
langsamer Verschiebung des Kräfteverhältnis-
ses zugunsten der Kommunisten. Doch selbst 
bei der richtigsten Politik der Kommunistischen 
Partei würde das Bedürfnis der Arbeiter nach 
revolutionärer Einigung der Klasse unvergleich-
lich schneller wachsen als das Übergewicht der 
Kommunistischen Partei innerhalb der Klasse. 
Die Notwendigkeit der Schaffung von Sowjets 
bliebe somit in vollem Umfang bestehen.

Die Schaffung von Sowjets setzt die Über-
einkunft der verschiedenen Parteien und Orga-
nisationen des Proletariats, angefangen beim 
Betrieb, voraus, sowohl was die Notwendigkeit 
der Sowjets anbelangt, als auch hinsichtlich 
Zeitpunkt und Art ihrer Bildung. Das heißt: stel-
len die Sowjets die höchste Form der Einheits-
front in der revolutionären Periode dar, so muß 
ihrer Entstehung die Einheitsfrontpolitik in der 
vorbereitenden Epoche vorausgehen.

Muß man abermals daran erinnern, daß 1917 
sechs Monate lang die Sowjets in Rußland eine 
versöhnlerische Mehrheit hatten? Die Bolsche-
wistische Partei hielt, ohne auch nur eine Stunde 
auf ihre revolutionäre Selbständigkeit als Partei 
zu verzichten, gleichzeitig im Rahmen der Sow-
jettätigkeit der Mehrheit gegenüber organisato-
rische Disziplin ein. Kein Zweifel, daß in Deutsch-
land die Kommunistische Partei schon am Tage 
der Aufstellung des ersten Sowjets in ihm einen 
weitaus bedeutenderen Platz einnehmen wird, 
als ihn die Bolschewiki in den Märzsowjets von 
19I7 einnahmen. Es ist gar nicht ausgeschlos-
sen, daß die Kommunisten sehr bald schon in 
den Sowjets die Mehrheit erlangen würden. Das 
würde den Sowjets keineswegs ihre Bedeutung 
als Instrumente der Einheitsfront nehmen, denn 
die Minderheit – Sozialdemokraten, Parteilose, 
katholische Arbeiter usw. – würde in der ersten 
Zeit immerhin nach Millionen zählen, und beim 
Versuch, eine solche Minderheit zu übersprin-

gen, kann man sich in der revolutionären Situ-
ation leicht das Genick brechen. Aber all das ist 
Zukunftsmusik. Heute ist die Kommunistische 
Partei in der Minderheit. Davon muß man aus-
gehen.

Das Gesagte bedeutet natürlich nicht, daß 
der Weg zu den Sowjets unbedingt über ein vor-
heriges Abkommen mit Wels, Hilferding, Breit-
scheid usw. führt. Hat im Jahre 1918 Hilferding 
darüber nachgesonnen, wie man die Sowjets in 
die Weimarer Verfassung einbeziehen könnte, 
ohne ihr zu nahe zu treten, so zerbricht er sich 
gegenwärtig vermutlich den Kopf an dem Pro-
blem, wie die faschistischen Kasernen sich ohne 
Schaden für die Sozialdemokratie in die Weima-
rer Verfassung eingliedern lassen ...

An die Schaffung von Sowjets muß man in 
dem Augenblick herangehen, wo der allgemei-
ne Zustand des Proletariats ihre Verwirklichung 
gestattet, auch gegen den Willen der sozial-
demokratischen Spitze. Dazu muß man aber 
die sozialdemokratische Basis von ihrer Spitze 
losreißen, und das ist nicht zu erreichen, wenn 
man so tut, als wäre es schon erreicht. Gerade 
um die Millionen sozialdemokratischer Arbeiter 
von ihren reaktionären Führern zu trennen, muß 
man diesen Arbeitern zeigen, daß wir bereit 
sind, sogar mit diesen „Führern“ in die Sowjets 
zu gehen.

Man kann keineswegs von vornherein aus-
schließen, daß sich selbst die oberste Schicht 
der Sozialdemokratie wieder auf die glühende 
Herdplatte der Sowjets wird stellen müssen, um 
eine Wiederholung des Manövers von Ebert, 
Scheidemann, Haase 40 usw. aus dem Jahre 
1918-19 zu versuchen; das wird nicht so sehr 
vom schlechten Willen dieser Herren abhängen 
als davon, in welchem Maße und unter wel-
chen Bedingungen die Geschichte sie in ihren 
Schraubstock zwingen wird.

Das Entstehen des ersten großen Lokalso-
wjets, in dem kommunistische und sozialde-
mokratische Arbeiter nicht als Einzelpersonen, 
sondern als Organisationen vertreten wären, 
würde eine gewaltige Wirkung auf die gesamte 
deutsche Arbeiterklasse ausüben. Nicht nur die 
sozialdemokratischen und parteilosen Arbeiter, 
sondern auch die katholischen und liberalen 
wären außerstande, lange der davon ausge-
henden zentripetalen Kraft zu widerstehen. Alle 
Teile des deutschen Proletariats, das zur Orga-
nisation am meisten befähigt und am meisten 
geneigt ist, würden wie Eisensplitter zum Mag-

40. �Friedrich Ebert (1871-1925): rechter Führer der SPD 
während des Ersten Weltkriegs; wollte konstitutio-
nelle Monarchie, wurde aber erster Regierungschef 
der Deutschen Republik November 1918; später 
erster Präsident; einer der Verantwortlichen für die 
Vereinbarung zwischen der SPD und der Oberen 
Heeresleitung, die zur Niederschlagung der Spar-
takisten und der Ermordung von Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht führte. – Philip Scheidemann 
(1865-1937): führender rechter Sozialdemokrat; 
Unterstützter des Ersten Weltkriegs; erklärte die 
Republik während der Revolution 1918, um die 
Spartakisten daran zu hindern, eine sozialistische 
Republik zu erklären; im Exil nach 1933. – Hugo Haa-
se (1863-1919) sozialdemokratischer Abgeordneter; 
führte eine zentristische Minderheit während des 
Ersten Weltkriegs; Gründer der USPD 1917; ermordet 
1919.
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netblock, zu den Sowjets streben. In den Sow-
jets hätte die Kommunistische Partei eine neue, 
außerordentlich günstige Arena für den Kampf 
um die Führerrolle in der proletarischen Revo-
lution. Man kann ohne weiteres annehmen, 
daß die überwältigende Mehrheit der sozialde-
mokratischen Arbeiter und sogar bedeutende 
Teile des sozialdemokratischen Apparats heute 
schon in den Rahmen der Sowjets einbezogen 
wären, wenn die kommunistische Parteileitung 
den sozialdemokratischen Führern nicht so eif-
rig dabei geholfen hätte, den Druck der Massen 
zu paralysieren.

Wenn die Kommunistische Partei Abkommen 
mit Betriebsräten, sozialdemokratischen Orga-
nisationen, Gewerkschaften usw. auf Grund ei-
nes Programms bestimmter praktischer Aufga-
ben für unzulässig hält, so bedeutet das nichts 
anderes, als daß sie die Schaffung von Sowjets 
gemeinsam mit der Sozialdemokratie für unzu-
lässig hält. Da es aber rein kommunistische Sow-
jets nicht geben kann, sie auch niemandem und 
zu nichts nutze wären, bedeutet der Verzicht der 
Kommunistischen Partei auf Vereinbarungen 
und gemeinsame Aktionen mit den übrigen 
Parteien der Arbeiterklasse nichts anderes als 
den Verzicht auf die Schaffung von Sowjets.

Die Rote Fahne wird wahrscheinlich diese 
Darlegung mit einer Schimpfkanonade beant-
worten und wie zwei mal zwei gleich vier nach-
weisen, ich sei Brünings auserwählter Agent 
und der geheime Berater von Wels. Ich bin be-
reit, für all diese Titel die Verantwortung zu tra-
gen, unter der Bedingung, daß Die Rote Fahne 
ihrerseits den deutschen Arbeitern erklärt, wie, 
wann und in welcher Form in Deutschland So-
wjets ohne Einheitsfrontpolitik gegenüber den 
übrigen Arbeiterorganisationen geschaffen 
werden können.

Zur Erhellung des Problems der Sowjets als 
Einheitsfrontorgane sind die Erwägungen äu-
ßerst lehrreich, die eines der kommunistischen 
Provinzblätter, Der Klassenkampf (Halle-Mer-
seburg), diesem Thema widmet: „Alle Arbeiter-
organisationen“, ironisiert das Blatt, „so wie sie 
sind, mit allen ihren Fehlern und Schwächen, 
sollen in großen antifaschistischen Abwehrkar-
tellen zusammengefaßt werden. Was heißt das? 
Wir können uns lange theoretische Auseinan-
dersetzungen darüber ersparen, die Geschichte 
selbst ist in dieser Frage die harte Lehrmeiste-
rin der deutschen Arbeiterklasse gewesen: die 
verschwommene, breiige Einheitsfront aller Ar-
beiterorganisationen hat der deutschen Arbei-
terklasse die verlorene Revolution von 1918-19 
gekostet.“ Ein wahrhaft unübertreffliches Mus-
ter oberflächlichen Geschwafels!

Die Einheitsfront war 1918-19 hauptsäch-
lich durch die Sowjets zustandegekommen. 
Mußten die Spartakisten den Sowjets beitreten 
oder nicht? Das erwähnte Zitat besagt, daß sie 
außerhalb der Sowjets hätten bleiben sollen. 
Da aber die Spartakisten die verschwindende 
Minderheit der Arbeiterklasse darstellten und 
die sozialdemokratischen Sowjets keineswegs 
durch eigene zu ersetzen vermochten, hätte 
die Isolierung von den Sowjets einfach ihre 
Isolierung von der Revolution bedeutet. Wenn 
die Einheitsfront „verschwommen und breiig“ 

aussah, so lag die Schuld nicht an den Sowjets 
als Einheitsfrontorganen, sondern am politi-
schen Zustand der Arbeiterklasse selbst, an der 
Schwächen des Spartakusbundes und an der 
außerordentlichen Stärke der Sozialdemokratie. 
Die Einheitsfront kann überhaupt keine starke 
revolutionäre Partei ersetzen, sie kann ihr nur 
helfen, stärker zu werden. Das gleiche gilt auch 
für die Sowjets. Die Situation zu verpassen, trieb 
ihn zu ultralinken Schritten und zu vorzeitigem 
Auftreten. Wären die Spartakisten außerhalb 
der Einheitsfront, d.h. der Sowjets geblieben, so 
würden sich diese negativen Züge noch krasser 
gezeigt haben.

Haben diese Leute denn überhaupt nichts 
aus der Erfahrung der deutschen Revolution 
von 1918-19 gelernt? Haben sie überhaupt Der 
„linke Radikalismus“, die Kinderkrankheit im 
Kommunismus gelesen? Wahrlich, das stalinis-
tische Regime hat furchtbare Verwüstungen in 
den Köpfen angerichtet! Nachdem sie die Sow-
jets der UdSSR bürokratisiert haben, verhalten 
sich die Epigonen zu ihnen wie zu einem bloßen 
technischen Werkzeug in den Händen des Par-
teiapparats. Vergessen ist, daß die Sowjets als 
Arbeiterparlamente geschaffen wurden und die 
Massen dadurch an sich zogen, daß sie ihnen 
die Möglichkeit erschlossen, alle Teile der Arbei-
terklasse unabhängig von Parteiunterschieden 
Seite an Seite zu versammeln; vergessen ist, daß 
gerade darin die ungeheure erzieherische und 
revolutionäre Gewalt der Sowjets lag. Alles ist 
vergessen, alles verwirrt, alles verfälscht. O drei-
mal vermaledeites Epigonentum!

Die Frage der Beziehungen zwischen Partei 
und Sowjets ist für die revolutionäre Politik von 
entscheidender Bedeutung. Ist der heutige Kurs 
der Kommunistischen Partei faktisch darauf 
gerichtet, die Sowjets durch die Partei zu erset-
zen, so schickt Urbahns, der keine Gelegenheit 
verpaßt, Verwirrung zu stiften, sich an, die Partei 
durch die Sowjets zu ersetzen. Nach dem Be-
richt der SAZ sagte Urbahns auf einer Berliner 
Versammlung im Januar – gegen den Anspruch 
der Kommunistischen Partei auf Führung der 
Arbeiterklasse gerichtet – folgendes: „Die Füh-
rung wird in den Händen der Räte liegen, die ge-
wählt werden von der Masse selbst, nicht nach 
Wunsch oder Belieben einer einzelnen Partei! 
(Stürmischer Beifall.)“ Daß die Kommunistische 
Partei mit ihrem Ultimatismus die Arbeiter reizt, 
die geneigt sind, jedem Protest gegen die büro-
kratische Hoffart Beifall zu spenden, ist begreif-
lich. Dies ändert aber nichts daran, daß Urbahns 
Stellung auch in dieser Frage nichts mit Marxis-
mus gemein hat. Daß die Arbeiter „selbst“ die 
Sowjets wählen werden ist unbestreitbar. Doch 
das Problem liegt darin, wen sie wählen werden. 
Wir müssen in die Sowjets gehen, gemeinsam 
mit allen übrigen Organisationen, so wie sie 
sind, „mit allen ihren Fehlern und Schwächen“. 
Aber zu glauben, die Sowjets könnten „selber” 
den Kampf des Proletariats um die Macht leiten, 
heißt groben Sowjetfetischismus säen. Alles 
hängt von der Partei ab, die den Sowjet führt. 
Deshalb sprechen im Gegensatz zu Urbahns 
die Bolschewiki-Leninisten der Partei durchaus 
nicht das Recht auf Führerschaft der Sowjets 
ab; sie sagen im Gegenteil: nur auf Grund der 

Einheitsfront, nur mittels der Massenorganisati-
onen wird die Kommunistische Partei die Füh-
rungsstellung in den künftigen Sowjets erobern 
können und das Proletariat zur Machteroberung 
führen.

IX. Die SAP (Sozialisti-
sche Arbeiter-Partei)

Die SAP als „sozialfaschistische“ oder „kon-
terrevolutionäre“ Partei zu bezeichnen, dazu 
sind nur besessene Beamte imstande, die mei-
nen, ihnen sei alles erlaubt, oder dumme Papa-
geien, die Schimpfwörter wiederholen, ohne 
deren Sinn zu verstehen. Doch sein Vertrauen 
im voraus einer Partei zu schenken, die nach 
ihrem Bruch mit der Sozialdemokratie sich erst 
noch auf dem Weg zwischen Reformismus und 
Kommunismus befindet, mit einer Führung, die 
dem Reformismus näher steht als dem Kommu-
nismus – wäre unverzeihlicher Leichtsinn und 
billiger Optimismus. Die Linke Opposition trägt 
auch in dieser Frage nicht die mindeste Verant-
wortung für die Politik Urbahns.

Die SAP hat kein Programm. Es geht dabei 
nicht um ein formelles Dokument; einem Pro-
gramm wohnt nur dann Kraft inne, wenn sein 
Text mit der revolutionären Erfahrung der Par-
tei verbunden ist, mit Kampfeslehren, die ih-
ren Kadern in Fleisch und Blut übergegangen 
sind. Nichts davon bei der SAP. Die russische 
Revolution, ihre einzelnen Etappen, der Kampf 
ihrer Fraktionen, die deutsche Krise von 1923, 
der Bürgerkrieg in Bulgarien, die Ereignisse 
der chinesischen Revolution, die Kämpfe des 
englischen Proletariats (1926), die spanische 
revolutionäre Krise all diese Ereignisse, die im 
Bewußtsein eines Revolutionärs als leuchtende 
Marksteine am politischen Wege lebendig sein 
müßten, sind für die Kader der SAP nur blasse 
Zeitungserinnerungen, nicht aber verarbeitete 
revolutionäre Erfahrungen.

Daß eine Arbeiterpartei Einheitsfrontpolitik 
treiben muß, ist unbestreitbar. Doch hat die Ein-
heitsfrontpolitik ihre Gefahren. Erfolgreich kann 
diese Politik nur von einer kampferprobten re-
volutionären Partei geführt werden. Jedenfalls 
kann die Einheitsfrontpolitik nicht einer revolu-
tionären Partei als Programm dienen. Darauf ist 
aber die gesamte Tätigkeit der SAP aufgebaut. 
Als Ergebnis wird die Einheitsfront ins Innere 
der Partei hineingetragen, d.h. sie. dient zur 
Verwischung der Gegensätze zwischen den ver-
schiedenen Tendenzen. Aber gerade das ist die 
wesentliche Funktion des Zentrismus.

Die Tageszeitung der SAP ist vom Geiste der 
Halbheit durchtränkt. Trotz Ströbels 41 Abgang 
bleibt das Blatt halbpazifistisch und nicht mar-
xistisch. Die vereinzelten revolutionären Artikel 
ändern nichts an seiner Physiognomie, sondern 
machen sie noch augenfälliger. Die Zeitung er-
geht sich in Begeisterung über den geschmack-
losen, durch und durch kleinbürgerlichen Brief 
Küsters an Brüning über den Militarismus. Sie 
applaudiert einem dänischen „Sozialisten“, 
ehemaligen Minister von Königs Gnaden, für 

41. �Heinrich Ströbel (1869-1943): linker Sozialdemokrat; 
später Mitglied der USPD; noch später für eine kurze 
Zeit Mitglied der SAP.
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den Verzicht auf die Teilnahme an einer Regie-
rungsdelegation wegen allzu erniedrigender 
Bedingungen. Der Zentrismus ist mit wenigem 
zufrieden. Die Revolution aber fordert viel. Die 
Revolution fordert alles, ganz und gar.

Die SAP verurteilt die Gewerkschaftspolitik 
der KPD – Spaltung der Gewerkschaften und 
Schaffung der RGO (Revolutionäre Gewerk-
schaftsopposition 42). Kein Zweifel, die Politik 
der KPD ist auch auf diesem Gebiete vollkom-
men falsch; Losowskis 43 Führerschaft kommt 
die internationale proletarische Avantgarde 
teuer zu stehen. Doch ist die Kritik der SAP nicht 
weniger falsch. Es handelt sich keineswegs da-
rum, daß die KPD die Reihen des Proletariats 
„spaltet“ und die sozialdemokratischen Verbän-
de „schwächt“ Das sind keine revolutionären Kri-
terien, denn unter der heutigen Leitung dienen 
die Verbände nicht den Arbeitern, sondern den 
Kapitalisten. Das Verbrechen der KPD liegt nicht 
darin, daß sie Leiparts Organisation „schwächt“, 
sondern darin, daß sie sich selbst schwächt. Die 
Teilnahme der Kommunisten an den reaktionä-
ren Verbänden wird nicht durch ein abstraktes 
Einheitsprinzip diktiert, sondern von der Not-
wendigkeit des Kampfes für die Säuberung der 
Organisationen von den Agenten des Kapitals. 
Bei der SAP tritt dieses aktive, revolutionäre, 
offensive Element zurück vor dem abstrakten 
Prinzip der Einheit von Verbänden, die durch 
Agenten des Kapitals geführt werden.

Die SAP klagt die Kommunistische Partei we-
gen „putschistischer“ Tendenzen an. Auch diese 
Anklage stützt sich auf bestimmte Fakten und 
Methoden; Ehe sie sich aber das Recht zu dieser 
Anklage nimmt, muß die SAP genau formulie-
ren und praktisch vorführen, wie sie selbst zu 
den Grundfragen der proletarischen Revolution 
steht. Die Menschewiki haben die Bolschewiki 
stets des Blanquismus und Abenteurertums, 
d.h. des Putschismus beschuldigt. Die Leninsche 
Strategie aber war so fern vom Putschismus wie 
Himmel und Erde. Doch Lenin begriff und wuß-
te anderen die Bedeutung der „Kunst des Auf-
stands“ im proletarischen Kampf verständlich 
zu machen.

Die Kritik der SAP ist in diesem Punkt umso 
verdächtiger, je mehr sie sich auf Paul Levi 44 
stützt, der, durch die Kinderkrankheiten der 
Kommunistischen Partei erschreckt, ihnen den 
Altersmarasmus der Sozialdemokratie vorzog. 
Bei internen Beratungen über die Märzereignis-

42. �Revolutionäre Gewerkschaftsorganisation: von 
Kommunisten geführte Gewerkschaftsorganisati-
on, die als Opposition zum von Sozialdemokraten 
geführten Gewerkschaftsbund gegründet wurde; 
taktisch gesehen war es ein verheerender Fehler, 
weil er kommunistische Militanten von der Masse 
der Gewerkschafter trennte.

43. �Salomon Losowski (1878-1932): ehemaliger Men-
schewik; Sekretär der Roten Gewerkschaftsinterna-
tionale ab ihrer Gründung 1921; später stellvertre-
tender Volkskommissar für russischen Außenpolitik 
und Chef des Sowjetischen Informationsbüros; 1952 
erschossen.

44. �Paul Levi (1883-1930): Spartakist; enger Mitarbei-
ter von Rosa Luxemburg; Gründungsmitglied der 
KPD; wichtiger Führer nach der Ermordung von 
Luxemburg, Liebknecht und Jogiches; Gegner der 
Märzaktion; trat deswegen aus der Partei aus; wurde 
später Mitglied der SPD.

se des Jahres 1921 in Deutschland sagte Lenin 
von Levi: „Der Mann hat endgültig den Kopf 
verloren.“ Allerdings fügte Lenin sogleich hinzu: 
„Er hatte zumindest etwas zu verlieren, von den 
anderen kann man nicht einmal das behaup-
ten.“ Unter den „anderen“ figurierten Bela Kun 
45, Thalheimer usw. Daß Paul Levi einen Kopf 
auf den Schultern hatte, läßt sich nicht leugnen. 
Aber ein Mensch, der den Kopf verloren hat und 
einen Sprung aus den Reihen des Kommunis-
mus in die des Reformismus vollführt, eignet 
sich kaum zum Lehrmeister einer proletarischen 
Partei. Levis tragisches Ende, der Sturz aus dem 
Fenster im Zustande der Unzurechnungsfähig-
keit, symbolisiert gleichsam seinen politischen 
Weg.

Ist für die Massen der Zentrismus bloß der 
Übergang von einer Etappe zur anderen, so 
kann er einzelnen Politikern zur zweiten Natur 
werden. An der Spitze der SAP steht eine Grup-
pe verzweifelter sozialdemokratischer Funktio-
näre, Advokaten, Journalisten, Leute in einem 
Alter, wo man die politische Erziehung als abge-
schlossen ansehen muß. Ein verzweifelter Sozal-
demokrat ist noch kein Revolutionär.

Ein Vertreter dieses Typus – sein bester Ver-
treter – ist Georg Ledebour 46. Erst kürzlich 
habe ich die Protokolle seines Gerichtsprozes-
ses von 1919 lesen können. Und mehr als einmal 
applaudierte ich während der Lektüre in Gedan-
ken dem alten Kämpen, seiner Ehrlichkeit, sei-
nem Temperament, seinem vornehmen Wesen. 
Doch die Grenzen des Zentrismus hat Ledebour 
nie überschritten. Wo es um Massenaktionen 
geht, um höhere Formen des Klassenkampfes, 
deren Vorbereitung, um die Übernahme einer 
offenen Verantwortung für die Leitung von 
Massenkämpfen durch die Partei – dort bleibt 
Ledebour bloß der beste Vertreter des Zentris-
mus. Das trennte ihn von Liebknecht und Lu-
xemburg. Das trennt ihn jetzt von uns.

Empört darüber, daß Stalin den radikalen Flü-
gel der alten Sozialdemokratie der passiven Hal-
tung zum Kampf der unterdrückten Nationen 
beschuldigt, beruft Ledebour sich darauf, gera-
de in der nationalen Frage stets große Initiative 
bewiesen zu haben. Das ist völlig unbestreitbar. 
Persönlich hat Ledebour stets mit größter Lei-
denschaftlichkeit auf die chauvinistischen Noten 
in der alten Sozialdemokratie reagiert, wobei er 
keineswegs das in ihm selbst stark entwickelte 
deutsche Nationalgefühl verbarg. Ledebour war 
stets bester Freund der russischen, polnischen 
und anderen revolutionären Emigranten, und 
viele von ihnen haben dem alten Revolutionär 
bis heute ein warmes Gedenken bewahrt, den 
man in den Reihen der sozialdemokratischen 
Bürokratie mit verächtlicher Ironie bald „Lede-
burow“, bald „Ledebursky“.

Und nichtsdestoweniger hat Stalin, der we-

45. �Bela Kun (1886-1939): ungarischer Kommunist; füh-
render Persönlichkeit in der Ungarischen Sowjetre-
publik 1919; Vertreter der Komintern in Deutschland 
während der Märzaktion 1921; Mitglied der KPdSU 
während der 1930er Jahre; in Rußland erschossen 
1939.

46. �Georg Ledebour (1850-1947): langjähriger Sozial-
demokrat; Gründer der USPD 1917; Mitglied des 
Berliner Arbeiterrats 1918; Gegner des Beitritts der 
USPD in die Komintern; später Mitglied der SAP.

der die Tatsachen noch die Literatur jener Zeit 
kennt, in dieser Frage recht, zumindest soweit 
er Lenins Einschätzung wiederholt. Während er 
versucht, sie zu widerlegen, bestätigt Ledebour 
nur diese Einschätzung. Er beruft sich darauf, in 
seinen Artikeln mehr als einmal der Empörung 
gegen die Parteien der Zweiten Internationale 
Ausdruck gegeben zu haben, die mit Seelenru-
he der Arbeit ihres Parteikollegen Ramsay Mac-
donald 47 zusahen, der das nationale Problem 
Indiens mit Hilfe von Flugzeugbombardements 
löste. In dieser Empörung und diesem Protest 
liegt der unzweifelhafte und ehrenvolle Unter-
schied zwischen Ledebour und einem Otto Bau-
er 48, von Hilferding oder Wels gar nicht zu spre-
chen; diesen Herren fehlt zur demokratischen 
Bombardierung nur ein Indien.

Nichtsdestoweniger überschreitet Ledebours 
Position auch in dieser Frage nicht die Grenzen 
des Zentrismus. Ledebour fordert den Kampf 
gegen koloniale Unterdrückung, er wird im Par-
lament gegen Kolonialkredite stimmen, er wird 
die kühne Verteidigung der Opfer eines unter-
drückten Kolonialaufstandes auf sich nehmen. 
Aber Ledebour wird nie teilnehmen an der Vor-
bereitung eines Kolonialaufstandes. Solch eine 
Arbeit hält er für Putschismus, Abenteurertum, 
Bolschewismus. Und hier liegt der Kern der Sa-
che.

Was den Bolschewismus in der nationalen 
Frage kennzeichnet, ist, daß er die unterdrück-
ten Nationen, selbst die rückständigsten, nicht 
nur als Objekte, sondern auch als Subjekte der 
Politik betrachtet. Der Bolschewismus begnügt 
sich nicht mit der Anerkennung ihres „Rechtes“ 
auf Selbstbestimmung und mit parlamentari-
schen Protesten gegen die Mißachtung dieses 
Rechtes. Der Bolschewismus dringt tief in die 
unterdrückten Nationen ein, erhebt sich gegen 
die Unterdrücker, verbindet ihren Kampf mit 
dem Kampf des Proletariats der kapitalistischen 
Länder, unterweist die unterdrückten Chinesen, 
Inder und Araber in der Kunst des Aufstandes 
und nimmt die volle Verantwortung für diese 
Arbeit vor dem Angesicht der zivilisierten Hen-
kersknechte auf sich. Hier erst beginnt auch der 
wahre Bolschewismus, d.h. der revolutionäre 
Marxismus der Tat. Was vor dieser Grenze ste-
henbleibt, bleibt alles Zentrismus.

 * * *
Die Politik einer proletarischen Partei läßt sich 

nie nur auf Grund nationaler Kriterien richtig be-
urteilen. Für den Marxisten ist das ein Grundsatz. 
Was sind die internationalen Verbindungen und 
Sympathien der SAP? Norwegische, schwedi-
sche, holländische Zentristen, Organisationen, 
Gruppen, Einzelpersonen, deren passiver und 
provinzieller Charakter es ihnen erlaubt, sich 
zwischen Reformismus und Kommunismus zu 
halten, – das sind die nächsten Freunde. Ange-

47. �James Ramsay MacDonald (1866-1937): Ministerprä-
sident der ersten britischen Labour-Regierung 1924; 
verriet die Partei während seiner zweiten Amtsperi-
ode 1929-31 und bildete Nationalregierung mit den 
Konservativen.

48. �Otto Bauer (1881-1938): Führer der österreichischen 
Sozialdemokratie nach dem Ersten Weltkrieg; Theo-
retiker des Austromarxismus.
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lica Balabanowa 49 ist eine symbolische Figur 
für die internationalen Verbindungen der SAP; 
sie versucht auch jetzt, die neue Partei mit den 
Splittern der Zweieinhalbten Internationale zu 
vereinigen.

Leon Blum 50, der Verfechter der Reparati-
onen und sozialistische Gevatter des Bankiers 
Oustric 51, wird auf den Seiten des Seydewitz-
Blattes „Genosse“ geheißen. Was ist das? Höflich-
keit? Nein: Prinzipienlosigkeit, Charakterlosig-
keit, Rückgratlosigkeit, „Kleinigkeitskrämerei“, 
wird irgendein Kabinettsweiser sagen. Nein, in 
diesen Kleinigkeiten zeigt sich der Kern der Po-
litik viel wahrhaftiger und offener als in der abs-
trakten, durch keinerlei revolutionäre Erfahrung 
bekräftigten Anerkennung der Sowjets. Es ist 
sinnlos, Blum einen „Faschisten“ zu nennen und 
sich selbst lächerlich zu machen. Wer aber ande-
res als Geringschätzung und Haß für diese politi-
sche Kreatur übrig hat, ist kein Revolutionär.

Die SAP grenzt sich vom „Genossen“ Otto 
Bauer in jenem Rahmen ab, in dem sich auch 
Max Adler 52 von ihm abgrenzt. Für Rosenfeld 
und Seydewitz ist Bauer lediglich – und vielleicht 
vorübergehend – ein geistiger Gegner, während 
er für uns ein unversöhnlicher Feind ist, der Ös-
terreichs Proletariat in den furchtbarsten Morast 
hineingeführt hat.

Max Adler ist ein ziemlich empfindliches zen-
tristisches Barometer. Auf den Gebrauch eines 
solchen Instruments darf man nicht verzichten, 
muß jedoch genau wissen, daß es den Wetter-
wechsel zwar registriert, aber nicht beeinflußt. 
Unter dem Druck der kapitalistischen Ausweg-
losigkeit ist Max Adler nicht ohne philosophi-
sche Bitternis bereit, die Unvermeidlichkeit der 
Revolution anzuerkennen. Was ist das aber für 
eine Anerkennung! Wieviel Klauseln und Seuf-
zer! Das Beste wäre, wenn II. und III. Internatio-
nale sich vereinigten. Am vorteilhaftesten, den 
Sozialismus auf demokratischem Wege einzu-
führen. Aber ach, diese Methode ist offenbar 
nicht zu verwirklichen. Auch in den zivilisierten 
Ländern, nicht nur in den barbarischen, wird die 
Arbeiterklasse leider, leider die Revolution voll-
bringen müssen. Aber auch diese melancholi-
sche Anerkennung der Revolution bleibt nur ein 
literarisches Faktum. Bedingungen, unter denen 
Max Adler sagen könnte: „Es ist so weit!“, hat es 
niemals gegeben und wird es in der Geschichte 
niemals geben. Leute vom Typus Adlers sind fä-
hig, vergangene Revolutionen zu rechtfertigen, 
ihre künftige Unausbleiblichkeit anzuerkennen, 
nie aber mögen sie hierzu in der Gegenwart auf-
rufen. Von dieser ganzen Gruppe alter linker So-
zialdemokraten, die weder der imperialistische 
Krieg noch die russische Revolution verwandelt 

49. �Angelika Balabanowa (1878-1965): russisch-italieni-
sche Führerin der PSI vor dem Ersten Weltkrieg; wur-
de erste Sekretärin der Komintern unter Sinowjew; 
trat nach dem Kronstädter Aufstand zurück; kehrte 
zur PSI zurück.

50. �Leon Blum (1872-1950): Führer der französischen 
Sozialistischen Partei; Ministerpräsident in der 
Volksfront-Regierung 1936-37.

51. �Albert Oustric: französischer Bankier und Spekulant.
52. �Max Adler (1873–1940): führender Theoretiker der 

österreichischen Sozialdemokratie und des Aus-
tromarxismus; versuchte Marxismus und Kantianis-
mus zu verschmelzen.

hat, ist nichts zu hoffen. Als Barometerinstru-
mente – vielleicht. Als revolutionäre Führer – 
nein!

 * * *
Ende Dezember wandte sich die SAP an alle 

Arbeiterorganisationen mit der Aufforderung, 
im ganzen Lande Versammlungen zu organisie-
ren, auf denen die Redner aller Richtungen über 
gleiche Redezeit verfügen würden. Es ist klar, auf 
diesem Weg läßt sich nichts erreichen. Welchen 
Sinn hätte es in der Tat für die Kommunistische 
oder die Sozialdemokratische Partei, gleichbe-
rechtigt mit Brandler, Urbahns und anderen Ver-
tretern von Organisationen und Gruppen aufzu-
treten, die zu bedeutungslos sind, um auf einen 
besonderen Platz in der Bewegung Anspruch 
erheben zu können? Einheitsfront ist Einheit der 
kommunistischen und sozialdemokratischen 
Arbeitermassen und nicht das Paktieren politi-
scher Gruppen, die ohne Massenanhang sind.

Man wird uns erklären: der Block Rosenfeld-
Brandler-Urbahns ist nur ein Block für Einheits-
frontpropaganda. Aber gerade auf dem Gebiete 
der Propaganda ist die Einheitsfront unzulässig. 
Die Propaganda muß sich auf klare Prinzipien 
stützen, auf ein bestimmtes Programm. Ge-
trennt marschieren, vereint schlagen. Der Block 
dient lediglich praktischen Massenaktionen. 
Spitzenabkommen ohne prinzipielle Grundlage 
können nichts als Verwirrung bringen.

Die Idee, einen Präsidentschaftskandidaten 
der Arbeitereinheitsfront aufzustellen, ist eine 
von Grund auf falsche Idee. Einen Kandidaten 
kann man nur auf dem Boden eines bestimmten 
Programms aufstellen. Die Partei hat kein Recht, 
während der Wahlen auf die Mobilisierung ihrer 
Anhänger und auf die Berechnung ihrer Kräfte 
zu verzichten. Die allen übrigen Kandidaturen 
gegenüberstehende Kandidatur der Partei wird 
eine Übereinkunft mit anderen Organisationen 
über unmittelbare Kampfziele keineswegs hin-
dern. Sämtliche Kommunisten, ob sie nun der 
offiziellen Partei angehören oder nicht, werden 
mit aller Kraft Thälmanns Kandidatur unterstüt-
zen. Es geht nicht um Thälmann, sondern um 
das Banner des Kommunismus. Dieses werden 
wir gegen alle übrigen Parteien verteidigen. 
Indem sie die von der Stalinbürokratie den ein-
fachen Kommunisten eingeimpften Vorurteile 
hinwegräumt, wird sich die Linke Opposition 
den Weg zu ihrem Bewußtsein bahnen 53.

 * * *
Wie war die Politik der Bolschewiki Arbeiter-

organisationen oder „Parteien“ gegenüber, die 
sich vom Reformismus oder Zentrismus nach 
links hin zum Kommunismus entwickelten?

In Petrograd bestand 1917 die Organisation 
der Interrayonisten, die an die 4.000 Arbeiter 
umfaßte. Die bolschewistische Organisation 
belief sich in Petrograd auf Zehntausende von 
Arbeitern. Nichtsdestoweniger setzte sich das 

53. �Von Trotzki: In der Permanenten Revolution ist lei-
der ein Artikel zur Verteidigung eines einheitlichen 
Arbeiterkandidaten erschienen, der freilich nicht 
von der Redaktion stammt. Es kann kein Zweifel 
bestehen, daß die deutschen Bolschewiki-Leninisten 
eine solche Haltung ablehnen werden.

Petrograder Komitee der Bolschewiki über alle 
Fragen mit den Interrayonisten ins Einverneh-
men, unterrichtete sie über alle seine Pläne und 
erleichterte damit die völlige Verschmelzung.

Man könnte einwenden, die Interrayonisten 
hätten politisch den Bolschewiki nahegestan-
den. Doch beschränkte sich die Sache nicht auf 
die Interrayonisten. Als die Gruppe der Men-
schewiki-Internationalisten (Gruppe Martow 54) 
sich den Sozialpatrioten entgegenstellte, unter-
nahmen die Bolschewiki entschieden alles, um 
zu gemeinsamen Aktionen mit den Martow-An-
hängem zu kommen, und wenn sie dies in der 
Mehrzahl der Fälle nicht erreichten, so war es 
keineswegs Schuld der Bolschewiki. Man muß 
hinzufügen, daß die Menschewiki-Internationa-
listen formell im Rahmen einer gemeinsamen 
Partei mit Zeretelli und Dan blieben.

Dieselbe Taktik wurde, nur in unvergleichlich 
breiterem Maßstab, den Linken Sozialrevoluti-
onären gegenüber wiederholt. Die Bolschewiki 
reihten einen Teil der Linken Sozialrevolutionäre 
sogar in das Revolutionäre Militärkomitee, das 
Organ des Umsturzes ein, obwohl die Linken 
Sozialrevolutionäre damals noch immer zur 
gleichen Partei gehörten wie Kerenski, gegen 
den der Umsturz gerichtet war. Gewiß, das war 
nicht sehr logisch seitens der Linken Sozialrevo-
lutionäre und bewies, daß in ihren Köpfen nicht 
alles in Ordnung war. Würde man aber die Stun-
de abgewartet haben, wo in allen Köpfen alles in 
Ordnung wäre, so hätte es auf der Welt nie eine 
siegreiche Revolution gegeben. Die Bolschewiki 
schlossen später mit der Partei der Linken Sozi-
alrevolutionäre (nach der heutigen Terminolo-
gie linke „Kornilowianer“ oder linke „Faschisten“) 
einen Regierungsblock, der sich mehrere Mona-
te hielt und erst nach dem Aufstand der Linken 
Sozialrevolutionäre sein Ende fand.

Folgendermaßen resümierte Lenin die Erfah-
rung der Bolschewiki mit den nach links stre-
benden Zentristen: „Die richtige Taktik der Kom-
munisten muß darin bestehen, daß man diese 
Schwankungen ausnutzt, keineswegs darin, daß 
man sie ignoriert. Um sie auszunutzen, muß 
man Zugeständnisse an diejenigen Elemente 
machen, die sich dem Proletariat zuwenden, 
und zwar dann, wenn sie sich dem Proletariat 
zuwenden, und insoweit, wie sie sich dem Pro-
letariat zuwenden – gleichzeitig aber muß man 
den Kampf gegen diejenigen führen, die zur 
Bourgeoisie abschwenken ... Durch einen übers 
Knie gebrochenen ‚Beschluß‘: ‚keinerlei Kompro-
misse, keinerlei Lavieren‘ kann man dem Wachs-
tum des Einflusses des revolutionären Proletari-
ats und der Mehrung seiner Kräfte nur schaden.“ 
Die Taktik der Bolschewiki hatte auch in dieser 
Frage nichts gemein mit bürokratischem Ulti-
matismus.

Thälmann und Remmele waren selbst vor 

54. �Julius Martow (1873-1923): ab 1895 Mitarbeiter von 
Lenin im Kampfbund zur Befreiung der Arbeiter-
klasse in St. Petersburg; von Anfang an Mitarbeiter 
und Redakteur von Iskra; 1903 Bruch mit Lenin beim 
zweiten Kongreß der RSDAP über die Frage der 
Mitgliedschaftsbedingungen; führender Men-
schewik; Gegner des Ersten Weltkriegs als Führer 
der Menschewiki-Internationalisten; Gegner der 
Oktoberrevolution; wanderte 1920 nach Deutsch-
land aus.
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noch nicht allzu langer Zeit in der Unabhängigen 
Partei. Würden sie ihr Gedächtnis anstrengen, so 
gelänge es ihnen vielleicht, ihre politische Geis-
tesverfassung jener Jahre zu rekonstruieren, als 
sie nach dem Bruch mit der Sozialdemokratie 
der Unabhängigen Partei beigetreten waren 
und sie nach links drängten. Was, wenn ihnen 
damals jemand gesagt hätte, sie seien bloß „der 
linke Flügel der monarchistischen Konterrevo-
lution“? Sie hätten wahrscheinlich gedacht, ihr 
Ankläger sei betrunken oder verrückt. Aber ge-
rade so bestimmen sie selbst jetzt den Charakter 
der SAP.

Erinnern wir uns, welche Schlüsse Lenin aus 
dem Entstehen der Unabhängigen Partei zog: 
„Warum hat in Deutschland derselbe, völlig 
gleichartige Drang“ (wie in Rußland 1917) „der 
Arbeiter von rechts nach links nicht sofort zur 
Stärkung der Kommunisten, sondern zunächst 
zur Stärkung der Zwischenpartei der ‚Unabhän-
gigen‘ geführt ...? Eine der Ursachen war offen-
sichtlich die fehlerhafte Taktik der deutschen 
Kommunisten, die diesen Fehler furchtlos und 
ehrlich zugeben und lernen müssen, ihn zu 
korrigieren. Der Fehler bestand in zahlreichen 
Äußerungen jener ‚linken‘ Kinderkrankheit, die 
jetzt offen zum Ausbruch gekommen ist und 
umso gründlicher, um so schneller, mit umso 
größerem Nutzen für den Organismus kuriert 
werden wird.“ Das ist ja wirklich direkt für den 
heutigen Tag geschrieben!

Die heutige Kommunistische Partei ist weit-
aus stärker als der damalige Spartakusbund. 
Wenn nun heute eine zweite Ausgabe der Unab-
hängigen Partei erscheint, zum Teil mit der glei-
chen Führung, lastet die Schuld umso schwerer 
auf der Kommunistischen Partei.

Das Entstehen der SAP ist eine widerspruchs-
volle Tatsache. Besser wäre natürlich gewesen, 
wenn die Arbeiter direkt zur Kommunistischen 
Partei gegangen wären. Doch dazu hätte die 
Kommunistische Partei eine andere Politik und 
eine andere Führung haben müssen. Bei der 
Einschätzung der SAP darf man nicht von ei-
ner kommunistischen Idealpartei ausgehen, 
sondern von der, die es wirklich gibt. Soweit 
die Kommunistische Partei auf den Positionen 
des bürokratischen Ultimatismus verharrt und 
den zentrifugalen Kräften innerhalb der Sozial-
demokratie entgegenwirkt, war das Entstehen 
der SAP eine unvermeidliche und progressive 
Tatsache.

Der progressive Charakter dieser Tatsache 
wird aber außerordentlich gemindert durch die 
zentristische Führung. Würde sie festen Fuß fas-
sen, wäre das das Verderben der SAP. Sich mit 
dem Zentrismus der SAP ihrer allgemein pro-
gressiven Rolle wegen auszusöhnen, hieße ihre 
progressive Rolle liquidieren.

Die an der Spitze der Partei stehenden, im 
Manövrieren erfahrenen Versöhnlerelemente 
werden auf jede Weise versuchen, die Gegen-
sätze auszulöschen und die Krise hinausschie-
ben. Aber diese Mittel reichen bloß bis zum 
ersten ernsthaften Ansturm der Ereignisse. Die 
Krise der Partei kann sich gerade am Siede-
punkt der revolutionären Krise entwickeln und 
ihre proletarischen Elemente lähmen. Aufgabe 
der Kommunisten ist es, den Arbeitern der SAP 

rechtzeitig zu helfen, ihre Reihen vom Zentris-
mus zu säubern und sich der zentristischen Füh-
rerschaft zu entledigen. Dazu ist nötig, nichts 
zu verschweigen, die guten Absichten nicht 
für Taten zu nehmen und alles beim richtigen 
Namen zu nennen. Aber wirklich mit dem und 
nicht mit einem ausgedachten. Kritisieren, nicht 
verleumden! Annäherung suchen, nicht vor den 
Kopf stoßen!

Über den linken Flügel der Unabhängigen 
Partei schrieb Lenin: „Ein ‚Kompromiß‘ mit die-
sem Flügel der Partei zu fürchten, wäre gerade-
zu lächerlich. Im Gegenteil, die Kommunisten 
müssen unbedingt die geeignete Form eines 
Kompromisses mit ihm suchen und finden, ei-
nes Kompromisses, das einerseits die notwen-
dige völlige Verschmelzung mit diesem Flügel 
erleichtern und beschleunigen, andererseits 
aber die Kommunisten in ihrem ideologischen 
und politischen Kampf gegen den opportunisti-
schen rechten Flügel der ‚Unabhängigen‘ in kei-
ner Weise behindern würde.“ Dieser taktischen 
Direktive ist auch heute fast nichts hinzuzufü-
gen.

Den linken Elementen der SAP sagen wir: „Re-
volutionäre werden nicht nur in Streiks und Stra-
ßenkämpfen gestählt, sondern vor allem – im 
Kampf um die richtige Politik der eigenen Partei. 
Nehmt die 21 Bedingungen, die seinerzeit für 
die Aufnahme neuer Parteien in die Komintern 
ausgearbeitet wurden. Nehmt die Arbeiten der 
Linken Opposition, wo die 21 Bedingungen auf 
die politische Entwicklung der letzten 8 Jahre 
angewendet sind. Eröffnet im Lichte dieser Be-
dingungen eine planmäßige Offensive gegen 
den Zentrismus in den eigenen Reihen und 
führt die Sache bis zum Ende. Sonst wird Euch 
nichts bleiben als die wenig ehrenvolle Rolle der 
linken Deckung des Zentrismus.“

Und weiter? Weiter – mit dem Gesicht zur 
KPD. Die Revolutionäre stehen durchaus nicht 
zwischen SPD und Kommunistischer Partei, wie 
Rosenfeld und Seydewitz es wünschen. Nein, die 
sozialdemokratischen Führer bilden die Agen-
tur des Klassenfeindes im Proletariat. Die kom-
munistischen Führer sind verwirrte, schlechte, 
ungeschickte, vom Wege abgekommene Revo-
lutionäre oder Halbrevolutionäre. Das ist nicht 
ein und dasselbe. Die Sozialdemokratie muß 
man zerstören. Die Kommunistische Partei kor-
rigieren. Ihr sagt, das sei unmöglich? Aber habt 
Ihr überhaupt versucht, die Sache ernsthaft an-
zupacken?

Gerade jetzt, wo die Kommunistische Partei 
unter dem Druck der Ereignisse steht, müssen 
wir durch den Druck unserer Kritik den Ereignis-
sen nachhelfen. Die kommunistischen Arbeiter 
werden uns umso aufmerksamer anhören, je 
rascher sie sich praktisch davon überzeugen 
werden, daß wir keine „dritte Partei“ wollen, 
sondern ehrlich bemüht sind, ihnen wirklich zu 
helfen, die bestehende Kommunistische Partei 
zum wirklichen Führer der Arbeiterklasse umzu-
wandeln.

– Und wenn es nicht gelingt?
– Wenn es nicht gelänge, würde das in der 

jetzigen geschichtlichen Situation fast unver-
meidlich den Sieg des Faschismus bedeuten. 
Doch vor großen Kämpfen fragt der Revolutio-

när nicht danach, was sein wird, wenn es nicht 
gelingt, sondern was zu tun ist, damit es gelingt. 
Das ist möglich, das ist realisierbar.

X. Zentrismus „überhaupt“ 
und Zentrismus der Sta-
linschen Bürokratie

Die Fehler der Kominternführung und damit 
auch der deutschen Kommunistischen Partei 
gehören nach Lenins üblicher Terminologie in 
die Kategorie der „ultralinken Dummheiten“. 
Auch kluge Menschen können Dummheiten 
begehen, besonders in jugendlichem Alter. 
Doch darf man mit diesem Recht, wie Heine 
rät, nicht Mißbrauch treiben. Werden politische 
Dummheiten eines bestimmten Typus syste-
matisch begangen, während längerer Zeit, und 
das in wichtigen Fragen, so hören sie auf, bloße 
Dummheiten zu sein und verwandeln sich in 
eine Tendenz. Was ist das für eine Tendenz? Wel-
chen historischen Bedürfnissen entspricht sie? 
Welches sind ihre sozialen Wurzeln?

Der Ultraradikalismus hat in verschiedenen 
Ländern, zu verschiedenen Zeiten verschieden-
artige soziale Grundlagen. Vollendetster Aus-
druck des Ultraradikalismus waren Anarchismus 
und Blanquismus sowie verschiedene ihrer Ab-
arten, darunter auch die jüngste: der Anarcho-
syndikalismus.

Der soziale Boden dieser vorwiegend in la-
teinischen Ländern verbreiteten Tendenzen war 
die alte klassische Kleinindustrie von Paris. De-
ren Dauerhaftigkeit verlieh den französischen 
Abarten des Ultraradikalismus eine unzweifel-
hafte Bedeutung und gestattete ihnen bis zu 
einem gewissen Grade, die Arbeiterbewegung 
anderer Länder zu beeinflussen. Die Entfaltung 
der Großindustrie in Frankreich, der Krieg und 
die russische Revolution haben dem Anarcho-
syndikalismus das Rückgrat gebrochen. Zurück-
geworfen, verwandelte er sich in schlechten Op-
portunismus. In beiden Stadien hat der franzö-
sische Syndikalismus den gleichen Jouhaux 55 
an der Spitze – die Zeiten ändern sich und wir 
mit ihnen.

Der spanische Anarchosyndikalismus be-
wahrte sich seinen revolutionären Anstrich nur 
in einem Milieu politischer Stagnation. Indem 
sie alle Fragen auf des Messers Schneide stellte, 
zwang die Revolution die anarchosyndikalisti-
schen Führer, den Ultraradikalismus abzuwerfen 
und ihr opportunistisches Wesen zu enthüllen. 
Man kann mit Gewißheit annehmen, daß die 
spanische Revolution die syndikalistischen Vor-
urteile aus ihrer letzten lateinischen Zufluchts-
stätte vertreiben wird.

Anarchistische und blanquistische Elemente 
durchsetzen auch alle übrigen ultralinken Ten-
denzen und Gruppierungen. An der Peripherie 
einer großen revolutionären Bewegung lassen 

55. �Von Trotzki: Eine detaillierte Analyse dieses oppor-
tunistischen Kapitels der Kominterngeschichte, das 
mehrere Jahre währte, findet man in unseren Arbei-
ten: Die internationale Revolution und die Kommu-
nistische Internationale (Kritik des Programms der 
Komintern), Die permanente Revolution, Wer leitet 
heute die Komintern? usw.
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sich stets Erscheinungen von Putschismus und 
Abenteurertum beobachten, deren Träger bald 
rückständige, oft halb handwerkliche Schichten 
der Arbeiterschaft sind, bald intellektuelle Mit-
läufer. Doch erlangt diese Art Ultraradikalismus 
in der Regel keine selbständige historische Be-
deutung und behält meist episodischen Cha-
rakter.

In historisch zurückgebliebenen Ländern, die 
ihre bürgerliche Revolution unter den Bedin-
gungen einer entwickelten Weltarbeiterbewe-
gung durchzuführen haben, trägt die linke In-
telligenz in die halb elementare Bewegung der 
Massen, vorwiegend der kleinbürgerlichen, die 
extremsten Losungen und Methoden hinein. 
Das ist das Wesen kleinbürgerlicher Parteien 
vom Typus der russischen „Sozialrevolutionäre“ 
mit ihren Tendenzen von Putschismus, indivi-
duellem Terror usw. Dank dem Vorhandensein 
Kommunistischer Parteien im Westen dürften 
sich selbständige abenteuerliche Gruppen dort 
kaum zur Bedeutung der russischen Sozialre-
volutionäre aufschwingen. Dafür aber können 
die jungen Kommunistischen Parteien in ihren 
eigenen Bestand Elemente von Abenteurertum 
einführen. Was die russischen Sozialrevolutionä-
re betrifft, so haben sie sich unter dem Einfluß 
der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft 
in die Partei des imperialistischen Kleinbürger-
tums verwandelt und der Oktoberrevolution 
gegenüber eine konterrevolutionäre Haltung 
eingenommen.

Es ist evident, daß der Ultraradikalismus der 
heutigen Komintern zu keinem der oben an-
geführten historischen Typen zählt. Die Haupt-
partei der Komintern, die russische KP, stützt 
sich bekanntlich auf das industrielle Proletariat 
und geht schlecht oder recht von den revoluti-
onären Traditionen des Bolschewismus aus. Die 
Mehrheit der übrigen Sektionen der Komintern 
besteht aus proletarischen Organisationen. 
Sprechen nicht schon die unterschiedlichen 
Bedingungen in den verschiedenen Ländern, 
wo gleichermaßen und gleichzeitig die ultralin-
ke Politik des offiziellen Kommunismus wütet, 
dafür, daß dieser Strömung keine allgemeinen 
sozialen Wurzeln zugrundeliegen können? Wird 
doch der ultralinke Kurs ein und desselben 
„prinzipiellen“ Charakters in China wie in Groß-
britannien durchgeführt. Ist dem aber so, wo ist 
dann die Wurzel des neuen Ultraradikalismus zu 
suchen?

Die Frage wird kompliziert, doch zugleich 
erhellt durch einen weiteren, äußerst wichti-
gen Umstand: Ultraradikalismus ist keineswegs 
der unveränderliche Grundzug der heutigen 
Kominternführung. Der in seinem Grundstock 
gleiche Apparat hat bis 1928 eine offen oppor-
tunistische Politik geführt, die sich in vielen ent-
scheidenden Fragen auf den Geleisen des Men-
schewismus bewegte. Von 1924-27 hielt man 
nicht nur Abkommen mit den Reformisten für 
möglich, sondern ließ überdies auch den Ver-
zicht auf die Selbständigkeit der Partei, auf die 
Freiheit der Kritik, ja sogar auf ihre proletarische 
Klassenbasis zu 56. Es handelt sich also nicht um 

56. �Jakobiner: radikal-bürgerlicher Flügel der Französi-
schen Revolution; dominierte die Regierung vom 
Fall der Gironde 1791 bis zu Thermidor 1794. – Na-

eine spezifische ultralinke Strömung, sondern 
um den verlängerten ultralinken Zickzack einer 
Strömung, die in der Vergangenheit auch ihre 
Fähigkeit zu tiefen, ultrarechten Zickzacks be-
wiesen hat. Schon diese äußerlichen Merkmale 
weisen darauf hin, daß es sich um Zentrismus 
handelt.

Formal und deskriptiv kann man sagen. daß 
der Zentrismus all jene Strömungen im Proleta-
riat und an dessen Peripherie umfaßt, die sich 
zwischen Reformismus und Marxismus ausbrei-
ten und zumeist verschiedene Entwick-lungs-
etappen auf dem Wege vom Reformismus zum 
Marxismus und umgekehrt repräsentieren. Mar-
xismus wie Reformismus haben festen sozialen 
Boden unter den Füßen. Der Marxismus drückt 
die historischen Interessen des Proletariats aus. 
Der Reformismus entspricht der privilegierten 
Stellung der proletarischen Bürokratie und Aris-
tokratie im kapitalistischen Staat. Der Zentris-
mus, den wir in der Vergangenheit kannten, hat-
te keine selbständige soziale Basis und konnte 
keine haben. Die verschiedenen Schichten des 
Proletariats entwickeln sich auf verschiedenen 
Wegen und zu verschiedenen Zeiten in revo-
lutionärer Richtung. In Perioden andauernden 
industriellen Aufschwungs oder in Perioden po-
litischer Ebbe nach Niederlagen wandern ver-
schiedene Schichten des Proletariats politisch 
von links nach rechts ab, wobei sie mit anderen 
Schichten zusammenstoßen, die sich erst nach 
links zu entwickeln beginnen. Verschiedene 
Gruppen machen bei bestimmten Etappen ihrer 
Entwicklung halt, finden zeitweilige, schaffen 
eigene Programme und Organisationen. Es ist 
leicht zu begreifen, welche Vielfalt von Strö-
mungen unter den Begriff „Zentrismus“ fällt! Je 
nach Ursprung, sozialer Zusammensetzung und 
Entwicklungsrichtung können verschiedene 
Gruppierungen in erbittertem Kampf miteinan-
der stehen, ohne dabei aufzuhören, Variationen 
vom Zentrismus zu sein.

Wenn der Zentrismus im allgemeinen die 
Funktion der linken Deckung des Reformismus 
erfüllt, so läßt die Frage, welchem Hauptlager, 
dem reformistischen oder dem marxistischen, 
eine bestimmte zentristische Tendenz zugehört, 
keine allgemein gültige Entscheidung zu. Hier 
ist es noch mehr als sonst nötig, den konkreten 
Inhalt des Prozesses und seine inneren Entwick-
lungstendenzen zu analysieren. So lassen sich 

rodniki: ab 1876 russische revolutionäre Strömung, 
die sich ans Volk (eigentlich an die Bauern) wandte; 
benutzte immer mehr Methoden des individuellen 
Terrorismus; erfolgreiches Attentat auf den Zaren 
Alexander II. führte zur Niederschlagung der Bewe-
gung; Lenins Bruder Alexander, ein Mitglied dieser 
Bewegung, wurde nach dem Attentat hingerichtet. 
– Proudhonisten: Strömung in der französischen 
Arbeiterbewegung; Anhänger von Pierre-Joseph 
Proudhon (1809-1865): Theoretiker des Anarchismus; 
Gegner von Marx; argumentierte, der Sozialismus 
würde aus der Gründung genossenschaftlicher 
Werkstätte entstehen. – Blanquisten: revolutionäre 
Strömung in der französischen Arbeiterbewegung; 
Anhänger von Louis-Auguste Blanqui (1805-1881): 
französischer Revolutionär; utopischer Kommunist; 
glaubte, die Revolution würde von einer streng 
organisierten Minderheit durchgeführt werden, die 
die proletarische Diktatur durch einen plötzlichen 
Staatsstreich erringen würde.

manche politischen Irrtümer Rosa Luxemburgs 
theoretisch richtig als linkszentristisch charakte-
risieren. Man kann weitergehen und sagen, daß 
die meisten Meinungsverschiedenheiten Rosa 
Luxemburgs mit Lenin einen größeren oder klei-
neren Einschlag nach der Seite des Zentrismus 
hin bedeuteten. Aber nur die schamlosen Igno-
ranten und Scharlatane der Kominternbürokra-
tie können den Luxemburgismus als historische 
Strömung dem Zentrismus zurechnen. Daß die 
heutigen „Führer“ der Komintern, mit Stalin an-
gefangen, theoretisch, politisch und moralisch 
der großen Revolutionärin nicht einmal bis zu 
den Knien reichen, muß gar nicht erst gesagt 
werden.

Kritiker, die sich in den Kern der Sache nicht 
hineingedacht haben, haben in letzter Zeit den 
Autor dieser Zeilen mehr als einmal beschuldigt, 
er treibe Mißbrauch mit dem Wort „Zentrismus“, 
indem er allzu verschiedenartige Strömungen 
und Gruppen innerhalb der Arbeiterbewegung 
mit diesem Namen belege. In Wirklichkeit ergibt 
sich die Vielfältigkeit der Typen des Zentrismus, 
wie schon gesagt, aus der Sache selbst und kei-
neswegs aus terminologischem Mißbrauch. Er-
innern wir daran, wie oft die Marxisten beschul-
digt wurden, die verschiedenartigsten und ge-
gensätzlichsten Erscheinungen dem Kleinbür-
gertum zuzuordnen. Und tatsächlich muß man 
der Kategorie „Kleinbürgertum“ auf den ersten 
Blick vollkommen unvereinbare Tatsachen, Ide-
en und Tendenzen subsumieren. Kleinbürger-
lichen Charakter besitzt die Bauernbewegung 
wie die radikale Strömung in der städtischen 
Reformation; kleinbürgerlich waren die franzö-
sischen Jakobiner und die russischen Narodniki; 
kleinbürgerlich die Proudhonisten, aber auch 
die Blanquisten �; kleinbürgerlich ist die heuti-
ge Sozialdemokratie, aber auch der Faschismus; 
kleinbürgerlich sind: die französischen Anarcho-
syndikalisten, die „Heilsarmee“, die Gandhibe-
wegung in Indien usw. usw. Ein noch bunteres 
Bild ergäbe sich, würden wir auf das Gebiet von 
Philosophie und Kunst übergehen. Heißt das, 
daß der Marxismus mit der Terminologie spielt? 
Nein, es bedeutet nur, daß das Kleinbürgertum 
durch außerordentliche Mannigfaltigkeit seiner 
sozialen Natur gekennzeichnet ist. Nach unten 
hin fließt es mit dem Proletariat zusammen und 
geht ins Lumpenproletariat über, nach oben in 
die kapitalistische Bourgeoisie. Es kann sich auf 
alte Produktionsformen stützen, sich aber auch 
auf Grundlage der modernen Industrie rasch 
entfalten (der neue „Mittelstand“). Kein Wunder, 
wenn es ideologisch in allen Farben des Regen-
bogens spielt.

Der Zentrismus spielt innerhalb der Arbei-
terbewegung in gewissem Sinne die gleiche 
Rolle wie die kleinbürgerliche Ideologie aller 
Spielarten in der bürgerlichen Gesellschaft im 
ganzen. Der Zentrismus reflektiert die Entwick-
lungsprozesse des Proletariats, seine politisch-
revolutionäre Entwicklung wie seinen Verfall 
im Zusammenhang mit dem Druck, den alle 
übrigen Gesellschaftsklassen auf das Proletariat 
ausüben. Kein Wunder, daß die Palette des Zen-
trismus sich durch solche Buntheit auszeichnet! 
Daraus erhellt indes nicht, daß man auf den Be-
griff Zentrismus verzichten muß, sondern nur, 
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daß man in jedem einzelnen Falle durch konkre-
te soziale und historische Analyse das wirkliche 
Wesen der fraglichen Spielart von Zentrismus 
aufdecken muß.

Die leitende Kominternfraktion stellt nicht 
Zentrismus „im allgemeinen“ dar, sondern eine 
ganz bestimmte historische Formation, die, die 
wenn auch sehr junge, so doch mächtige sozia-
le Wurzeln besitzt. Es handelt sich vor allem um 
die Sowjetbürokratie. In den Schriften der sta-
linistischen Theoretiker existiert diese Schicht 
überhaupt nicht. Man spricht von „Leninismus“ 
von einer körperlosen Führung, von ideologi-
schen Traditionen, vom Geiste des Bolschewis-
mus, von der unwägbaren „Generallinie“; davon 
aber, daß die lebendige, aus Fleisch und Kno-
chen bestehende Bürokratie diese Generallinie 
lenkt wie der Feuerwehrmann seinen Schlauch, 
davon hört man kein Wort.

Indes ist der Bürokrat am allerwenigsten ei-
nem körperlosen Geist ähnlich. Er ißt, trinkt, 
vermehrt sich und schafft sich einen ordentli-
chen Bauch. Er kommandiert mit schallender 
Stimme, sondert unten seine getreuen Leute 
aus, übt Treue gegenüber der Obrigkeit, verbit-
tet sich Kritik und sieht darin den Wesenskern 
der Generallinie. Solcher Bürokraten gibt es 
einige Millionen mehr – einige Millionen! – als 
es während der Oktoberrevolution Industriear-
beiter gab. Die Mehrzahl dieser Beamten hat nie 
am Klassenkampf teilgenommen, der mit Op-
fern und Gefahren verbunden ist. Diese Leute 
wurden in ihrer überwiegenden Masse bereits 
als herrschende Schicht geboren. Hinter ihrem 
Rücken steht die Staatsmacht. Sie sichert ihnen 
die Existenz und erhebt sie hoch über die übrige 
Masse. Sie kennen nicht die Gefahr der Arbeits-
losigkeit, wenn sie nur verstehen, die Hände an 
der Hosennaht zu halten. Die größten Fehler 
werden ihnen vergeben, wenn sie bereit sind, 
im nötigen Augenblick den Sündenbock zu 
spielen und dem nächsten Vorgesetzten die Ver-
antwortung abzunehmen. Also, hat eine solche 
herrschende Millionenschicht soziales Gewicht 
und politischen Einfluß im Leben des Landes? Ja 
oder nein?

Daß Arbeiterbürokratie und Arbeiteraris-
tokratie die soziale Basis des Opportunismus 
abgeben, ist aus den alten Büchern bekannt. 
In Rußland hat die Erscheinung neue Formen 
angenommen. Auf der Basis der proletarischen 
Diktatur – in einem zurückgebliebenen, vom 
Kapitalismus umgebenen Lande – bildete sich 
zum ersten Male aus den oberen Schichten 
der Werktätigen ein mächtiger bürokratischer 
Apparat, der sich über die Masse erhebt, sie 
kommandiert, ungeheure Vorrechte genießt, 
durch kollektive, innere Solidarität verbunden 
ist, seine besonderen Interessen, Methoden und 
Prozeduren in die Politik des Arbeiterstaates hi-
neinträgt.

Wir sind keine Anarchisten. Wir begreifen 
die Notwendigkeit des Arbeiterstaates und 
folglich auch die historische Unvermeidlichkeit 
der Bürokratie in der Übergangsperiode. Doch 
begreifen wir ebenso die in dieser Tatsache be-
gründeten Gefahren, besonders für ein rück-
ständiges, isoliertes Land. Die Idealisierung der 
Sowjetbürokratie ist der schändlichste Fehler, 

den ein Marxist begehen kann. Lenin bemühte 
sich mit allen Kräften darum, daß die Partei als 
selbständige Avantgarde der Arbeiterklasse sich 
über den Staatsapparat erhebe, ihn kontrolliere, 
überprüfe, ausrichte und säubere, indem sie die 
historischen Interessen des Proletariats – des 
internationalen, nicht nur des nationalen – über 
die Interessen der herrschenden Bürokratie 
stellt. Als erste Bedingung der Parteikontrolle 
über den Staat betrachtete Lenin die Kontrolle 
der Parteimasse über den Parteiapparat. Man 
lese aufmerksam seine Artikel, Reden und Briefe 
aus der Sowjetperiode, besonders aus den letz-
ten beiden Jahren seines Lebens, und man wird 
sehen, mit welcher Sorge sein Gedanke jedes-
mal auf diese brennende Frage zurückkam.

Was geschah aber in der nachleninschen Pe-
riode? Die gesamte führende Partei- und Staats-
schicht, die Revolution und Bürgerkrieg durch-
gemacht hatte, wurde hinweggefegt, beseitigt, 
zerschlagen. Ihren Platz hat der unpersönliche 
Beamte eingenommen. Gleichzeitig wurde der 
Kampf gegen den Bürokratismus, der zu Leb-
zeiten Lenins, als die Bürokratie noch kaum den 
Windeln entwachsen war, so heftig geführt wur-
de, vollständig eingestellt, nun, wo der Apparat 
bis zum Himmel hoch aufgeschossen war.

Wer könnte auch diesen Kampf führen? Die 
Partei als autonome proletarische Avantgarde 
gibt es nicht mehr. Der Parteiapparat ist mit dem 
des Staates verschmolzen. Hauptinstrument der 
Generallinie innerhalb der Partei ist die GPU. Die 
Bürokratie läßt nicht nur kein kritisches Wort von 
unten nach oben zu, sie untersagt ihren Theore-
tikern sogar, sie nur zu erwähnen. Der wütende 
Haß gegen die Linke Opposition wird gerade 
dadurch hervorgerufen, daß die Opposition of-
fen von der Bürokratie spricht, von ihrer beson-
deren Rolle, ihren Interessen, und das Geheim-
nis enthüllt, daß die Generallinie von Fleisch 
und Blut der neuen, nationalen, herrschenden 
Schicht untrennbar ist, die keineswegs mit dem 
Proletariat identisch ist.

Die Bürokratie leitet ihre Unfehlbarkeit daraus 
ab, daß es sich um einen Arbeiterstaat handelt: 
wie kann die Bürokratie eines Arbeiterstaates 
entarten! Staat und Bürokratie werden dabei 
nicht als historische Prozesse, sondern als ewi-
ge Kategorien angesehen: wie können die hei-
lige Kirche und ihre gotterfüllten Priester irren! 
Konnte aber die Arbeiterbürokratie, die sich in 
der kapitalistischen Gesellschaft über das kämp-
fende Proletariat erhoben hatte, zu der Partei 
von Noske, Scheidemann, Ebert und Wels entar-
ten, – warum kann sie nicht entarten, wo sie sich 
über ein siegreiches Proletariat erhebt?

Die herrschende und unkontrollierte Stellung 
der Sowjetbürokratie züchtet eine Psychologie 
hoch, die in vielem der Psychologie des prole-
tarischen Revolutionärs direkt entgegengesetzt 
ist. Die Bürokratie stellt ihre Berechnungen und 
Kombinationen in der inneren und der interna-
tionalen Politik höher als die Aufgaben der re-
volutionären Massenerziehung und praktiziert 
sie ohne jede Verbindung mit den Aufgaben der 
internationalen Revolution. Während einer Rei-
he von Jahren hat die Stalinfraktion bewiesen, 
daß ihr Interessen und Psychologie des „starken 
Bauern“, des Ingenieurs, des Administrators, der 

chinesischen bürgerlichen Intellektuellen, der 
britischen Trade-Union-Beamten näher stehen 
und begreiflicher geworden sind als Psycholo-
gie und Bedürfnisse des einfachen Arbeiters, der 
Bauernarmut, der aufständischen chinesischen 
Volksmassen, der englischen Streikenden usw.

Warum aber ist dann die Stalinfraktion auf 
der Linie des nationalen Opportunismus nicht 
bis zu Ende gegangen? Darum, weil sie die Bü-
rokratie eines Arbeiterstaates ist. Beschirmt die 
internationale Sozialdemokratie die Grundlagen 
der bürgerlichen Herrschaft, so ist die Sowjetbü-
rokratie, solange sie keinen Staatsstreich durch-
geführt hat, gezwungen, sich den durch die Ok-
toberrevolution gelegten sozialen Grundlagen 
anzupassen. Daher der Doppelcharakter von 
Psychologie und Politik der Stalinschen Büro-
kratie. Zentrismus, aber ein Zentrismus auf dem 
Fundament des Arbeiterstaates, ist der einzig 
mögliche Ausdruck dieses Doppelcharakters.

Haben in den kapitalistischen Ländern zent-
ristische Gruppierungen meist transitorischen 
Charakter, indem sie die Entwicklung bestimm-
ter Arbeiterschichten nach rechts oder links wi-
derspiegeln, so erhielt unter den Bedingungen 
der Sowjetrepublik der Zentrismus eine weitaus 
festere und organisiertere Basis in Gestalt der 
millionenstarken Bürokratie. Während sie das 
natürliche Milieu opportunistischer und nati-
onaler Tendenzen darstellt, ist sie gleichwohl 
gezwungen, die Grundlagen ihrer Herrschaft im 
Kampf gegen den Kulaken zu verteidigen und 
gleichzeitig für ihr „bolschewistisches“ Prestige 
in der Weltarbeiterbewegung zu sorgen. Nach-
dem sie versucht hatte, die Freundschaft der 
Kuomintang und der Amsterdamer Bürokratie 
zu erringen, die ihr geistig in vielem nahesteht, 
trat die Sowjetbürokratie jedesmal in scharfen 
Konflikt mit der Sozialdemokratie, die die Feind-
seligkeit der Weltbourgeoisie gegenüber der 
Sowjetunion widerspiegelt. Das sind die Quel-
len des jetzigen linken Zickzacks.

Die Eigenart der Lage besteht nicht darin, 
daß die Sowjetbürokratie mit einer besonde-
ren Immunität gegen Opportunismus oder 
Nationalismus versehen wäre, sondern darin, 
daß sie, ohne die Möglichkeit, eine komplette 
nationalreformistische Position zu beziehen, 
gezwungen ist, Zickzacks zwischen Marxismus 
und Nationalreformismus zu beschreiben. Die 
Schwankungen dieses bürokratischen Zentris-
mus haben, entsprechend seiner Macht, seinen 
Hilfsquellen und den Widersprüchen seiner 
Lage, ein ganz unerhörtes Ausmaß erreicht: 
von ultralinken Abenteuern in Bulgarien und 
Estland – zum Bündnis mit Tschiang Kai-schek, 
Radic und Purcell; von der schändlichen Verbrü-
derung mit den britischen Streikbrechern – zum 
völligen Verzicht auf die Einheitsfront mit Mas-
sengewerkschaften.

Ihre Methoden und Zickzacks überträgt die 
Stalinsche Bürokatie auf andere Länder, soweit 
sie durch den Parteiapparat die Kommunistische 
Internationale nicht nur führt, sondern kom-
mandiert. Thälmann war für die Kuomintang, als 
Stalin für die Kuomintang war. Auf dem VII. EKKI-
Plenum im Herbst 1926 trat der Kuomintangde-
legierte und Abgesandte Tschiang Kaischeks, 
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Schao Li-tzu 57 in voller Einmütigkeit mit Thäl-
mann, Sémard 58 und all den Remmeles gegen 
den „Trotzkismus“ auf. „Genosse“ Schao Li-tzu 
sagte: „Wir sind alle überzeugt, daß unter Füh-
rung der Komintern die Kuomintang ihre histo-
rische Aufgabe erfüllen wird“ (Russ. Prot. I. Band, 
S.459) Das ist der historische Tatbestand!

Nehmt Die Rote Fahne vom Jahre 1926 und 
ihr werdet dort eine Menge Artikel über das 
Thema finden, Trotzki beweise durch die Forde-
rung nach dem Bruch mit dem britischen Gene-
ralrat der Streikbrecher seinen ... Menschewis-
mus! Heute aber besteht der „Menschewismus“ 
schon in der Verteidigung der Einheitsfront mit 
Massenorganisationen, d.h. der Durchführung 
jener Politik, die unter Lenins Leitung vom III. 
und IV. Weltkongreß formuliert wurde (gegen 
alle die Thälmann, Thalheimer, Bela Kun, Fros-
sard usw.).

Diese niederschmetternden Zickzacks wären 
unmöglich, hätte sich nicht in allen nationalen 
Sektionen eine selbstgenügsame, d.h. von der 
Partei unabhängige Bürokratenschicht heraus-
gebildet. Hier liegt die Wurzel des Übels!

Die Kraft einer revolutionären Partei besteht 
in der Selbsttätigkeit der Avantgarde, die ihre 
Kader überprüft und aussondert, und – indem 
sie ihre Führer erzieht – sie allmählich durch ihr 
Vertrauen an die Spitze hebt. Dies schafft ein 
untrennbares Band zwischen Kadern und Mas-
sen, zwischen Führern und Kadern und verleiht 
der gesamten Leitung innere Selbstsicherheit. 
Nichts davon in den heutigen Kommunisti-
schen Parteien! Die Führer werden ernannt. 
Sie wählen ihre Untergebenen aus. Die Mit-
gliedermasse wird gezwungen, die ernannten 
Führer zu akzeptieren, um die eine künstliche 
Reklameatmosphäre geschaffen wird. Die Kader 
hängen von der Spitze statt von den unteren 
Schichten ab. Die Quellen ihres Einflusses wie 
ihre Existenzquellen suchen sie meist außerhalb 
der Massen. Ihre politischen Losungen beziehen 
sie nicht aus der Kampferfahrung, sondern über 
die Telegraphenleitung. Gleichzeitig werden in 
Stalins Archiven für alle Fälle Anklagedokumen-
te aufbewahrt. Jeder der Führer weiß, daß man 
ihn jeden Augenblick wie Federflaum fortblasen 
kann.

So entsteht in der gesamten Komintern eine 
abgegrenzte bürokratische Schicht, die den 
Nährboden für den Bazillus des Zentrismus 
abgibt. Organisatorisch sehr stabil und wider-
standsfähig, da er sich auf die Bürokratie des So-
wjetstaates stützt, zeichnet sich der Zentrismus 
der Thälmann, Remmele und Co in politischer 
Hinsicht durch äußerste Labilität aus. Ohne jene 
Sicherheit, die sich nur aus der organischen 
Verbindung mit den Massen ergibt, ist das un-
fehlbare ZK zu den ungeheuerlichsten Zickzacks 
fähig. Je weniger es für ernste ideologische 
Kämpfe gerüstet ist, desto freigebiger ist es mit 
Schmähungen, Kriechereien, Verleumdungen. 
Stalin, nach Lenins Definition „grob“ und „illoy-
al“, ist die Personifizierung dieser Schicht.

Die hier gegebene Charakteristik des büro-

57. �Schao Li-tzu: Delegierter der Kuomintang bei der 
Komintern.

58. �Pierre Sémard (1887-1942): Führer der Kommunisti-
schen Partei Frankreichs.

kratischen Zentrismus bestimmt das Verhältnis 
der Linken Opposition zur Stalinschen Bürokra-
tie: Volle und uneingeschränkte Unterstützung, 
soweit die Bürokratie die Grenzen der Sowjetre-
publik und die Grundlagen der Oktoberrevoluti-
on verteidigt; offene Kritik, soweit sie durch ihre 
administrativen Zickzacks die Verteidigung der 
Revolution und des sozialistischen Aufbaus er-
schwert; unbarmherziger Widerstand, soweit sie 
durch ihr bürokratisches Kommando den Kampf 
des Weltproletariats desorganisiert.

XI. Der Widerspruch zwi-
schen den Wirtschaftserfol-
gen der UdSSR und der Bü-
rokratisierung des Regimes

Man kann die Grundlagen einer revolutio-
nären Politik nicht „in einem Lande“ ausarbei-
ten. Das Problem der deutschen Revolution ist 
augenblicklich untrennbar mit dem der politi-
schen Führung in der UdSSR verbunden. Diese 
Verbindung muß vollständig begriffen werden.

Die proletarische Diktatur ist die Antwort 
auf den Widerstand der besitzenden Klassen. 
Die Freiheitsbeschränkungen ergeben sich aus 
dem Kriegsregime der Revolution, d.h. aus den 
Bedingungen des Klassenkrieges. Von diesem 
Standpunkt aus ist es ganz evident, daß die Fes-
tigung der Sowjetrepublik, ihr wirtschaftliches 
Wachstum, die Schwächung des Widerstandes 
der Bourgeoisie, vor allem die Erfolge bei der 
„Liquidierung“ der letzten kapitalistischen Klas-
se, des Kulakentums, zum aufblühen der Partei-, 
Gewerkschafts- und Sowjetbürokratie hätten 
führen müssen.

Die Stalinisten wiederholen unablässig, wir 
seien bereits „in den Sozialismus eingetreten“, 
die jetzige Kollektivierung bedeute an und für 
sich die Liquidierung des Kulakentums als Klas-
se, und schon der nächste Fünfjahresplan werde 
diese Prozesse abschließen müssen. Wenn dem 
so ist, warum hat dann der gleiche Prozeß zur 
völligen Drosselung von Partei, Gewerkschaften 
und Sowjets durch das bürokratische Regime 
geführt, das seinerseits den Charakter eines ple-
biszitären Bonapartismus angenommen hat? 
Warum blühte in Hunger und Bürgerkrieg das 
Leben der Partei und konnte es niemandem 
auch nur in den Sinn kommen zu fragen, ob 
man Lenin oder das gesamte ZK kritisieren dür-
fe oder nicht, während jetzt die geringste Mei-
nungsverschiedenheit mit Stalin zum Ausschluß 
aus der Partei und zu administrativen Repressa-
lien führt?

Die Kriegsgefahr seitens der imperialistischen 
Staaten kann die zunehmende Autokratie der 
Bürokratie keinesfalls erklären, noch weniger 
rechtfertigen. Wären in einer nationalen sozi-
alistischen Gesellschaft die Klassen mehr oder 
minder liquidiert, so würde das den Beginn des 
Absterbens des Staates bedeuten.

Die sozialistische Gesellschaft kann dem äu-
ßeren Feind weitaus besser Widerstand leisten 
als der Staat der proletarischen Diktatur oder 
gar der der bürokratischen Diktatur.

Wir sprechen aber nicht vom Absterben der 
Diktatur, noch wäre es zu früh, wir sind noch 

nicht „in den Sozialismus eingetreten“. Wir spre-
chen von etwas anderem. Wir fragen: Woraus 
erklärt sich die bürokratische Entartung der 
Diktatur? Woher der betäubende, ungeheuer-
liche, erdrückende Widerspruch zwischen den 
Erfolgen des sozialistischen Aufbaus und dem 
Regime der persönlichen Diktatur, die sich auf 
den unpersönlichen Apparat stützt, der die herr-
schende Klasse des Landes an der Gurgel hält? 
Wie ist zu erklären, daß Wirtschaft und Politik 
sich in direkt entgegengesetzter Richtung ent-
wickeln?

Die Wirtschaftserfolge sind sehr groß. Öko-
nomisch hat die Oktoberrevolution sich schon 
jetzt vollkommen gerechtfertigt. Die hohen Ko-
effizienten des wirtschaftlichen Wachstums sind 
ein unwiderlegbarer Ausdruck dessen, daß die 
sozialistischen Methoden sogar bei der Lösung 
jener Produktionsaufgaben enorme Vorteile 
bieten, die im Westen durch den Kapitalismus 
gelöst wurden. Wie gewaltig werden die Vorzü-
ge der sozialistischen Wirtschaft erst in den fort-
geschrittenen Ländern sein!

Aber das Problem der Oktoberrevolution ist 
damit noch nicht einmal in Umrissen gelöst. 
Die Stalinbürokratie nennt die Wirtschaft „sozi-
alistisch“ auf Grund ihrer Voraussetzungen und 
Tendenzen. Das ist unzureichend. Die ökonomi-
schen Erfolge der Sowjetunion entwickeln sich 
noch immer auf einem niedrigen wirtschaftli-
chen Niveau. Die nationalisierte Industrie durch-
läuft Stadien, die von den fortgeschrittenen 
kapitalistischen Nationen seit langem schon 
zurückgelegt sind. Die Arbeiterin, die Schlange 
steht, hat ihre Kriterien des Sozialismus, und 
dieses „Verbraucher“-Kriterium, wie der Bürokrat 
sich geringschätzig ausdrückt, ist in dieser Fra-
ge entscheidend. Im Meinungsstreit zwischen 
Arbeiterin und Bürokrat sind wir, die Linke Op-
position, auf seiten der Arbeiterin gegen den 
Bürokraten, der das Erreichte übertreibt, die sich 
häufenden Widersprüche vermischt und die Ar-
beiterin an der Gurgel packt, damit sie nicht kri-
tisiert.

Im Vorjahre wurde eine jähe Wendung vom 
gleichen zum differenzierten (Stück)-Arbeits-
lohn gemacht. Es ist ganz unbestreitbar, daß bei 
niedrigem Niveau der Produktivkräfte, folglich 
auch der allgemeinen Kultur, Gleichheit im Ar-
beitsentgelt nicht realisierbar ist. Doch das be-
deutet eben, daß das Problem des Sozialismus 
nicht nur durch gesellschaftliche Eigentums-
formen entschieden wird, sondern auch eine 
gewisse technische Kapazität der Gesellschaft 
voraussetzt. Doch führt das Wachstum der tech-
nischen Kapazität automatisch über die natio-
nalen Grenzen hinaus.

Nachdem sie zum allzu früh abgeschafften 
Stücklohn zurückgekehrt war, nannte die Büro-
kratie den gleichen Lohn ein „Kulaken“-Prinzip. 
Das ist offenkundiger Unsinn, der beweist, in 
welche Sackgassen von Heuchelei und Falsch-
heit die Stalinisten sich verrennen. In Wirklich-
keit hätte man sagen müssen: „Wir sind mit den 
egalitären Lohnformen zu sehr vorausgelaufen; 
bis zum Sozialismus ist es noch weit; da wir noch 
immer arm sind, müssen wir zurückkehren zu 
den halbkapitalistischen oder kulakischen Me-
thoden des Arbeitsentgelts“. Wir wiederholen: 
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darin liegt keinerlei Widerspruch zum sozialisti-
schen Ziel. Hier gibt es nur den unversöhnlichen 
Widerspruch mit den bürokratischen Verfäl-
schungen der Wirklichkeit.

Der Rückzug zum Stücklohn war das Resultat 
des Widerstandes der ökonomischen Rückstän-
digkeit. Solcher Rückzüge wird es noch viele 
geben, besonders auf dem Gebiete der Bau-
ernwirtschaft, wo ein zu großer administrativer 
Sprung vorwärts getan worden ist.

Industrialisierung und Kollektivierung wer-
den mit den Methoden des einseitigen, unkon-
trollierten bürokratischen Kommandos über die 
werktätigen Massen durchgeführt. Die Gewerk-
schaften sind vollkommen der Möglichkeit be-
raubt, auf das Wechselverhältnis zwischen Kon-
sum und Akkumulation einzuwirken. Die Diffe-
renzierung der Bauernschaft wird bisher nicht 
so sehr ökonomisch wie administrativ liquidiert. 
Die sozialen Maßnahmen der Bürokratie zur 
Liquidierung der Klassen laufen dem grundle-
genden Prozeß, der Entwicklung der Produk-
tivkräfte, außerordentlich voraus. Das führt zur 
Steigerung der Gestehungskosten, zu niedriger 
Produktionsqualität, Preiserhöhungen, Mangel 
an Verbrauchsgütern, und eröffnet eine Pers-
pektive auf drohende Arbeitslosigkeit.

Die äußerst gespannte politische Atmosphäre 
im Lande ist das Resultat der Widersprüche zwi-
schen dem Wachstum der Sowjetwirtschaft und 
der ökonomischen Politik der Bürokratie, die ent-
weder ungeheuerlich hinter den Bedürfnissen 
der Wirtschaft zurückbleibt (1923–1928) oder, 
durch das eigene Zurückbleiben erschreckt, 
sich vorwärtsstürzt, um durch rein administra-
tive Maßnahmen das Versäumte nachzuholen 
(1928–1932). Dem rechten Zickzack folgt auch 
hier der linke. Mit beiden Zickzacks befindet 
sich die Bürokratie in Widerspruch zu den Wirk-
lichkeiten der Wirtschaft und folglich auch zu 
der Stimmung der Werktätigen. Sie kann ihnen 
nicht erlauben, sie zu kritisieren, weder wenn sie 
zurückbleibt, noch wenn sie vorausläuft.

Ihren Druck auf die Arbeiter und Bauern kann 
die Bürokratie nur dadurch ausüben, daß sie den 
Werktätigen die Möglichkeit nimmt, an der Lö-
sung, der Probleme ihrer eigenen Arbeit und ih-
rer Zukunft teilzunehmen. Darin liegt die größte 
Gefahr! Die ständige Angst vor dem Widerstand 
der Massen führt in der Politik zum „Kurzschluß“ 
der bürokratischen und persönlichen Diktatur.

Will das besagen, daß man die Tempi der 
Industrialisierung und Kollektivierung herab-
setzen muß? Für eine gewisse Periode zweifel-
los. Doch diese Periode kann von sehr kurzer 
Dauer sein. Die Teilnahme der Arbeiter selbst 
an der Leitung des Landes, seiner Politik und 
Wirtschaft, unmittelbare Kontrolle über die Bü-
rokratie, wachsendes Verantwortungsgefühl 
der Verwaltenden gegenüber den Verwalteten 
– all das würde sich zweifellos wohltuend auf 
die Produktion selbst auswirken, die inneren 
Reibungen vermindern, die kostspieligen Wirt-
schaftszickzacks auf ein Minimum herabsetzen, 
eine gesundere Verteilung der Kräfte und Mit-
tel sichern und letzten Endes den allgemeinen 
Wachstumskoeffizienten steigern. Die Sowjet-
demokratie ist vor allem eine vitale Notwendig-
keit für die Wirtschaft selbst. Umgekehrt hält der 

Bürokratismus die tragischsten wirtschaftlichen 
Überraschungen bereit.

Überblickt man die Periode der Epigonen in 
der Entwicklungsgeschichte der UdSSR, so ge-
langt man unschwer zur Schlußfolgerung, daß 
die grundlegende politische Voraussetzung für 
die Bürokratisierung des Regimes die Müdig-
keit der Massen nach den Erschütterungen von 
Revolution und Bürgerkrieg gewesen ist. Im 
Lande herrschten Hunger und Epidemien. Die 
Fragen der Politik traten in den Hintergrund. 
Alle Gedanken waren auf ein Stück Brot gerich-
tet. Unter dem Kriegskommunismus hatten alle 
die gleiche Hungerration bekommen. Der Über-
gang zur NEP brachte die ersten ökonomischen 
Erfolge. Die Portionen wurden reichlicher, aber 
nicht alle erhielten sie. Die Wiederherstellung 
der Warenwirtschaft führte zu Berechnung der 
Selbstkosten, zu elementarer Rationalisierung, 
zur Entfernung überflüssiger Arbeiter aus den 
Betrieben. Die Wirtschaftserfolge gingen lange 
Zeit hindurch Hand in Hand mit dem Anwach-
sen der Arbeitslosigkeit.

Man darf keinen Augenblick lang vergessen, 
daß sich die Festigung der Apparatmacht auf die 
Arbeitslosigkeit stützte. Nach den Hungerjahren 
schreckte die Reservearmee jeden Proletarier 
an der Werkbank. Die Entfernung selbständi-
ger und kritischer Arbeiter aus den Betrieben, 
schwarze Listen der Oppositionellen gehörten 
zur wichtigsten und wirksamsten Waffe in den 
Händen der Stalinbürokratie. Ohne diesen Um-
stand wäre es nie gelungen, die Leninsche Par-
tei zu erdrosseln.

Die weiteren Wirtschaftserfolge führten all-
mählich zur Auflösung der Reservearmee der 
Industriearbeiter (die durch die Kollektivie-
rung maskierte Übervölkerung auf dem Lande 
bleibt in vollem Umfang bestehen). Der Indus-
triearbeiter fürchtet jetzt nicht mehr, aus dem 
Betrieb hinausgeworfen zu werden. Aus seiner 
alltäglichen Erfahrung weiß er, daß der Mangel 
an Voraussicht und die Willkür der Bürokratie 
ihm die Lösung der Aufgaben außerordentlich 
erschwert. Die Sowjetpresse entlarvt verschie-
dene Werkstätten und Unternehmen, wo die 
Initiative der Arbeiter, Erfindergeist usw. nicht 
genügend Raum finden, als könnte man die Ini-
tiative der Arbeiter in Werkstätten einschließen, 
als könnten die Werkstätten Oasen der Produk-
tionsdemokratie inmitten völliger Erdrosselung 
des Proletariats in Partei, Sowjets und Gewerk-
schaften sein!

Das allgemeine Bewußtsein des Proletariats 
ist gegenwärtig keineswegs dasselbe wie in den 
Jahren 1922-23. Das Proletariat ist zahlenmäßig 
und kulturell gewachsen. Nachdem sie eine gi-
gantische Arbeit der Wiedergeburt und des Auf-
schwungs der Wirtschaft vollbracht haben, füh-
len die Arbeiter Wiedergeburt und Aufschwung 
ihres Selbstvertrauens. Diese gesteigerte innere 
Sicherheit beginnt in Unzufriedenheit mit dem 
bürokratischen Regime umzuschlagen.

Die Erstickung der Partei, der Triumph des 
persönlichen Regimes und der persönlichen 
Willkür können auf den ersten Blick den Ein-
druck einer Schwächung des Sowjetsystems 
hervorrufen. Dem ist aber nicht so. Das Sowjet-
system ist außerordentlich erstarkt; gleichzeitig 

aber hat sich der Widerspruch zwischen diesem 
System und seinem bürokratischen Schraub-
stock außerordentlich verschärft. Der Stalinsche 
Apparat sieht mit Bestürzung, daß die ökono-
mischen Erfolge seine Stellung nicht befesti-
gen, sondern untergraben. Im Kampf um seine 
Position ist er gezwungen, die Schrauben noch 
stärker anzuziehen und alle Formen von „Selbst-
kritik“ – ausgenommen byzantinisches Lob für 
die Führer – zu verbieten.

Nicht zum ersten Mal in der Geschichte gerät 
die wirtschaftliche Entwicklung in Widerspruch 
mit den politischen Bedingungen, in deren Rah-
men sie sich vollzieht. Doch muß man klar erfas-
sen, welche von diesen Bedingungen die Unzu-
friedenheit hervorrufen. Die heraufziehende op-
positionelle Welle ist nicht im geringsten gegen 
die sozialistischen Aufgaben, die Sowjetformen 
oder die Kommunistische Partei gerichtet. Die 
Unzufriedenheit richtet sich gegen den Apparat 
und dessen Personifikation – Stalin. Daher eine 
neue Phase wütenden Kampfes mit der soge-
nannten „trotzkistischen Konterbande“.

Der Gegner beginnt ungemütlich zu werden, 
er ist überall und nirgends. Er spukt in Werkstät-
ten, in Schulen, dringt in die Zeitschriften und in 
alle Geschichtsbücher ein. Das heißt: Tatsachen 
und Dokumente belasten die Bürokratie, da sie 
ihre Schwankungen und Fehler aufdecken. Man 
darf nicht ruhig und objektiv über den gestri-
gen Tag nachdenken, man muß den gestrigen 
Tag umgestalten, muß alle Ritzen verkleben, 
durch die ein Zweifel an der Unfehlbarkeit des 
Apparats und seines Chefs eindringen könnte. 
Wir haben alle Züge einer kopflos gewordenen 
herrschenden Schicht vor uns. Jaroslawski 59, 
selbst Jaroslawski ist unzuverlässig geworden! 
Das sind keine Zufallsepisoden, keine Kleinig-
keiten, keine persönlichen Zusammenstöße: 
die Wurzel der Sache ist darin zu suchen, daß 
die wirtschaftlichen Erfolge, die anfangs die 
Bürokratie gefestigt hatten, sich nun durch die 
Dialektik der Entwicklung der Bürokratie entge-
genstellen. Deshalb ist auch auf der letzten Par-
teikonferenz, d.h. beim Kongreß des Stalinschen 
Apparats, der drei- und viermal geschlagene 
und bestattete „Trotzkismus“ zur „Avantgarde 
der bürgerlichen Konterrevolution“ ernannt 
worden.

Dieser läppische und politisch kraftlose Be-
schluß lüftet den Vorhang über einigen ganz 
„praktischen“ Plänen Stalins auf dem Gebiet 
persönlicher Strafgerichte. Nicht umsonst hat 
Lenin vor der Ernennung Stalins zum General-
sekretär gewarnt. „Dieser Koch wird nur scharfe 
Suppen zubereiten.“ Der Koch hat seine kulinari-
schen Künste noch nicht erschöpft.

Wie sehr auch die theoretischen und adminis-
trativen Schrauben angezogen werden – Stalins 
persönliche Diktatur nähert sich offenkundig 
dem Untergang. Der Apparat ist voller Sprünge. 
Die Ritze namens Jaroslawski ist eine von hun-
dert Ritzen, die heute noch nicht mit Namen ge-
nannt werden. Der Umstand, daß sich die neue 
politische Krise auf der Basis offenkundiger und 
unzweifelhafter Erfolge der Sowjetwirtschaft, 

59. �Emiljan Jaroslawski (1878-1943): Autor von stalinisti-
schen Geschichtsbüchern, die Ereignisse verfälsch-
ten; fiel aus der Gunst Stalins 1930-31.
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zahlenmäßigen Wachstums des Proletariats und 
erster Erfolge der kollektiven Landwirtschaft 
vorbereitet, bietet ausreichende Gewähr dafür, 
daß die Liquidierung der bürokratischen Selbst-
herrschaft nicht mit einer Erschütterung des 
Sowjetsystems zusammenfallen wird, wie man 
noch vor drei bis vier Jahren befürchten konnte, 
sondern mit dessen Befreiung, Aufschwung und 
Blüte.

Aber gerade in dieser ihrer letzten Periode ist 
die Stalinsche Bürokratie fähig, viel Unheil anzu-
richten. Die Prestigefrage ist jetzt für sie zur zen-
tralen Frage der Politik geworden. Wenn unpoli-
tische Historiker aus der Partei ausgeschlossen 
werden, weil sie Stalins Heldentaten von 1917 
nicht zu verherrlichen verstanden haben, kann 
da das plebiszitäre Regime die Anerkennung 
der eigenen Fehler der Jahre 1931-32 zulassen? 
Kann es auf die Theorie des Sozialfaschismus 
verzichten? Kann es Stalin desavouieren, der 
den Kern des deutschen Problems folgenderma-
ßen formuliert hat: zuerst mögen die Faschisten 
kommen, dann wir?

Die objektiven Bedingungen sind in Deutsch-
land an sich so zwingend, daß sich die Leitung 
der deutschen Kommunistischen Partei, falls 
sie die nötige Handlungsfreiheit besäße, schon 
längst nach unserer Seite hin orientiert hätte. 
Doch sie ist nicht frei. Während die Linke Oppo-
sition die durch den Sieg von 1917 bewährten 
Ideen und Losungen des Bolschewismus be-
hauptet, befiehlt die Stalinclique zwecks Ablen-
kung telegraphisch die Eröffnung einer interna-
tionalen Kampagne gegen den „Trotzkismus“. 
Die Kampagne entbrennt nicht auf der Grund-
lage der Fragen der deutschen Revolution, d.h. 
von Leben und Tod des Weltproletariats, son-
dern auf Grund des kläglichen und falschmün-
zerischen Artikels von Stalin über die Fragen der 
Geschichte des Bolschewismus. Man kann sich 
schwer ein größeres Mißverhältnis zwischen 
den Aufgaben der Epoche einerseits und den 
kläglichen geistigen Hilfsquellen der offiziellen 
Führung andererseits vorstellen. Dies ist die er-
niedrigende, unwürdige und zugleich tief tragi-
sche Situation der Komintern.

Das Problem des Stalinschen Regimes und 
das Problem der deutschen Revolution sind 
durch einen untrennbaren Knoten miteinander 
verbunden. Die kommenden Ereignisse werden 
diesen Knoten lösen oder durchschneiden – im 
Interesse der russischen wie der deutschen Re-
volution.

XII. Die Brandleria-
ner (KPD-O) und die 
Stalin-Bürokratie

Zwischen den Interessen des Sowjetstaats 
und des internationalen Proletariats gibt es und 
kann es keinen Widerspruch geben. Doch ist es 
gänzlich falsch, diese Regel auf die Stalinsche 
Bürokratie zu übertragen. Ihr Regime gerät in 
immer größeren Widerspruch sowohl mit den 
Interessen der Sowjetunion als auch mit den In-
teressen des Weltproletariats.

Hugo Urbahns übersieht der Sowjetbürokra-
tie wegen die sozialen Grundlagen des proleta-

rischen Staates. Gemeinsam mit Otto Bauer kon-
struiert er den Begriff eines über den Klassen 
stehenden Staates, findet aber zum Unterschied 
von Bauer das Muster dafür nicht in Österreich, 
sondern in der heutigen Sowjetrepublik.

Auf der anderen Seite behauptet Thalheimer, 
die „trotzkistische Stellung zur Sowjetunion, die 
den proletarischen Charakter (?) des Sowjet-
staates und den sozialistischen Charakter des 
wirtschaftlichen Aufbaus anzweifelt (?)“ (Ar-
beiterpolitik, 10. Januar), habe „zentristischen“ 
Charakter. Damit beweist Thalheimer lediglich, 
wieweit er in der Gleichsetzung von Arbeiter-
rats und Sowjetbürokratie geht. Er verlangt, 
auf die Sowjetunion nicht mit den Augen des 
internationalen Proletariats zu sehen, sondern 
ausschließlich durch die Brillengläser der Stalin-
fraktion. Mit anderen Worten, er urteilt nicht 
als Theoretiker der proletarischen Revolution, 
sondern als Lakai der Stalinbürokratie. Ein be-
leidigter, geächteter Lakai, aber doch ein Lakai, 
der Begnadigung sucht. Darum wagt er auch in 
der „Opposition“ nicht, die Bürokratie laut beim 
Namen zu nennen; dafür kennt diese, wie Jeho-
va, keine Vergebung: „Du sollst meinen Namen 
nicht unnütz aussprechen“.

Das sind die beiden Pole innerhalb der kom-
munistischen Gruppierungen: der eine sieht 
den Wald vor lauter Bäumen nicht, dem andern 
wehrt der Wald, die Bäume zu unterscheiden. Es 
ist indes entschieden nichts Überraschendes da-
ran, daß Thalheimer und Urbahns ihre verwand-
ten Seelen entdecken und in der Tat miteinan-
der einen Block bilden – gegen die marxistische 
Einschätzung des Sowjetstaates.

Die summarische, zu nichts verpflichtende 
„Unterstützung“ des „russischen Experiments“ 
ist in den letzten Jahren eine ziemlich verbrei-
tete und sehr wohlfeile Ware geworden. In allen 
Weltteilen finden sich nicht wenige radikale 
und halbradikale, humanistische und pazifisti-
sche Auch-“Sozialisten“, Journalisten, Touristen, 
Künstlerinnen, die für die UdSSR und für Sta-
lin die gleiche vor-behaltlose Billigung wie die 
Brandlerianer bekunden. Bernhard Shaw 60, der 
einst Lenin und den Autor dieser Zeilen wütend 
kritisierte, billigt vollauf Stalins Politik. Maxim 
Gorki 61, der in der Leninschen Periode zur 
Kommunistischen Partei in Opposition gestan-
den hatte, ist jetzt vollständig für Stalin. Barbus-
se 62, der mit den französischen Sozialdemokra-
ten Hand in Hand geht, unterstützt Stalin. Das 
amerikanische Wochenblatt The New Masses, 
eine Publikation zweitrangiger kleinbürgerli-
cher Radikaler, verteidigt Stalin gegen Rakowski 

60. �George Bernhard Shaw (1856-1950): irischer Drama-
tiker und Schriftsteller; Gründer der Gesellschaft der 
Fabier in England, die an einer allmählichen Reform 
der Gesellschaft glaubte; wurde zum begeisterten 
Anhänger der stalinisierten Sowjetunion.

61. �Maxim Gorki (1868-1936): russischer Schriftsteller; 
Sympathisant der Bolschewiki während der Jahren 
vor und nach der 1905er Revolution; Gegner der 
Oktoberrevolution; später unterstützte die neue 
Regierung; verließ Rußland 1922, angeblich aus 
Gesundheitsgründen; kehrte 1932 zurück; gab allge-
meine Unterstützung der Stalinschen Politik.

62. �Henri Barbusse (1873-1935): französischer Romanau-
tor; Pazifist; trat der KPF 1923 bei; schrieb Biographi-
en von Stalin und Christus.

63. In Deutschland hält es Ossietzky 64, der mei-
nen Artikel über den Faschismus mit Sympathie 
zitiert, für nötig zu bemerken, ich sei in meiner 
Kritik gegen Stalin ungerecht. Der alte Ledebour 
sagt: „Nun stehe ich in betreff der Hauptstreitfra-
ge zwischen Stalin und Trotzki, ob nämlich die 
Sozialisierung in einem Lande unternommen 
und glücklich zu Ende geführt werden kann, 
durchaus auf seiten Stalins.“ Die Zahl solcher 
Beispiele könnte man endlos vermehren. All 
diese „Freunde“ der Sowjetunion gehen an die 
Probleme des Sowjetstaates von außen her als 
Beobachter, Sympathisierende, Flaneure her-
an. Selbstverständlich ist es achtenswerter, ein 
Freund des sowjetischen Fünfjahrplans zu sein, 
als ein Freund der New Yorker Börse. Dennoch 
ist die passive, kleinbürgerlich-linke Sympathie 
weit von Bolschewismus entfernt. Der erste 
große Mißerfolg Moskaus würde genügen, die 
Mehrzahl dieses Publikums auseinanderzuwir-
beln wie Staub vorm Windstoß.

Wodurch unterscheidet sich die Haltung der 
Brandlerianer zum Sowjetstaat von der Position 
all dieser „Freunde“. Höchstens durch geringere 
Aufrichtigkeit. Solch eine Unterstützung der So-
wjetrepublik macht weder heiß noch kalt. Und 
wenn Thalheimer uns, die Linke Opposition, die 
russischen Bolschewiki-Leninisten, darüber be-
lehrt, wie man sich zur Sowjetunion stellen soll, 
kann er nur ein Gefühl von Abscheu erwecken.

Rakowski hat persönlich die Verteidigung der 
Grenzen des Sowjetstaates geleitet, bei den ers-
ten Schritten der Sowjetwirtschaft geholfen, war 
an der Ausarbeitung der Politik gegenüber der 
Bauernschaft beteiligt, war Initiator der Komi-
tees der Bauernarmut in der Ukraine, leitete die 
Anwendung der NEP unter den spezifischen Be-
dingungen der Ukraine, kennt alle Wendungen 
dieser Politik, verfolgt sie auch jetzt, in Barnaul, 
tagaus tagein mit leidenschaftlicher Spannung, 
warnt vor Fehlern, weist die richtigen Wege auf. 
Der in der Verbannung gestorbene alte Kämpe 
Kote Zinzadse, Muralow, Karl Grünstein, Elsin – 
Vater und Sohn –, Kasparowa, Kossior, Schums-
kaja, Dingelstedt, Solnzew Sosnowski, Stopalow, 
Posnanski, Sermux, der von Stalin erschossene 
Blumkin, der von Stalin im Kerker zu Tode ge-
folterte Butow, Dutzende, Hunderte, Tausende 
anderer, zerstreut in Gefängnissen und Verban-
nungsorten, sie alle sind Kämpfer der Oktober-
umwälzung, des Bürgerkriegs, die am sozialisti-
schen Aufbau sich beteiligt haben, durch keine 
Schwierigkeiten zu entmutigen und aufs erste 
Alarmsignal hin bereit sind, ihre Kampfposten 
einzunehmen. Und die sollten von Thalheimer 
Treue zum Arbeiterstaat lernen?

Alles, was an der Politik Stalins progressiv ist, 

63. �Christian Rakowski (1873-1942): rumänischer Sozi-
alist; wurde führender Bolschewik; Vorsitzender der 
Ukrainischen Sowjetrepublik 1919-23; enger Freund 
und Mitarbeiter von Trotzki; mit der Linken Opposi-
tion 1927 aus der Partei ausgeschlossen; widerrief 
1934; zu 20 Jahren Gefängnisstrafe in den Moskauer 
Schauprozessen verurteilt; starb im Gefängnis.

64. �Carl von Ossietsky (1889-1938): deutscher Schriftstel-
ler; Pazifist; Redakteur von Die Weltbühne; Angeklag-
ter in einem spektakulären Gerichtsverfahren wegen 
Hochverrat; nach seiner Gefängnisstrafe von den 
Nazis gefangen; Träger des Nobelpreis für den 
Frieden 1936.
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wurde von der Linken Opposition formuliert 
und von der Bürokratie beschimpft. Die Initi-
ative zur Planwirtschaft, zu den hohen Tempi, 
zum Kampf gegen das Kulakentum, für breitere 
Kollektivierung, bezahlte und bezahlt die Linke 
Opposition mit Kerker und Verbannungsjahren. 
Was haben denn all die vorbehaltlosen Anhän-
ger, Sympathisanten und Freunde, einschließ-
lich der Brandlerianer zur Wirtschaftspolitik der 
UdSSR beigetragen? Nichts! In ihrer summari-
schen, unkritischen Unterstützung alles dessen, 
was in der UdSSR geschieht, liegt keineswegs 
internationalistischer Enthusiasmus, sondern 
bloß laue Sympathie: die Sache spielt sich ja au-
ßerhalb der Grenzen ihrer eigenen Vaterländer 
ab. Brandler und Thalheimer glauben und sagen 
auch mitunter: „Für uns Deutsche wäre Stalins 
Regime gewiß ungeeignet; aber für die Russen 
ist es gut genug!“

Der Reformist sieht in der internationalen 
Lage eine Summe nationaler Situationen – der 
Marxist betrachtet die nationale Politik als Funk-
tion der internationalen. In dieser kardinalen 
Frage nimmt die Gruppe KPD-O (Brandlerianer) 
65 eine nationalreformistische Position ein, d.h. 
sie leugnet praktisch, wenn auch nicht in Wor-
ten, die internationalistischen Prinzipien und 
Kriterien der nationalen Politik.

Der nächste Gesinnungsgenosse und Mit-
arbeiter Thalheimers war Roy 66, dessen politi-
sches Programm für Indien wie für China ganz 
von der Stalinschen Idee der „Arbeiter und 
Bauern“-Partei für den Osten ausgeht. Während 
einer Reihe von Jahren ist Roy als Propagandist 
einer nationaldemokratischen Partei für Indi-
en aufgetreten. Mit anderen Worten: nicht als 
proletarischer Revolutionär, sondern als klein-
bürgerlicher Nationaldemokrat. Das war seiner 
aktiven Teilnahme am zentralen Stab der Brand-
lerianer keineswegs hinderlich 67.

Am gröbsten aber zeigt sich der nationale 
Opportunismus der Brandlerianer gegenüber 
der Sowjetunion. Die Stalinbürokratie handelt, 
wenn man ihnen glaubt, bei sich zu Hause 
ganz unfehlbar. Aber aus irgendeinem Grunde 
erweist sich die Führungen der gleichen Stalin-
fraktion für Deutschland als verhängnisvoll. 
Aber warum? Geht es doch nicht um einzelne 
Fehler Stalins infolge seiner Unkenntnis anderer 
Länder, sondern um einen bestimmten fehler-
haften Kurs, um eine ganze Richtung. Thälmann 
und Remmele kennen Deutschland, wie Stalin 

65. �Kommunistische Partei Deutschlands – Oppositi-
on: gegründet von Heinrich Brandler und August 
Thalheimer nach ihrem Ausschluß aus der KPD; 
unterstützte die Politik Bucharins; kritisch gegenüber 
der Politik der Stalinisten in Deutschland, lehnte es 
aber ab, die stalinistische Politik in anderen Welttei-
len zu verurteilen.

66. �M.N. Roy (1893-1953): führender indischer Kommu-
nist, der Zusammenarbeit mit bürgerlichen Nationa-
listen im Kampf um die Unabhängigkeit vorschlug; 
Anhänger von Bucharin und der Rechten Oppositi-
on; eingesperrt von der britischen Regierung.

67. �Von Trotzki: Roy ist von der Macdonald-Regierung 
soeben für lange Jahre verurteilt worden. Die 
Kominternblätter fühlen sich nicht verpflichtet, 
dagegen auch nur zu protestieren: man kann mit 
Tschiang Kai-schek eng verbündet sein, keinesfalls 
aber den Brandlerianer Roy gegen die imperialisti-
schen Henker verteidigen.

Rußland kennt, wie Cachin, Sémard und Thorez 
68 Frankreich. Zusammen bilden sie eine inter-
nationale Fraktion und arbeiten die Politik für 
die verschiedenen Länder aus. Doch zeigt sich, 
daß diese Politik, in Rußland untadelig, in allen 
übrigen Ländern die Revolution ruiniert.

Brandlers Position wird besonders unglück-
selig, überträgt man sie ins Innere Rußlands, 
wo ein Brandlerianer verpflichtet ist, Stalin vor-
behaltlos zu unterstützen. Radek, der eigentlich 
den Brandlerianern immer näher stand als der 
Linken Opposition, hat vor Stalin kapituliert. 
Brandler wußte diesen Akt nur zu billigen. Doch 
verpflichtete Stalin den Kapitulanten Radek un-
verzüglich, Brandler und Thalheimer für „Sozial-
faschisten“ zu erklären. Die platonischen Anbe-
ter des Stalinschen Regimes in Berlin versuchen 
nicht einmal, auf diesen erniedrigenden Wider-
sprüchen herauszukommen. Ihr praktisches Ziel 
ist auch ohne Kommentare klar: „Stellst Du mich 
an die Spitze der Partei in Deutschland“, sagt 
Brandler zu Stalin, „verpflichte ich mich, Deine 
Unfehlbarkeit in russischen Dingen anzuerken-
nen, unter der Bedingung, daß Du mir gestat-
test, meine Politik in Deutschland durchzufüh-
ren“. Kann man vor solchen „Revolutionären“ 
Achtung haben?

Aber auch die Kominternpolitik der Stalinbü-
rokratie kritisieren die Brandlerianer äußerst ein-
seitig und theoretisch unredlich. Einziger Fehler 
dieser Politik scheint der „Ultraradikalismus“ 
zu sein. Kann man aber den vierjährigen Block 
Stalins mit Tschiang Kai-schek als ultralinks an-
klagen? War die Gründung der Bauerninterna-
tionale Ultraradikalismus? Kann man den Block 
mit dem Generalrat der Streikbrecher 69 Put-
schismus nennen? Die Schaffung von Arbeiter- 
und Bauernparteien in Asien und der Arbeiter-
Farmerpartei 70 in den Vereininigten Staaten?

Weiter: was ist das soziale Wesen des Stalin-
schen Ultraradikalismus? Handelt es sich um 
eine vorübergehende Stimmung, um einen 
Krankheitszustand? Vergeblich sucht man beim 
Theoretiker Thalheimer eine Antwort auf diese 
Frage.

Indes ist das Rätsel längst schon durch die 
Linke Opposition gelöst: es handelt sich um ei-
nen ultralinken Zickzack des Zentrismus. Aber 
gerade diese, durch die Entwicklung der letzten 
neun Jahre bestätigte Definition können die 
Brandlerianer nicht anerkennen, weil sie für sie 
tödlich ist. Sie haben alle rechten Zickzacks der 
Stalinfraktion mitgemacht, sich aber gegen die 

68. �Maurice Thorez (1900-64): stalinistischer Führer der 
Kommunistischen Partei Frankreichs ab 1930 bis 
zu seinem Tod; Minister in der ersten De Gaulle-
Regierung nach dem Zweiten Weltkrieg; spielte 
wichtige Rolle in der reibunglose Restauration der 
bürgerlichen Ordnung.

69. �Hier ist der Generalrat des britischen Trades Union 
Congress gemeint, der der Generalstreik 1926 
verraten hat.

70. �Arbeiter-Farmerpartei: 1919 wurde eine Labor Party 
(später Farmer-Labor Party genannt) von verschiede-
nen gewerkschaftlichen Organisationen gegründet; 
anfänglich von der Kommunistischen Partei der USA 
ignoriert; nach einer politischen Wendung 1922 ge-
wann die KPUSA die Kontrolle über diese Organisa-
tion; viele gewerkschaftliche Organisationen traten 
dann aus; unterstützte die Präsidentschaftskampfg-
ne des Kandidaten der Republican Party Lafollette.

linken empört; damit haben sie bewiesen, daß 
sie der rechte Flügel des Zentrismus sind. Daß 
sie als verdorrter Ast von ihrem Vaterstamm ab-
gefallen sind, liegt ganz in der Ordnung der Din-
ge: bei scharfen Wendungen verliert der Zent-
rismus unweigerlich rechte und linke Gruppen 
und Tendenzen.

Das Gesagte bedeutet nicht, daß die Brand-
lerianer in allem geirrt haben. Nein, gegen 
Thälmann und Remmele hatten sie und haben 
sie oft recht. Das ist nichts Außergewöhnliches. 
Opportunisten können im Kampf gegen das 
Abenteurertum eine richtige Position einneh-
men. Umgekehrt kann eine ultralinke Tendenz 
den Moment des Übergangs vom Kampf um die 
Massen zum Kampf um die Macht richtig erfas-
sen. In ihrer Kritik an Brandler haben die Ultralin-
ken Ende 1923 so manchen richtigen Gedanken 
ausgesprochen, was sie 1924-25 nicht hinderte, 
die gröbsten Fehler zu begehen. Die Tatsache, 
daß die Brandlerianer in ihrer Kritik an den Ver-
zerrungen der „dritten Periode“ eine Reihe nicht 
neuer, aber richtiger Einwände wiederholten, 
zeugt keineswegs von der Richtigkeit ihrer allge-
meinen Position. Die Politik einer jeden Gruppe 
muß man in verschiedenen Phasen analysieren: 
in Defensiv- und Offensivkämpfen, in Perioden 
der Flut wie in Momenten der Ebbe, unter den 
Bedingungen des Kampfes um die Massen wie 
in der Situation des direkten Machtkampfes.

Es kann keine marxistische Führung geben, 
die sich nur auf die Fragen der Offensive oder 
Defensive, der Einheitsfront oder des General-
streiks spezialisiert hat. Die richtige Anwendung 
aller dieser Methoden ist nur möglich, wenn 
man fähig ist, die Situation in ihrer Gesamtheit 
zusammenfassend zu charakterisieren, wenn 
man imstande ist, ihre Triebkräfte zu analysieren, 
die Phasen und Wendepunkte zu bestimmen 
und auf dieser Analyse ein System von Aktionen 
aufzubauen, das der aktuellen Lage entspricht 
und die nächste Etappe vorbereitet.

Brandler und Thalheimer halten sich schier 
für patentierte Spezialisten des „Kampfes um 
die Massen“. Mit ernstester Miene behaupten 
diese Leute, die Argumente der Linken Oppo-
sition zugunsten der Einheitsfrontpolitik seien 
... Plagiate an ihnen, den Brandlerianern. Man 
kann niemandem das Recht auf Ehrgeiz abspre-
chen! Stellt Euch vor, daß, während Ihr Heinz 
Neumann seine Fehler im Einmaleins erläutert, 
irgendein glänzender Arithmetiklehrer Euch 
erklärt, Ihr beginget ein Plagiat an ihm, denn er 
erläutere in gleicher Weise jahraus jahrein die 
Geheimnisse der Rechenkunst.

Die Anmaßung der Brandlerianer hat mir je-
denfalls in dieser wenig heiteren Lage eine hei-
tere Minute bereitet. Die strategische Weisheit 
dieser Herren datiert vom Dritten Weltkongreß. 
Das Abc des Kampfes um die Massen hatte ich 
dort gegen den damaligen „linken“ Flügel ver-
teidigt. In meinem der Popularisierung Einheits-
frontpolitik gewidmeten Buch Die neue Etappe, 
das seinerzeit von der Komintern in verschiede-
nen Sprachen herausgegeben wurde, wird der 
elementare Charakter der dort verteidigten Ide-
en in jeder Weise hervorgehoben. „Alles Gesag-
te“, lesen wir auf Seite 70 der deutschen Ausga-
be, „ist vom Standpunkt ernsthafter revolutionä-
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rer Erfahrung eine Binsenwahrheit. Aber einige 
‚linke‘ Elemente des Kongresses sahen in dieser 
Taktik eine Verschiebung ‚nach rechts‘ ...“ Unter 
diesen befand sich neben Sinowjew, Bucharin, 
Radek, Maslow und Thälmann auch Thalheimer.

Die Beschuldigung des Plagiats ist nicht die 
einzige Beschuldigung. Dem bei Thalheimer 
entwendeten geistigen Eigentum gibt die Linke 
Opposition, wie sich zeigt, eine opportunisti-
sche Auslegung. Dieses Kuriosum verdient Be-
achtung insoweit, als es uns die Möglichkeit bie-
tet, nebenbei auch die Frage der faschistischen 
Politik besser zu beleuchten.

Ich habe in einer meiner früheren Arbeiten 
den Gedanken ausgesprochen, Hitler habe kei-
ne Möglichkeit, auf parlamentarischem Wege 
zur Macht zu kommen, selbst zugegeben, er be-
käme seine 51% Stimmen – das Anwachsen der 
ökonomischen und die Verschärfung der politi-
schen Widersprüche würden noch vor Eintreten 
dieses Moments zur Explosion führen müssen. 
Im Zusammenhang damit schreiben mir die 
Brandlerianer den Gedanken zu, die Nationalso-
zialisten würden von der Szene abtreten, „ohne 
daß eine außer-parlamentarische Massenaktion 
der Arbeiter hierzu notwendig wäre“. Worin ist 
das besser als die Erfindungen der Roten Fah-
ne?

Aus der für die Faschisten bestehende Un-
möglichkeit, „friedlich“ an die Macht zu kom-
men, habe ich die Unvermeidlichkeit anderer 
Wege der Machtergreifung abgeleitet: entwe-
der den Weg des direkten Staatsstreichs oder 
den Weg einer Koalitionsetappe mit unvermeid-
lich folgendem Staatsstreich. Eine schmerzlose 
Selbstliquidierung des Faschismus wäre nur in 
einem Falle möglich: wenn Hitler 1932 die Poli-
tik triebe, die Brandler 1923 getrieben hat. Ohne 
die nationalsozialistischen Strategen im mindes-
ten zu überschätzen, glaube ich immerhin, daß 
sie weitblickender und gediegener als Brandler 
und Co. sind.

Noch tiefsinniger ist Thalheimers zweiter 
Einwand: Die Frage, ob Hitler auf parlamentari-
schem oder einem anderen Wege zur Macht ge-
langen werde, sei überhaupt nicht von Bedeu-
tung, denn sie ändere nichts am „Wesen“ des 
Faschismus, der seine Macht ohnehin nur auf 
den Trümmern der Arbeiterorganisationen be-
gründen könne. „Die Arbeiter können es ruhig 
den Redakteuren des Vorwärts überlassen, Un-
tersuchungen über den Unterschied zwischen 
der verfassungsmäßigen und nicht verfassungs-
mäßigen Machtübernahme durch Hitler anzu-
stellen“ (Arbeiterpolitik, 10. Januar). Würden die 
fortgeschrittenen Arbeiter sich nach Thalheimer 
richten, so würde Hitler ihnen zweifellos den 
Gurgel durchschneiden. Für unseren Schul-
lehrer ist nur das „Wesen“ des Faschismus von 
Wichtigkeit, wie aber dieses Wesen sich durch-
setzt, überläßt er den Vorwärts-Redakteuren zur 
Beurteilung. Das Progrom-“Wesen“ des Faschis-
mus kann sich erst nach seiner Machtübernah-
me ganz entfalten. Die Aufgabe besteht darin, 
ihn nicht an die Macht kommen zu lassen. Dazu 
muß man erst selber die Strategie des Feindes 
verstehen und sie den Arbeitern darlegen. Hit-
ler macht die größten Anstrengungen, nach 
außen hin die Bewegung in das Flußbett der 

Verfassung zu lenken. Nur ein Pedant, der sich 
als „Materialist“ ausgibt, kann glauben, diese 
Technik bliebe ohne Einfluß auf das politische 
Bewußtsein der Massen. Hitlers Verfassungs-
mäßigkeit dient nicht nur dazu, die Tür für den 
Block mit dem Zentrum offen zu lassen, sondern 
auch, die Sozialdemokratie zu täuschen, richti-
ger: den sozialdemokratischen Führern die Täu-
schung der Massen zu erleichtern. Wenn Hitler 
beteuert, er werde auf verfassungsmäßigem 
Wege die Macht übernehmen, ist es doch klar: 
die faschistische Gefahr ist heute nicht mehr so 
groß. Jedenfalls wird noch einige Male Zeit sein, 
das Kräfteverhältnis bei verschiedenen Wahlen 
zu überprüfen. Unter der Hülle der verfassungs-
mäßigen Perspektive, die den Gegner einschlä-
fert, will Hitler sich die Möglichkeit wahren, den 
Schlag im geeigneten Moment zu führen. Diese 
Kriegslist, so einfach sie an und für sich auch ist, 
birgt doch eine gewaltige Kraft in sich., denn sie 
stützt sich nicht nur auf die Psychologie der Mit-
telparteien, die die Frage friedlich und legal lö-
sen möchten, sondern, was viel gefährlicher ist, 
auf die Vertrauensseligkeit der Volksmassen.

Man muß hinzufügen, daß Hitlers Manöver 
ein zweischneidiges Schwert ist: er täuscht nicht 
nur seine Gegner sondern auch seine Anhänger. 
Aber zum Kampf, besonders zum offensiven, ist 
Kampfgeist erforderlich. Der läßt sich nur dann 
aufrechterhalten, wenn man seine Armee so 
erzieht, daß sie die Unvermeidlichkeit des offe-
nen Kampfes versteht. Diese Erwägung spricht 
ebenfalls dafür, daß Hitler seine Romanze mit 
der Weimarer Verfassung nicht allzu lange hi-
nausziehen kann, ohne die eigenen Reihen zu 
demoralisieren. Er wird rechtzeitig das Messer 
unter dem Braunhemd hervorholen müssen.

Es genügt nicht, das „Wesen“ des Faschismus 
zu begreifen. Man muß ihn als politisches Phä-
nomen, als bewußten und hinterlistigen Feind 
einschätzen können. Unser Schullehrer ist zu 
sehr „Soziologe“, um Revolutionär sein zu kön-
nen. Ist es nicht klar, daß Thalheimers tiefsinni-
ge Untersuchungen ebenfalls als ein winziges, 
vorteilhaftes Element in Hitlers Berechnungen 
eingehen? Wenn man die vom Vorwärts gesä-
ten Verfassungsillusionen mit der Entlarvung 
der auf diesen Illusionen aufgebauten Kriegslist 
des Feindes in einen Sack steckt, heißt das, dem 
Feind einen Dienst erweisen.

Eine Organisation kann Bedeutung entweder 
durch die von ihr erfaßten Massen oder durch 
den Inhalt der Ideen haben, die sie in die Ar-
beiterbewegung hineinzutragen fähig ist. Die 
Brandlerianer besitzen weder das eine noch das 
andere. Mit welch erhabener Verachtung spre-
chen Brandler und Thalheimer vom zentristi-
schen Sumpf der SAP! Stellt man in Wirklichkeit 
diese beiden Organisationen – SAP und KPD-O – 
nebeneinander, sind alle Vorzüge auf seiten der 
ersteren. Die SAP ist kein Sumpf, sondern eine 
lebendige Strömung. Ihre Entwicklung geht von 
rechts nach links, zum Kommunismus hin. Die 
Strömung ist nicht rein, sie führt viel Schutt und 
Schlamm mit sich, sie ist aber kein Sumpf. Die 
Bezeichnung Sumpf paßt weitaus besser auf die 
Organisation Brandler-Thalheimers, die durch 
völligen geistigen Stillstand gekennzeichnet ist.

Im Innern der KPD-O bestand seit langem 

eine Opposition, die vor allem damit unzufrie-
den war, daß die Führer in ihrer Politik nicht so 
sehr den objektiven Umständen sich anzupas-
sen suchten als den Stimmungen des Stalin-
schen Generalstabs in Moskau.

Daß die Opposition Walcher-Frölich 71 wäh-
rend einer Reihe von Jahren Brandler-Thalhei-
mers Politik toleriert hat, die besonders gegen-
über der UdSSR nicht einfach fehlerhaft, son-
dern bewußt heuchlerisch, politisch unlauter 
war, wird natürlich niemand der abgespaltenen 
Gruppe als Plus anrechnen. Tatsache aber ist, 
daß die Walcher-Frölich-Gruppe schließlich die 
völlige Hoffnungslosigkeit einer Organisation 
erkannte, deren Führer sich an der Gnade der 
Obrigkeit orientieren. Die Minderheit hält eine 
selbständige und aktive Politik für nötig, die 
nicht gegen den unglückseligen Remmele ge-
richtet ist, sondern gegen Kurs und Regime der 
Stalinbürokratie in der UdSSR und der Komin-
tern. Wenn wir die Position Walcher-Frölich auf 
Grund noch unzulänglicher Materialien richtig 
deuten, so bedeutet sie in dieser Frage einen 
Schritt vorwärts. Doch nach dem Bruch mit einer 
offensichtlich toten Gruppe ist die Minderheit 
jetzt vor die Aufgabe einer nationalen und vor 
allem internationalen Neuorientierung gestellt.

Die abgespaltene Minderheit sieht, soweit 
ich es beurteilen kann, ihre Hauptaufgabe in 
nächster Zeit darin, auf den linken Flügel der 
SAP gestützt die neue Partei für den Kommunis-
mus zu gewinnen, um sodann mit deren Hilfe 
den bürokratischen Konservatismus der KPD zu 
zerschlagen. Es ist unmöglich, sich zu diesem 
Plan in dieser allgemeinen und unbestimmten 
Form zu äußern, denn die prinzipiellen Grund-
lagen, auf denen die Minderheit selbst steht, 
und die Methoden, die sie im Kampf für diese 
Grundlagen anzuwenden gedenkt, bleiben un-
klar. Eine Plattform ist nötig! Wir denken nicht an 
ein Dokument, das die Gemeinplätze des Kom-
munismus reproduziert, sondern an klare und 
konkrete Antworten auf jene Kampffragen der 
proletarischen Revolution, die im Laufe der letz-
ten neun Jahre die Reihen des Kommunismus 
gespalten haben und noch heute von brennen-
dem Interesse sind. Ohne das könnte man sich 
in der SAP nur auflösen und deren Entwicklung 
zum Kommunismus verzögern, statt sie zu be-
schleunigen.

Die Linke Opposition wird die Entwicklung 
der Minderheit aufmerksam und unvoreinge-
nommen verfolgen. Die Spaltung einer lebens-
unfähigen Organisation hat mehr als einmal in 
der Geschichte den Anstoß für die progressive 
71. �Jakob Walcher (1887-1970): Spartakist; Grün-

dungsmitglied der KPD; Mitglied des ZK 1919-23; 
ausgeschlossen aus der KPD 1928; Mitbegründer der 
KPO; führte die Abspaltung 1931, um der SAP bei-
zutreten; ab 1933 Exil in Frankreich und in den USA; 
kehrte 1946 nach Berlin zurück; Mitglied der SED; 
1946-49 Redakteur einer Gewerkschaftszeitung;1949 
gemaßregelt; 1952 aus der SED ausgeschlossen; 
1956 rehabilitiert. – Paul Frölich (1884-1953): ab 
1902 Mitglied der SPD; Führer der Linksradikalen in 
Bremen; Mitbegründer der KPD; 1919-24 Mitglied 
der Zentrale der KPD; Reichstagsabgeordneter 1921-
24 und 1928-30; ausgeschlossen aus der KPD 1928; 
danach Mitglied der KPO und dann der SAP; ab 1934 
Exil; kehrte 1950 zurück; wurde Mitglied der SPD; 
schrieb wichtige Biographie von Rosa Luxemburg.
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Entwicklung ihres lebensfähigen Teils gegeben. 
Wir würden uns sehr freuen, wenn diese Regel 
sich auch diesmal am Schicksal der Minderheit 
bewähren sollte. Doch eine Antwort wird erst 
die Zukunft geben.

XIII. Streikstrategie
Auf gewerkschaftlichem Gebiet hat die kom-

munistische Führung die Partei endgültig ver-
wirrt. Der allgemeine Kurs der „dritten Periode“ 
ging auf parallele Gewerkschaftsverbände. Man 
nahm an, die Massenbewegung würde über die 
alten Verbände hinausströmen und die Organe 
der RGO (Revolutionäre Gewerkschaftsoppositi-
on) würden zu Initiativkomitees des wirtschaft-
lichen Kampfes werden. Zur Verwirklichung die-
ses Planes fehlte eine Kleinigkeit: die Massen-
bewegung. Bei Frühjahrshochwasser tragen die 
Wellen viele Umzäunungen ab. Versuchen wir 
die Umzäunung abzutragen – meinte Losowski, 
vielleicht werden dann Frühjahrsströme fließen!

Die reformistischen Verbände vermochten 
sich zu behaupten. Aus den Betrieben warf 
die Kommunistische Partei sich selbst heraus. 
Darauf begann man, die Gewerkschaftspolitik 
stückweise zu korrigieren. Die Kommunistische 
Partei weigert sich, die unorganisierten Arbeiter 
zum Eintritt in die reformistischen Gewerkschaf-
ten aufzurufen. Sie spricht sich aber auch gegen 
den Austritt aus den Gewerkschaften aus. Wäh-
rend sie parallele Gewerkschaften bildet, hat sie 
gleichzeitig die Losung des Kampfes um den 
Einfluß innerhalb der reformistischen Verbände 
wieder aufgenommen. Das Ganze ist eine ideale 
Selbstsabotage.

Die Rote Fahne beklagt sich darüber, daß 
viele Kommunisten die Beteiligung an den re-
formistischen Verbänden für zwecklos halten. 
„Wozu den alten Laden wieder beleben?“, erklä-
ren sie. Und wirklich: wozu? Will man ernstlich 
um die Eroberung der alten Verbände kämpfen, 
muß man die Unorganisierten zum Eintritt auf-
fordern; gerade die neuen Schichten können 
eine Stütze für den linken Flügel abgeben. Dann 
darf man aber keine parallelen Verbände bauen, 
d.h. eine Konkurrenzagentur zur Rekrutierung 
von Arbeitern aufmachen.

Die von oben empfohlene Politik innerhalb 
der reformistischen Gewerkschaften steht 
ganz auf dem Niveau all des übrigen Wirrwarrs. 
Am 28. Januar werden in der Roten Fahne den 
kommunistischen Gewerkschaftsmitgliedern 
des Metallarbeiterverbandes in Düsseldorf die 
Leviten gelesen, weil sie die Losung: „Rück-
sichtsloser Kampf gegen jede Teilnahme der 
Gewerkschaftsführer an der Unterstützung der 
Brüningregierung“ aufgestellt haben. Solche 
opportunistischen Forderungen seien unstatt-
haft, denn sie setzten voraus, daß die Reformis-
ten fähig seien, auf die Unterstützung Brünings 
und seiner Notverordnungen zu verzichten. 
Das sieht wahrlich einem üblen Scherz ähnlich! 
Die Rote Fahne meint, es genüge, die Führer zu 
beschimpfen, doch sei es unzulässig, sie einer 
politischen Prüfung durch die Massen zu unter-
werfen.

Indes erschließt sich gerade in den reformis-
tischen Verbänden ein außerordentlich dankba-
res Tätigkeitsgebiet. Besitzt die Sozialdemokra-

tische Partei noch die Möglichkeit, die Arbeiter 
mit politischem Getue zu betäuben, so gleicht 
für die Gewerkschaften die Sackgasse des Kapi-
talismus einer hoffnungslosen Kerkermauer. Die 
200.000-300.000 in den selbständigen Roten 
Verbänden organisierten Arbeiter könnten ein 
unschätzbarer Sauerteig innerhalb der reformis-
tischen Gewerkschaften werden.

Ende Januar tagte in Berlin eine Konferenz 
kommunistischer Betriebsausschüsse aus dem 
ganzen Lande. Die Rote Fahne druckt einen Be-
richt: „Die Betriebsausschüsse schmieden die 
Rote Arbeiterfront“ (2. Februar). Vergeblich aber 
sucht man nach Angaben über die Zusammen-
setzung der Konferenz, die Zahl der vertretenen 
Betriebe und Arbeiter. Im Gegensatz zum Bol-
schewismus, der klipp und klar jede Verände-
rung des Kräfteverhältnisses in der Arbeiterklas-
se verzeichnete, spielen die deutschen Stalinis-
ten, den russischen folgend, Versteck. Sie wol-
len nicht zugeben, daß die kommunistischen 
Betriebsräte weniger als 4 Prozent ausmachen 
gegenüber 84 Prozent sozialdemokratischer 
Betriebsräte. In diesem Kräfteverhältnis drückt 
sich die Bilanz der „Dritten Periode“ aus. Wird es 
aber die Sache vorwärtsbringen, wenn man die 
Isolierung der Kommunisten in den Betrieben 
„Rote Einheitsfront“ nennt?

Die andauernde Krise des Kapitalismus zieht 
innerhalb des Proletariats die scherzhafteste 
und gefahrvollste Trennungslinie: die zwischen 
Arbeitenden und Arbeitslosen. Der Umstand, 
daß in den Betrieben die Reformisten vorherr-
schen, unter den Arbeitslosen dagegen die 
Kommunisten, paralysiert beide Teile des Prole-
tariats. Arbeitende können warten. Arbeitslose 
sind ungeduldiger. Augenblicklich hat ihre Un-
geduld revolutionären Charakter. Findet aber 
die Kommunistische Partei nicht Kampfformen 
und -losungen, die durch Vereinigung der Ar-
beitenden und der Arbeitslosen die Perspektive 
des revolutionären Auswegs eröffnen, wird sich 
die Ungeduld der Arbeitslosen unentrinnbar 
gegen die Kommunistische Partei wenden.

Im September und Oktober 1917 begannen, 
trotz richtiger Politik der Bolschewistischen 
Partei und rascher Entfaltung der Revolution, 
die schlechter gestellten und ungeduldigeren 
Schichten des Proletariats, sogar in Petrograd, 
sich von den Bolschewiken ab und den Syndika-
listen und Anarchisten zuzuwenden. Wäre nicht 
rechtzeitig der Oktoberumsturz gekommen, so 
hätte der Zerfall des Proletariats akuten Charak-
ter angenommen und zur Fäulnis der Revolution 
geführt. In Deutschland bedarf es nicht der An-
archisten; ihren Platz können die Nationalsozia-
listen einnehmen, die anarchistische Demago-
gie mit bewußt reaktionären Zielen verbinden.

Die Arbeiter sind keineswegs ein für allemal 
gegen den Einfluß der Faschisten versichert. 
Proletariat und Kleinbürgertum bilden kommu-
nizierende Röhren, besonders unter den jetzi-
gen Umständen, wo die Reservearmee kleine 
Krämer, fliegende Händler usw. hervorbringen 
muß, das in Zersetzung befindliche Kleinbürger-
tum aber – Proletarier und Lumpenproletarier.

Angestellte, technisches und administratives 
Personal, gewisse Beamtenschichten haben in 
der Vergangenheit eine der wichtigsten Stützen 

der Sozialdemokratie abgegeben. Jetzt gingen 
oder gehen diese Schichten zu den Nationalso-
zialisten über. Sie können die Schicht der Arbei-
teraristokratie mit sich ziehen – wenn das nicht 
schon begonnen hat. Auf dieser Linie bricht der 
Nationalsozialismus ins Proletariat von oben ein. 
Viel gefährlicher ist aber sein möglicher Einbruch 
von unten durch die Arbeitslosen. Keine Klasse 
vermag lange ohne Perspektiven und Hoffnun-
gen zu leben. Die Arbeitslosen sind keine Klasse, 
aber schon eine sehr kompakte und dauerhafte 
soziale Schicht, die sich vergeblich bemüht, den 
unerträglichen Verhältnissen zu entrinnen. Ist es 
allgemein richtig, daß nur die proletarische Re-
volution Deutschland vor dem Zerfall und dem 
Ruin retten kann, so gilt das vor allem in bezug 
auf die Millionen von Arbeitslosen.

Bei der Ohnmacht der Kommunistischen 
Partei in Betrieben und Gewerkschaften ent-
scheidet das Wachstum der Partei nichts. In 
dem erschütterten, von Krise und Gegensätzen 
zerrissenen Volke kann eine extrem linke Partei 
zehntausende neuer Anhänger finden, beson-
ders wenn ihr gesamter Apparat auf individuel-
len Mitgliederfang im Wege des „Wettbewerbs“ 
gerichtet ist. Alles liegt am Wechselverhältnis 
zwischen Partei und Klasse. Ein einziger Kom-
munist, der in den Betriebsausschuß oder die 
Gewerkschaftsleitung gewählt wird, hat mehr 
Bedeutung als tausend da und dort aufgelesene 
Mitglieder, die heute der Partei beitreten, um sie 
morgen zu verlassen.

Aber auch der individuelle Zustrom zur Par-
tei wird keineswegs endlos andauern. Wenn 
die Kommunistische Partei auch weiterhin den 
Kampf bis zu dem Augenblick verschiebt, wo sie 
die Reformisten endgültig verdrängt hat, so wird 
sie merken, daß von einem gewissen Moment 
an die Sozialdemokratie nicht mehr zugunsten 
der Kommunisten an Einfluß verlieren wird, und 
daß der Faschismus anfängt, die Arbeitslosen, 
das Hauptfundament der Kommunistischen 
Partei, zu zersetzen.

Die Nichtausnutzung der eigenen Kräfte für 
die Aufgaben, die sich aus der ganzen Situati-
on ergeben, bleibt für eine politische Partei nie 
straflos.

Um dem Massenkampf den Weg zu bahnen, 
versucht die Kommunistische Partei, Teilstreiks 
auszulösen. Die Erfolge auf diesem Gebiet sind 
nicht groß. Wie immer beschäftigen sich die 
Stalinisten mit Selbstkritik: „Wir verstehen noch 
nicht zu organisieren“ ..., „Wir verstehen noch 
nicht mitzureißen“ ..., „wir verstehen noch nicht 
zu erfassen“ ... Wobei „wir“ immer „Ihr“ bedeutet. 
Widerstanden ist die famose Theorie aus den 
Märztagen 1921: man muß das Proletariat durch 
Offensivaktionen der Minderheit „elektrisieren“. 
Doch die Arbeiter brauchen nicht „elektrisiert“ 
zu werden. sie wollen, daß man ihnen eine klare 
Perspektive gibt und die Voraussetzungen einer 
Massenbewegung schaffen hilft.

In ihrer Streikstrategie läßt sich die Kommu-
nistische Partei augenscheinlich durch einzelne 
Lenin-Zitate in der Auslegung Manuilskis oder 
Losowskis leiten. Tatsächlich gab es Perioden, 
wo die Menschewiki gegen das „Streikhasard“ 
kämpften, während die Bolschewiki sich an die 
Spitze eines jeden neuen Streiks stellten und im-
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mer größere Massen in die Bewegung hineinzo-
gen. Das entsprach der Periode des Erwachens 
neuer Schichten der Klasse. dies war die Taktik 
der Bolschewiki im Jahre 1905, während des in-
dustriellen Aufschwungs in den Vorkriegsjahren 
und auch in den ersten Monaten der Februarre-
volution.

Aber in dem der Oktoberrevolution unmittel-
bar vorausgehenden Zeitabschnitt, seit den Juli-
tagen 1917, hatte die Taktik der Bolschewiki an-
deren Charakter: sie hielten von Streiks zurück, 
bremsten sie ab, denn jeder größere Streik hatte 
die Tendenz, sich in eine Entscheidungsschlacht 
zu verwandeln, während die politischen Voraus-
setzungen dazu noch nicht herangereift waren.

Doch auch während jener Monate stellten 
sich die Bolschewiki weiterhin an die Spitze aller 
Streiks, die trotz ihrer Warnungen hauptsächlich 
in den rückständigeren Industriezweigen (Tex-
tilarbeiter, Lederarbeiter usw.) ausgebrochen 
waren.

Lösten unter bestimmten Bedingungen die 
Bolschewiki im Interesse der Revolution kühne 
Streiks aus, so hielten sie umgekehrt unter an-
deren Bedingungen im Interesse der Revolution 
von Streiks zurück. Auf diesem Gebiete gibt es, 
wie auf den übrigen, keinerlei fertige Rezepte. 
Doch bildete die Streikstrategie der Bolschewiki 
in jeder Phase ein Element der Gesamtstrategie, 
und den fortgeschrittenen Arbeitern war die 
Verbindung zwischen Teil und Ganzem klar.

Wie steht die Sache jetzt in Deutschland? 
Die beschäftigten Arbeiter widersetzen sich 
der Lohnsenkung nicht, da sie sich vor den Ar-
beitslosen fürchten. Kein Wunder, bei einigen 
Millionen Arbeitslosen ist der gewöhnliche, ge-
werkschaftlich organisierte Streikkampf offen-
sichtlich hoffnungslos. Doppelt hoffnungslos ist 
er bei politischem Antagonismus zwischen Be-
schäftigten und Arbeitslosen. Das schließt aber 
Teilstreiks nicht aus, besonders in zurückgeblie-
beneren, weniger zentralisierten Industriezwei-
gen. Aber gerade die Arbeiter der wichtigsten 
Industrien neigen bei dieser Lage dazu, auf die 
reformistischen Führer zu hören. Die Versuche 
der Kommunistischen Partei, Teilstreiks auszu-
lösen, ohne die Gesamtlage im Proletariat zu 
ändern, führen lediglich zu kleinen Partisanen-
operationen, die selbst im Falle des Erfolgs keine 
Fortsetzung finden.

Nach Berichten kommunistischer Arbeiter 
(siehe etwa Der Rote Aufbau) spricht man in 
den Betrieben davon, daß Teilstreiks gegenwär-
tig keinen Sinn hätten und nur ein Generalstreik 
die Arbeiter aus dem Elend herausführen könne. 
„Generalstreik“ heißt hier: Kampf-Perspektive. 
Die Arbeiter können sich umso weniger durch 
zerstreute Streiks inspirieren lassen, als sie es 
unmittelbar mit der Staatsmacht zu tun bekom-
men: das Monopolkapital redet mit ihnen in der 
Sprache der Brüningschen Notverordnungen 
72.
72. �Manche Ultralinken (zum Beispiel die italienische 

Gruppe der Bordigisten) meinen, die Einheitsfront 
sei nur im Wirtschaftskampf zulässig. Der Versuch, 
den wirtschaftlichen vom politischen Kampf zu 
trennen, ist in unserer Epoche undurchführbarer 
als je zuvor. Das Beispiel Deutschlands, wo durch 
Regierungsverordnungen Tarifverträge aufgehoben 
und Arbeitslöhne verkürzt werden, müßte diese 

Zu Beginn der Arbeiterbewegung hatten sich 
die Agitatoren bei der Hineinziehung von Arbei-
tern in Streiks der Entwicklung revolutionärer 
und sozialistischer Perspektiven enthalten, um 
die Arbeiter nicht abzuschrecken. Jetzt ist die Si-
tuation genau umgekehrt. Die führende Schicht 
der deutschen Arbeiter kann sich zum Eintritt 
in den ökonomischen Verteidigungskampf nur 
dann entschließen, wenn ihr die allgemeinen 
Perspektiven des weiteren Kampfes klar sind. 
Diese Perspektiven findet sie nicht bei der Kom-
munistischen Führung.

Zur Taktik der Märztage des Jahres 1921 in 
Deutschland (die Minderheit des Proletariats 
„elektrisieren“, statt dessen Mehrheit zu er-
obern) sagte der Autor dieser Zeilen zur Zeit des 
III. Kongresses: „Wenn aber die überwiegende 
Majorität der Arbeiterklasse sich über die Bewe-
gung keine Rechenschaft abgibt, mit ihr nicht 
sympathisiert oder an ihren Erfolg nicht glaubt, 
die Minorität hingegen vorwärtsstürmt und mit 
mechanischen Mitteln die Arbeiter in den Streik 
zu treiben sucht, – dann kann diese ungeduldi-
ge Minderheit in Gestalt der Partei mit der Ar-
beiterklasse in feindliche Zusammenstöße gera-
ten und sich den Kopf einrennen“.

Soll man also auf den Streikkampf verzich-
ten? Nein, nicht verzichten, sondern die not-
wendigen politischen und organisatorischen 
Voraussetzungen dafür schaffen. Eine von ihnen 
ist die Wiederherstellung der Gewerkschaftsein-
heit. Die reformistische Bürokratie will sie natür-
lich nicht. Die Spaltung hat ihre Lage bisher, wie 
es besser nicht möglich ist, gesichert. Doch die 
Bedrohung durch den Faschismus ändert die 
Lage in den Verbänden zu ungunsten der Bü-
rokratie. Der Zug zur Einheit wächst. Wenn die 
Leipart-Clique unter den jetzigen Umständen 
versucht, die Wiederherstellung der Einheit zu 
verweigern, so würde das sogleich den kom-
munistischen Einfluß in den Verbänden verdop-
peln und verdreifachen. Kommt die Einigung 
zustande, besser: den Kommunisten wird sich 
ein breites Arbeitsfeld erschließen. Nicht halbe 
Maßnahmen tun not, sondern eine kühne Wen-
dung!

Ohne eine große Kampagne gegen die Teue-
rung, für die Kürzung der Arbeitswoche, gegen 
Lohnabbau; ohne die Einbeziehung der Arbeits-
losen in den Kampf, Hand in Hand mit den Ar-
beitenden; ohne erfolgreiche Anwendung der 
Einheitsfrontpolitik – werden die kleinen, im-
provisierten Streiks die Bewegung nicht auf die 
breite Bahn hinausführen.

* * * 
Die linken Sozialdemokraten sprechen von 

der Notwendigkeit, „im Falle der Machtüber-
nahme durch die Faschisten“ zum Generalstreik 
zu greifen! Wahrscheinlich prunkt auch Leipart 
in seinen vier Wänden mit solchen Drohungen. 
Auf diesem Anlaß spricht Die Rote Fahne von 

Wahrheit auch kleinen Kindern begreiflich machen. 
Nebenbei sei bemerkt, daß in ihrem gegenwärtigen 
Stadium die Stalinisten viele der früheren Vorurteile 
des Bordigismus reproduzieren. Kein Wunder, daß 
die Gruppe um Prometeo, die nichts zulernt und 
keinen Schritt vorwärts macht, heute, in der Periode 
des ultralinken Zickzacks der Komintern, den Stali-
nisten weitaus näher stehen als uns.

Luxemburgismus. Das ist eine Verleumdung der 
großen Revolutionärin. Hat Rosa Luxemburg 
auch die selbständige Bedeutung des Gene-
ralstreiks für die Machtergreifung überschätzt, 
so begriff sie immerhin sehr gut, daß man ei-
nen Generalstreik nicht willkürlich hervorrufen 
kann, daß er durch den ganzen bisherigen Weg 
der Arbeiterbewegung vorbereitet wird, durch 
die Politik von Partei und Gewerkschaften. Aber 
im Munde der linken Sozialdemokraten ist der 
Massenstreik eher ein tröstlicher Mythos, der die 
klägliche Wirklichkeit überhöht.

Die französische Sozialdemokratie hat viele 
Jahre hindurch versprochen, im Kriegsfalle zum 
Generalstreik zu greifen. Der Baseler Kongreß 
von 1912 versprach sogar, zum revolutionären 
Aufstand zu greifen. Die Drohung mit General-
streik und Aufstand hatte in diesen Fällen nur 
den Charakter eines Theaterdonners. Hier geht 
es keineswegs um die Gegenüberstellung von 
Streik und Aufstand, sondern um eine abstrak-
te, formale, verbale Haltung zum Streik wie zum 
Aufstand. Ein mit der Abstraktion der Revoluti-
on gewappneter Reformist – das war überhaupt 
der Typus des Vorkriegs-Sozialdemokraten à la 
Bebel 73. Der Nachkriegsreformist, der mit der 
Drohung des Generalstreiks fuchtelt, ist nur eine 
lebende Karikatur.

Die kommunistische Leitung verhält sich zum 
Generalstreik sicherlich weitaus ehrlicher. Aber 
ihr fehlt es auch in dieser Frage an Klarheit. Klar-
heit aber tut not. Der Generalstreik ist ein sehr 
wichtiges Kampfmittel, doch kein universales. 
Es gibt Bedingungen, unter denen der Gene-
ralstreik die Arbeiter mehr schwächen kann als 
ihren unmittelbaren Feind. Der Streik muß ein 
wichtiges Element im strategischen Kalkül bil-
den, nicht aber ein Allheilmittel, in dem jede 
Strategie ertrinkt.

Allgemein gesprochen ist der Generalstreik 
die Waffe des Schwächeren gegen den Stärke-
ren, oder genauer gesagt dessen, der zu Beginn 
des Kampfes sich schwächer fühlt dem gegen-
über, den er für stärker hält; kann ich eine wirk-
same Waffe nicht ausnützen, so suche ich den 
Widersacher an deren Ausnutzung zu hindern, 
kann ich nicht aus Kanonen schießen, so löse ich 
zumindest ihren Verschluß. Das ist die „Idee“ des 
Generalstreiks.

Der Generalstreik war stets ein Kampfmittel 
gegen die bestehende Staatsmacht, die über 
Eisenbahn, Telegraf, militärisch-polizeilichen 
Apparat verfügt. Indem er den Staatsapparat 
paralysierte, versetzte der Generalstreik entwe-
der die Mächtigen in Schrecken oder schuf die 
Voraussetzungen für die revolutionäre Lösung 
der Machtfrage.

Der Generalstreik erwies sich als ein beson-
ders wirksames Kampfmittel unter Bedingun-
gen, wo die werktätigen Massen lediglich durch 
revolutionäre Empörung geeint sind, aber über 
keinerlei Kampforganisationen und Stäbe verfü-
gen und im voraus weder das Kräfteverhältnis 
abwägen, noch einen Operationsplan ausar-
beiten können. So kann man sich vorstellen, 
daß die antifaschistische Revolution in Italien, 

73. �August Bebel (1840-1913): mit Wilhelm Liebknecht 
Gründer der deutschen Sozialdemokratie; wichtiger 
Führer bis zu seinem Tod.
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durch diese oder jene isolierten Zusammenstö-
ße eingeleitet, unvermeidlich durch ein Stadium 
des Generalstreiks hindurchgehen wird. Nur auf 
diese Weise wird das jetzt zersplitterte Proletari-
at Italiens sich wieder als Klasse fühlen und die 
Widerstandskraft des Feindes messen, den es 
stürzen muß.

Durch Generalstreik müßte der Faschismus in 
Deutschland nur in dem Falle bekämpft werden, 
daß er bereits an der Macht wäre und sich des 
Staatsapparats fest bemächtigt hätte. Handelt 
es sich aber darum, den Versuch der Machter-
greifung durch die Faschisten zurückzuschla-
gen, so ist die Losung des Generalstreiks schon 
im voraus eine Leerformel.

Während Kornilows Offensive gegen Petro-
grad hatten weder die Bolschewiki noch die So-
wjets im ganzen auch nur daran gedacht, den 
Generalstreik zu proklamieren. Bei den Eisen-
bahnen ging der Kampf darum, daß die Arbeiter 
und Angestellten die revolutionären Truppen 
beförderten und die Kornilowschen Staffeln 
aufhielten. Betriebe stellten die Arbeit nur ein, 
soweit die Arbeiter an die Front mußten. Die 
Betriebe, die die revolutionäre Front belieferten, 
arbeiteten mit verdoppelter Energie.

Während des Oktoberumsturzes war gleich-
falls nicht die Rede vom Generalstreik. Betriebe 
und Regimenter hatten sich schon am Vorabend 
der Umwälzung in großer Mehrheit der Führung 
der bolschewistischen Sowjets untergeordnet. 
Die Betriebe zum Streik aufzurufen, hätte un-
ter diesen Umständen bedeutet, sich selbst zu 
schwächen und nicht den Gegner. Bei den Ei-
senbahnen suchten die Arbeiter den Aufstän-
dischen Hilfe zu leisten; die Angestellten halfen 
unter dem Schein der Neutralität der Konterre-
volution. Ein Eisenbahnstreik hätte keinen Sinn 
gehabt, die Frage wurde durch das Überwiegen 
der Arbeiter über die Angestellten entschieden.

Würde in Deutschland der Kampf die durch 
faschistische Provokation hervorgerufenen 
Teilkämpfe überschreiten, wäre ein Aufruf zum 
Generalstreik kaum der Lage entsprechend. Der 
Generalstreik würde vor allem bedeuten: eine 
Stadt von der anderen abzuschneiden, einen 
Bezirk vom anderen, einen Betrieb vom ande-
ren. Nicht arbeitende Arbeiter sind schwerer zu 
finden und zu sammeln. Unter diesen Bedingun-
gen könnten die Faschisten, denen es an Stäben 
nicht mangelt, dank zentralisierter Leitung ein 
gewisses Übergewicht erlangen. Allerdings sind 
ihre Massen so zerstreut, daß auch unter diesen 
Umständen ein Anschlag der Faschisten abge-
wehrt werden könnte. Das ist aber ein anderer 
Aspekt der Sache.

Die Frage der Verkehrsmittel zum Beispiel darf 
nicht unterm Gesichtspunkt des „Prestiges“ des 
Generalstreiks betrachtet werden, das verlangt, 
daß alles stillstehe, sondern unterm Gesichts-
punkt der Zweckmäßigkeit des Kampfes, – wem 
und gegen wen die Verkehrsmittel während des 
Konfliktes dienen würden.

Man muß sich also nicht auf den General-
streik, sondern auf Widerstand gegen die Fa-
schisten vorbereiten. Das heißt: überall Stütz-
punkte schaffen, Stoßtruppen, Reserven, lokale 
Stäbe und Leitungszentren, einen gut funktio-
nierenden Kurierdienst, elementare Mobilisie-

rungspläne.
Das, was in Bruchsal und Klingenthal getan 

worden ist, wo die Kommunisten gemeinsam 
mit SAP und Gewerkschaften, unter Boykott der 
reformistischen Spitze, eine Abwehrorganisati-
on geschaffen haben, ist trotz der bescheidenen 
Ausmaße ein Vorbild für das ganze Land. Verehr-
te Führer, weise Strategen, möchte man ihnen 
da zurufen, lernt bei den Arbeitern von Bruchsal 
und Klingenthal!

Das deutsche Proletariat verfügt über mäch-
tige politische, wirtschaftliche und sportliche 
Organisationen. Darin besteht ja auch der Un-
terschied zwischen dem „Brüningregime“ und 
dem „Hitlerregime“. Darin liegt kein Verdienst 
Brünings – bürokratische Schwäche ist kein 
Verdienst. Doch muß man sehen, was ist. Die 
wichtigste, grundlegendste, kapitale Tatsache 
ist, daß Deutschlands Proletariat heute noch 
über das volle Rüstzeug seiner Organisationen 
verfügt. Wenn es schwach ist, so nur deshalb, 
weil seine organisatorische Kraft nicht rich-
tig genutzt wird. Es würde aber genügen, den 
Versuch von Bruchsal und Klingenthal auf ganz 
Deutschland zu übertragen, um Deutschland 
ein anderes Gesicht zu geben. Gegen die Fa-
schisten könnte die Arbeiterklasse unter diesen 
Bedingungen weitaus wirksamere und direktere 
Kampfmittel anwenden als den Generalstreik. 
Würde sich aber unter bestimmten Umständen 
dennoch die Notwendigkeit des Massenstreiks 
ergeben (eine solche Notwendigkeit könnte aus 
einem bestimmten Verhältnis zwischen Faschis-
mus und Staatsorganen resultieren), so wäre 
ein System von Verteidigungskomitees auf der 
Grundlage der Einheitsfront imstande, den Mas-
senstreik mit von vornherein gesichertem Erfolg 
durchzuführen.

Auf dieser Etappe würde der Kampf nicht halt 
machen. Denn was ist im Grunde die Bruchsaler 
oder die Klingenthaler Organisation? Man muß 
im Kleinen das Große zu sehen wissen: das ist 
der Lokalsowjet der Arbeiterdeputierten. Er 
nennt sich nicht so und fühlt sich nicht so, denn 
es handelt sich um einen vergessenen Provin-
zwinkel. Die Quantität bestimmt auch hier die 
Qualität. Übertragt den Versuch auf Berlin – und 
Ihr habt den Berliner Sowjet der Arbeiterdepu-
tierten!

XIV. Arbeiterkontrol-
le und Zusammenar-
beit mit der UdSSR

Wenn wir von den Losungen der revolutionä-
ren Periode sprechen, darf dies nicht allzu eng 
aufgefaßt werden. Sowjets können nur in einer 
revolutionären Periode gebildet werden. Doch 
wann beginnt diese? Das steht nicht im Kalen-
der. Man kann es nur praktisch herausfinden. 
Sowjets müssen geschaffen werden, sobald sie 
geschaffen werden können 74.

74. �Von Trotzki: Erinnern wir daran, daß in China die 
Stalinisten die Bildung von Sowjets in der Periode 
des revolutionären Aufstiegs verhinderten und, 
nachdem sie beschlossen hatten, in der Periode des 
Niedergangs den Kantoner Aufstand zu organisie-
ren, die Massen zur Schaffung von Sowjets erst am 

Die Losung der Arbeiterkontrolle über die 
Produktion gehört im großen und ganzen der 
gleichen Periode an wie die Schaffung von So-
wjets. Aber auch das darf nicht mechanisch 
verstanden werden. Besondere Bedingungen 
können die Massen sehr viel früher zur Produk-
tionskontrolle bringen, als sie bereit sind, an die 
Schaffung von Sowjets heranzugehen.

Brandler und sein linker Schatten – Urbahns 
– haben die Losung der Produktionskontrolle 
unabhängig von der politischen Situation auf-
gestellt. Das hat nichts gebracht als die Diskre-
ditierung der Losung selbst. Dennoch wäre es 
unrichtig, auf die Losung jetzt, unter den Bedin-
gungen der heraufziehenden politischen Krise, 
zu verzichten, bloß deshalb, weil es noch keine 
Massenoffensive gibt. Für die Offensive selbst 
braucht man Losungen, die die Perspektive der 
Bewegung festlegen. Eine Periode der Propa-
ganda muß dem Eindringen der Losung in die 
Massen unvermeidlich vorausgehen.

Die Kampagne für die Arbeiterkontrolle 
kann je nach den Umständen unter dem Ge-
sichtspunkt der Produktion oder unter dem des 
Konsums eingeleitet werden. Das Versprechen 
der Brüning-Regierung, gleichzeitig mit dem 
Lohnabbau auch die Warenpreise herabzuset-
zen, hat sich nicht verwirklicht. Die Frage muß 
die rückständigsten, heute noch sehr weit vom 
Gedanken der Machteroberung entfernten 
Schichten des Proletariats lebhaft interessieren. 
Die Arbeiterkontrolle über Produktionskosten 
und Handelsgewinne ist die einzig reale Form 
des Kampfes um den Preisabbau. Bei der allge-
meinen Unzufriedenheit könnten Arbeiterkom-
missionen unter Beteiligung von Arbeiter-Haus-
frauen, die überprüfen, aus welchen Gründen 
z.B. Margarine im Preis steigt, ein sehr wirksamer 
Anfang einer Arbeiterkontrolle aber die Produk-
tion werden. Selbstverständlich ist das nur einer 
der möglichen Wege, ein Beispiel. Hier handelt 
es sich noch nicht um die Leitung der Produk-
tion, darauf wird die Arbeiterfrau nicht sogleich 
eingehen, dieser Gedanke liegt ihr fern. Aber 
von der Konsumtionskontrolle aus wird es ihr 
leichter fallen, zur Produktionskontrolle über-
zugehen und von dieser – zur direkten Leitung 
der Produktion, entsprechend der allgemeinen 
Entwicklung der Revolution.

Produktionskontrolle bedeutet im heutigen 
Deutschland, unter den Bedingungen der jetzi-
gen Krise, Kontrolle nicht nur der produzieren-
den, sondern auch der halb und ganz stillge-
legten Unternehmen. Das setzt Heranziehung 
jener Arbeiter zur Kontrolle voraus, die vor 
der Entlassung in den Unternehmen gearbei-
tet haben. Die Aufgabe ist die Ingangsetzung 
der ruhenden Unternehmen unter Führung 
der Betriebsausschüsse, auf Grund eines Wirt-
schaftsplanes. Das führt dicht an die Frage der 
staatlichen Produktionsleitung heran, d.h. an 
die Enteignung der Kapitalisten durch den Ar-
beiterstaat. Die Arbeiterkontrolle ist kein andau-
ernder, „normaler“ Zustand wie die Institution 
der Tarifverträge oder der Sozialversicherung. 
die Kontrolle ist eine Übergangsmaßnahme un-
ter den Bedingungen höchster Spannung des 
Klassenkampfes und denkbar nur als Brücke zur 

Tage des Aufstands aufriefen!
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revolutionären Verstaatlichung der Industrie.
Die Brandlerianer beschuldigen die Linke Op-

position, von ihnen die Parole der Produktions-
kontrolle übernommen zu haben, nachdem sie 
sie jahrelang verspottete. Diese Beschuldigung 
kommt recht überraschend! Die Losung der 
Produktionskontrolle wurde zum ersten Male 
in breiterem Maßstäbe von den Bolschewiki im 
Jahre 1917 aufgestellt. In Petrograd lag die Füh-
rung der ganzen Kampagne auf diesem Gebiete 
wie auch auf anderen in Händen des Sowjets. 
Als einer, der diese Arbeit verfolgt und an ihr 
teilgenommen hat, bezeuge ich: Wir brauchten 
weder Brandler-Thalheimers Initiative zu erbit-
ten, noch ihre theoretischen Anweisungen zu 
benutzen. Die Beschuldigung des „Plagiats“ ist 
einigermaßen unvorsichtig formuliert.

Aber nicht darin liegt das Übel. Viel schlim-
mer steht es mit dem zweiten Teil der Beschul-
digung: bisher hätten die „Trotzkisten“ sich einer 
Kampagne unter der Losung der Produktions-
kontrolle widersetzt, während sie nun für diese 
Losung eintreten. Die Brandlerianer sehen hier 
unsere Inkonsequenz! In Wirklichkeit bezeugen 
sie lediglich völliges Unverständnis für die revo-
lutionäre Dialektik, die der Losung der Arbeiter-
kontrolle zugrunde liegt, die sie auf ein techni-
sches Rezept zur „Massenmobilisierung“ redu-
zieren. Sie verurteilen sich selber, wenn sie sich 
darauf berufen, schon jahrelang eine Losung zu 
wiederholen, die nur für eine revolutionäre Pe-
riode taugt. Der Specht, der jahraus, jahrein an 
der Eichenrinde klopft, meint wohl in der Tiefe 
seiner Seele, der Holzfäller, der mit einem Axt-
streich den Baum umlegt, habe an ihm, dem 
Specht, ein verbrecherisches Plagiat begangen.

Für uns ist die Losung der Produktionskon-
trolle mit einer Periode der Doppelherrschaft 
in der Industrie verbunden, die dem Übergang 
vom bürgerlichen Regime zum proletarischen 
entspricht. Nein, erwidert Thalheimer, Doppel-
herrschaft würde „Gleichberechtigung (!) mit 
den Unternehmern“ bedeuten; die Arbeiter aber 
kämpfen um die vollständige Leitung der Betrie-
be. Die, die Brandlerianer, werden nicht gestat-
ten daß man die revolutionäre Losung „kastrie-
re“ – wörtlich so! Für sie bedeutet „Produktions-
kontrolle die Leitung der Produktion durch die 
Arbeiter“ (17. Januar). Warum die Leitung dann 
Kontrolle nennen? In der allgemeinen Sprache 
versteht man unter Kontrolle die Beobachtung 
und Überprüfung der Arbeit der einen Instituti-
on durch eine andere. Die Kontrolle kann sehr 
aktiv sein, selbständig und umfassend sein. Sie 
bleibt aber Kontrolle. Die eigentliche Idee dieser 
Losung ist aus dem Übergangsregime in den Be-
trieben entstanden, wo Kapitalist und Adminis-
tration keinen Schritt mehr ohne Zustimmung 
der Arbeiter tun können, andererseits aber die 
Arbeiter noch nicht die politischen Vorausset-
zungen für die Verstaatlichung geschaffen, die 
technische Leitung noch nicht erobert, die dazu 
erforderlichen Organe noch nicht gebildet ha-
ben. Vergessen wir nicht, daß es nicht nur um 
die Werksleitung geht, sondern auch um den 
Produktionsabsatz, die Versorgung der Betrie-
be mit Rohstoff, Materialien, Neuausrüstungen, 
Krediten usw.

Das Kräfteverhältnis im Betriebe wird durch 

die Macht des allgemeinen Drucks des Proleta-
riats auf die bürgerliche Gesellschaft bestimmt. 
Die Kontrolle ist, allgemein gesprochen, nur bei 
unzweifelhafter Übermacht der Kräfte des Pro-
letariats über die Kräfte des Kapitals möglich. 
Doch ist es falsch zu glauben, in der Revolution 
würden alle Fragen mit Gewalt gelöst; die Be-
triebe besetzen kann man mit Hilfe der Roten 
Garde; um sie zu leiten bedarf es neuer recht-
licher und administrativer Voraussetzungen, 
außerdem braucht man Kenntnisse, Erfahrung 
und geeignete Organisationen. Eine gewisse 
Lehrzeit ist nötig. Das Proletariat ist daran inter-
essiert, für diese Periode die Leitung in den Hän-
den der erfahrenen Administration zu belassen, 
sie aber zu zwingen, alle Bücher zu öffnen und 
über alle Verbindungen und Aktivitäten eine 
wachsame Aufsicht auszuüben.

Die Arbeiterkontrolle beginnt beim einzel-
nen Unternehmen. Das Kontrollorgan ist der 
Betriebsausschuß. Die betrieblichen Kontrollor-
gane treten miteinander in Verbindung, je nach 
den wirtschaftlichen Zusammenhängen der 
verschiedenen Unternehmen. In diesem Stadi-
um besteht noch kein allgemeiner Wirtschafts-
plan. Die Praxis der Arbeiterkontrolle bereitet 
lediglich die Elemente dieses Planes vor.

Die Produktionsleitung durch die Arbeiter 
geht dagegen schon von Anfang an in hohem 
Grade von oben aus, denn sie ist direkt mit der 
Macht und mit einem allgemeinen Wirtschafts-
plan verbunden. Leitungsorgane sind nicht 
mehr die Betriebsausschüsse, sondern die zen-
tralisierten Sowjets. Die Rolle der Betriebsaus-
schüsse bleibt natürlich sehr bedeutend. Aber 
auf dem Gebiet der Betriebsleitung handelt es 
sich nicht mehr um eine Führungs-, sondern um 
eine Hilfsfunktion.

In Rußland, wo mit der Bourgeoisie auch die 
technische Intelligenz davon überzeugt war, 
das bolschewistische Experiment werde sich 
nur wenige Wochen halten, und daher Sabo-
tage aller Art vornahm, jegliche Verständigung 
ablehnte, kam die Arbeiterkontrolle nicht zur 
Entfaltung. Der Bürgerkrieg ruinierte überdies 
die Wirtschaft, indem er die Arbeiter in Soldaten 
verwandelte. Die russische Erfahrung ist daher 
in bezug auf die Arbeiterkontrolle als besonde-
res Regime der Industrie wenig instruktiv. Umso 
wertvoller ist aber diese Erfahrung unter einem 
anderen Gesichtspunkt: sie beweist, daß selbst 
in einem rückständigen Lande bei allgemeiner 
Sabotage nicht nur der Eigentümer, sondern 
auch des technisch-administrativen Personals, 
das junge, unerfahrene, von Feinden umringte 
Proletariat dennoch die Leitung der Produktion 
zu organisieren verstand. Was könnte da erst die 
deutsche Arbeiterklasse vollbringen!

Das Proletariat ist, wie gesagt, daran interes-
siert, den Übergang von privatkapitalistischer 
zu staatskapitalistischer und sozialistischer Pro-
duktion mit den geringsten wirtschaftlichen Er-
schütterungen, mit dem geringsten Verlust an 
Nationaleinkommen zu bewerkstelligen. Des-
halb wird es, sobald es sich der Macht nähert 
oder gar die Macht in kühnem und energischem 
Kampf erobert, sich bereit zeigen, in Betrieben, 
Fabriken und Banken ein Übergangsregime zu 
errichten.

Werden sich in Deutschland während der Re-
volution die Verhältnisse in der Industrie anders 
gestalten als in Rußland? Diese Frage zu beant-
worten ist, besonders aus der Ferne, nicht leicht. 
Der reale Verlauf des Klassenkampfes wird mög-
licherweise für die Arbeiterkontrolle als beson-
dere Etappe keinen Raum lassen. Bei äußerst 
angespannter Entwicklung des Klassenkampfes, 
bei zunehmendem Druck der Arbeiter einerseits 
und bei Sabotage der Unternehmer und Ad-
ministratoren andererseits, ist es möglich, daß 
selbst für provisorische Vereinbarungen kein 
Raum mehr bleibt. Die Arbeiterklasse müßte in 
diesem Falle mit der Macht zugleich die völlige 
Leitung der Unternehmungen in ihre Hände 
nehmen. Der gegenwärtige, halbparalysierte 
Zustand der Industrie und das Vorhandensein 
einer ungeheuren Arbeitslosenarmee machen 
einen solchen „verkürzten“ Weg ziemlich wahr-
scheinlich.

Andererseits aber bilden das Vorhandensein 
mächtiger Organisationen der Arbeiterklasse, 
die Erziehung der deutschen Arbeiter im Geist 
systematischer Aktionen und nicht der Impro-
visationen, das langsame Tempo der Revolutio-
nierung der Massen Bedingungen, die zuguns-
ten des ersten Weges sprechen. Es wäre daher 
unzulässig, im voraus auf die Parole der Produk-
tionskontrolle zu verzichten.

Jedenfalls ist es evident, daß für Deutsch-
land noch mehr als für Rußland die Parole der 
Arbeiterkontrolle einen anderen Sinn hat als die 
der Arbeiterselbstverwaltung. Wie viele andere 
Übergangslosungen behält sie größte Bedeu-
tung unabhängig davon, bis zu welchem Grade 
sie sich als realisierbar erweist oder überhaupt 
zur Verwirklichung kommt.

Durch die Bereitschaft, Übergangsformen der 
Arbeiterkontrolle zu schaffen, bringt die prole-
tarische Avantgarde die konservativen Schich-
ten des Proletariats auf ihre Seite, neutralisiert 
gewisse Gruppen des Kleinbürgertums, beson-
ders der technischen, administrativen, Handels- 
und Bankangestellten. Sollten die Kapitalisten 
und die ganze obere Schicht der Administration 
Widerstand leisten und zur Wirtschaftssabotage 
Zuflucht nehmen, so würde die Verantwortung 
für die dann erforderlichen harten Maßnahmen 
in den Augen des Volkes nicht auf die Arbeiter, 
sondern auf die feindlichen Klassen zurückfal-
len. Das ist – neben ihrem oben aufgezeigten 
wirtschaftlichen und administrativen – der 
komplementäre politische Sinn der Losung der 
Arbeiterkontrolle.

Jedenfalls ist es der Gipfel des politischen 
Zynismus, wenn Leute, die die Losung der Ar-
beiterkontrolle in einer nicht-revolutionären 
Situation aufgestellt und ihr damit rein refor-
mistischen Charakter verliehen haben, uns der 
zentristischen Halbheit bezichtigen, weil wir 
es ablehnen, Kontrolle und Leitung einander 
gleichzusetzen.

Die Arbeiter, die sich zum Verständnis der 
Probleme der Produktionsleitung durcharbei-
ten, wollen und können sich nicht an Worten 
berauschen. Sie sind von den Betrieben her 
gewohnt, mit weniger nachgiebigem Material 
als mit Phrasen umzugehen, und sie werden 
viel besser als die Bürokraten unseren Gedan-
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ken verstehen; wirklich revolutionäres Denken 
besteht nicht darin, immer und überall Gewalt 
anwenden zu wollen, und noch weniger, sich 
an Worten über die Gewalt zu verschlucken. Wo 
Gewalt not tut, muß man sie kühn, entschlossen 
und bis zu Ende anwenden. Doch muß man die 
Grenzen der Gewalt kennen, wissen, wo Gewalt 
mit Manövern zu kombinieren ist, der Schlag 
mit – Verständigung. An Lenin-Gedächtnistagen 
wiederholt die Stalinbürokratie die eingepauk-
ten Phrasen vom „revolutionären Realismus“, 
um ihn während der übrigen 364 Tage um so 
ungebundener zu verhöhnen.

Die prostituierten Theoretiker des Reformis-
mus versuchen in Brünings Notverordnungen 
gegen die Arbeiter die Morgenröte des Sozialis-
mus zu entdecken. Vom „Kriegssozialismus“ Ho-
henzollerns zum Polizeisozialismus Brünings!

Die linken Bourgeoisideologen träumen von 
kapitalistischer Planwirtschaft. Doch der Kapi-
talismus hat bereits bewiesen, daß er nur fähig 
ist, planmäßig die Produktivkräfte im Interesse 
des Krieges zu vergeuden. Abgesehen von al-
lem anderen: wie will man die Unabhängigkeit 
Deutschlands vom Weltmarkt – bei seinen un-
geheuren Ein- und Ausfuhrziffern – realisieren?

Wir schlagen unsererseits vor, mit dem Sek-
tor der sowjetisch-deutschen Beziehungen zu 
beginnen, d.h. mit der Ausarbeitung eines gro-
ßen Plans zur Zusammenarbeit zwischen der 
sowjetischen und der deutschen Wirtschaft im 
Zusammenhang mit dem zweiten Fünfjahres-
plan und als dessen Ergänzung. Dutzende und 
Hunderte großer Betriebe könnten voll in Gang 
gesetzt werden. Die Arbeitslosigkeit Deutsch-
lands könnte gänzlich liquidiert werden – kaum 
wären dazu mehr als zwei, drei Jahre nötig – auf 
Grund eines Wirtschaftsplanes, der alle Wirt-
schaftszweige wenigstens dieser beiden Länder 
umfassen würde.

Die kapitalistischen Wirtschaftsführer 
Deutschlands können natürlich keinen solchen 
Plan schaffen, denn er würde ihre soziale Selbst-
vernichtung bedeuten. Die Sowjetregierung 
aber kann und muß unter Mitwirkung der deut-
schen Arbeiterorganisationen, vor allem der Ge-
werkschaften und der fortschrittlichen Vertreter 
der deutschen Technik einen gänzlich realisti-
schen Plan ausarbeiten, der wahrhaft grandiose 
Perspektiven eröffnen kann. Wie kläglich wür-
den sich all die „Probleme“ der Reparationen 
und zusätzlichen Zollpfennige im Vergleich mit 
den Möglichkeiten ausnehmen, die durch die 
Verbindung der natürlichen, technischen und 
organisatorischen Hilfsmittel der sowjetischen 
und der deutschen Wirtschaft erschlossen wür-
den!

Die deutschen Kommunisten propagieren 
die Erfolge des sowjetischen Aufbaus. Das ist 
unentbehrlich. Sie ergehen sich dabei in Über-
treibungen und süßlichen Beschönigungen. 
Das ist überflüssig. Am schlimmsten aber ist, 
daß sie die Erfolge und Schwierigkeiten der 
Sowjetwirtschaft nicht mit den unmittelbaren 
Interessen des deutschen Proletariats, mit Ar-
beitslosigkeit, Lohnabbau und der allgemeinen 
wirtschaftlichen Ausweglosigkeit Deutschlands 
zu verbinden wissen. Sie verstehen nicht, die 
Frage der sowjetisch-deutschen Zusammenar-

beit auf streng realistischer und zugleich von 
Grund auf revolutionärer Basis zu stellen – und 
wollen das nicht.

Ganz im Anfang der Krise – nun sind es schon 
über zwei Jahre her – haben wir diese Frage in 
der Presse gestellt. Die Stalinisten verkündeten 
sogleich, wir glaubten an die friedliche Koexis-
tenz von Sozialismus und Kapitalismus, wir woll-
ten den Kapitalismus retten usw. Sie haben nur 
eines nicht vorausgesehen und begriffen: welch 
machtvoller Faktor der sozialistischen Revolu-
tion ein konkreter Wirtschaftsplan der Zusam-
menarbeit sein könnte, würde er zum Gegen-
stand der Diskussion in Gewerkschaften und 
Betriebsversammlungen, unter den Arbeitern 
nicht nur der beschäftigten, sondern der still-
gelegten Unternehmen gemacht, mit der Lo-
sung der Arbeiterkontrolle über die Produktion 
verbunden und dann mit der Parole der Mach-
teroberung. Denn eine wirklich planmäßige, in-
ternationale Zusammenarbeit läßt sich nur bei 
einem Außenhandelsmonopol in Deutschland 
verwirklichen, bei Verstaatlichung der Produkti-
onsmittel, mit anderen Worten: nur bei Diktatur 
des Proletariats. Auf diesem Wege könnte man 
neue Arbeitermillonen, parteilose, sozialdemo-
kratische, katholische, zum Kampf um die Macht 
führen.

Die Tarnow schrecken die deutschen Arbei-
ter damit, der industrielle Verfall als Folge der 
Revolution würde schreckliches Chaos, Hunger 
usw. mit sich bringen. Vergessen wir nicht: die-
se Leute haben den imperialistischen Krieg un-
terstützt, der dem Proletariat nichts als Qualen, 
Elend und Erniedrigung bringen konnte. Dem 
Proletariat die Leiden des Krieges unter Hohen-
zollerns Fahne aufbürden – ja, die Opfer der 
Revolution unter dem Banner des Sozialismus? 
– nein, niemals!

Das Gerede davon, „unsere deutschen Arbei-
ter“ würden „solche Opfer“ nicht tragen wollen, 
ist eine Schmeichelei und gleichzeitig eine Ver-
leumdung der deutschen Arbeiter. Die deut-
schen Arbeiter sind unglücklicherweise allzu 
geduldig. Die sozialistische Revolution würde 
von ihnen nicht den hundertsten Teil der Opfer 
fordern, die der Hohenzollern-Leipart-Welsche 
Krieg verschlungen hat.

Von welchem Chaos sprechen die Tarnows? 
Das halbe deutsche Proletariat liegt auf der Stra-
ße. Selbst bei Milderung der Krise in ein, zwei 
Jahren würde sie in 5 Jahren in noch schreckli-
cherer Form wiederkehren, abgesehen davon, 
daß die Todeskonvulsionen des Kapitalismus 
unvermeidlich zu einem neuen Kriege führen. 
Mit welchem Chaos schrecken die Hilferding? 
Ginge die sozialistische Revolution von einer 
prosperierenden kapitalistischen Industrie aus 
– was im allgemeinen unmöglich ist, so könnte 
in den ersten Monaten und Jahren des Wechsels 
des wirtschaftlichen Regimes, bei Umstoßung 
der alten Proportionen und bei Instabilität der 
neuen, eine vorübergehende Schwächung 
der Wirtschaft eintreten. Doch der Sozialismus 
hätte im heutigen Deutschland von einer Wirt-
schaft auszugehen, deren Produktivkräfte bloß 
zur Hälfte arbeiten. Die Wirtschaftsregulierung 
verfügte somit von allem Anfang an über 50 
Prozent Reserven. Das ist mehr als ausreichend, 

um die Schwankungen der ersten Schritte zu 
kompensieren, die scharfen Stöße des neuen 
Systems abzudämpfen und es selbst vor zeit-
weiligem Niedergang der Produktionskräfte zu 
sichern. In der konventionellen Sprache der Zif-
fern ausgedrückt: müßte die soziale Revolution 
von einer hundertprozentigen kapitalistischen 
Wirtschaft in der ersten Zeit auf 75 und sogar 50 
Prozent zurückgehen, so könnte von einer fünf-
zigprozentigen kapitalistischen Wirtschaft aus 
die proletarische Revolution sich lediglich auf 
75 und 100 Prozent erheben, um sodann einen 
Aufschwung zu nehmen, der mit keinem bisher 
dagewesenen vergleichbar wäre.

XV. Ist die Lage hoff-
nungslos?

Die Mehrheit der deutschen Arbeiterklasse 
mit einem Schlage für eine Offensive zu mobili-
sieren, ist eine schwere Aufgabe. Nach den Nie-
derlagen der Jahre 1919, 1921 und 1923, nach 
den Abenteuern der „dritten Periode“ haben 
sich bei den deutschen Arbeitern, die ohnehin 
schon durch mächtige konservative Organi-
sationen gebunden sind, starke Hemmungen 
herausgebildet. Andererseits aber eröffnet die 
organisatorische Festigkeit der Arbeiter, die es 
den Faschisten bisher fast vollständig verwehrt 
hat, in ihre Reihen einzudringen, die größten 
Möglichkeiten für Defensivkämpfe.

Man darf nicht vergessen, daß die Einheits-
frontpolitik im Allgemeinen in der Defensive 
viel wirksamer als in der Offensive ist. Konserva-
tivere oder zurückgebliebenere Schichten des 
Proletariats lassen sich leichter in den Kampf 
ziehen, um das zu verteidigen, was sie bereits 
besitzen, als um Neues zu erobern.

Brünings Notverordnungen und die Bedro-
hung durch Hitler sind in diesem Sinne „ideale“ 
Alarmsignale für die Einheitsfrontpolitik. Es geht 
um Defensive im elementarsten und offenkun-
digsten Sinne des Wortes. Die Einheitsfront 
kann unter diesen Bedingungen die breitesten 
Massen der Arbeiterklasse erfassen. Noch mehr: 
die Kampfziele müssen unvermeidlich die Sym-
pathien der unteren Schichten des Kleinbür-
gertums gewinnen, einschließlich der kleinen 
Händler der Arbeiterviertel und -distrikte.

Bei allen Schwierigkeiten und Gefahren bie-
tet die heutige Lage in Deutschland auch unge-
heure Vorteile für eine revolutionäre Partei; sie 
fordert gebieterisch einen klaren strategischen 
Plan, von der Defensive zur Offensive. Ohne ei-
nen einzigen Augenblick auf ihr Grundziel, die 
Machteroberung, zu verzichten, nimmt die Kom-
munistische Partei für die nächsten, unmittelba-
ren Aktionen eine Defensivstellung ein. „Klasse 
gegen Klasse“ – es ist an der Zeit, dieser Formel 
ihre wirkliche Bedeutung wiederzugeben!

Der Widerstand der Arbeiter gegen die Of-
fensive von Kapital und Staat wird unvermeid-
lich eine verstärkte Offensive des Faschismus 
hervorrufen. Wie bescheiden die ersten Vertei-
digungsschritte auch sein mögen, die Reaktion 
des Gegners wird unverzüglich die Reihen der 
Einheitsfront zusammenschließen, die Aufga-
ben erweitern, die Anwendung entschiedenerer 
Maßnahmen erforderlich machen, die reaktio-
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nären Schichten der Bürokratie von der Einheits-
front abschütteln, den Einfluß des Kommunis-
mus steigern, die Barrieren innerhalb der Arbei-
terschaft schwächen und damit den Übergang 
von der Defensive zur Offensive vorbereiten.

Wenn die Kommunistische Partei in den De-
fensivkämpfen die Führung erringt – und bei 
richtiger Politik ist ihr das sicher – so brauchte 
sie beim Übergang zur Offensive keineswegs das 
Einverständnis der reformistischen und zentris-
tischen Führer zu suchen. Die Massen entschei-
den; haben sie sich von der reformistischen Füh-
rung getrennt, verliert die Verständigung mit 
dieser jeden Sinn. Die Einheitsfront verewigen 
hieße, die Dialektik des revolutionären Kampfes 
nicht begreifen und die Einheitsfront aus einem 
Sprungbrett in eine Barriere verwandeln.

Die schwierigsten politischen Situationen 
sind in gewissem Sinne die leichtesten, sie las-
sen nur eine Entscheidung zu. Die Aufgabe klar 
bei ihrem Namen nennen heißt, sie im Prinzip 
bereits lösen: von der Einheitsfront im Namen 
der Verteidigung zur Machteroberung unter 
dem Banner des Kommunismus.

Wird es gelingen? Die Lage ist schwierig. Der 
ultralinke Ultimatismus festigt den Reformis-
mus. Der Reformismus unterstützt die bürokra-
tische Diktatur der Bourgeoisie, Brünings büro-
kratische Diktatur vertieft die Wirtschaftsagonie 
des Landes und nährt den Faschismus.

Die Lage ist sehr schwierig, sehr gefährlich, 
aber keineswegs hoffnungslos. Wie stark der 
Stalinsche Apparat – gerüstet mit der usurpier-
ten Autorität und den materiellen Hilfsmitteln 
der Oktoberrevolution – auch sein mag, er ist 
nicht allmächtig. Die Dialektik des Klassenkamp-
fes ist mächtiger. Man muß ihr nur beizeiten zu 
Hilfe kommen.

Viele „Linke“ tragen jetzt, was das Schick-
sal Deutschlands anbelangt, Pessimismus zur 
Schau. Im Jahre 1923 – sagen sie –, als der Fa-
schismus noch sehr schwach war, die Kommu-
nistische Partei aber über großen Einfluß in 
Gewerkschaften und Betrieben verfügte, hat 
das Proletariat den Sieg nicht errungen; wie 
kann man den Sieg jetzt erwarten, wo die Partei 
schwächer geworden ist, der Faschismus aber 
unvergleichlich stärker?

So einleuchtend dieses Argument auf den 
ersten Blick auch scheint, es ist dennoch falsch. 
Im Jahre 1923 war es nicht zum Kampf gekom-
men, die Partei wich dem Kampf angesichts des 
faschistischen Gespensts aus. Wo kein Kampf, 
kann auch kein Sieg sein. Gerade die Kraft des 
Faschismus und sein Druck schließen dies-
mal die Möglichkeit des Ausweichens vor dem 
Kampfe aus. Gekämpft muß werden. Beginnt 
aber das deutsche Proletariat zu kämpfen, so 
kann es siegen. Es muß siegen.

Gestern noch sagten die großen Führer: „Mö-
gen die Faschisten an die Macht kommen, wir 
fürchten uns nicht, sie werden rasch abgewirt-
schaftet haben“. Dieser Gedanke beherrschte 
die Spitzen der Kommunistischen Partei einige 
Monate lang. Hätte er sich gefestigt, so hätte das 
bedeutet, daß die Kommunistische Partei es auf 
sich nähme, das Proletariat zu chloroformieren, 
ehe Hitler ihm die Kehle durchschneidet. Hier 
lag die Hauptgefahr. jetzt sagt das niemand 

mehr.
Die erste Stellung haben wir erobert. In die 

Arbeitermassen ist der Gedanke gedrungen, 
daß die Faschisten, ehe sie die Macht erobern, 
zerschlagen werden müssen. Das ist eine sehr 
wertvolle Errungenschaft, auf die man sich bei 
der gesamten weiteren Agitation stützen muß.

Die Arbeitermassen sind in großer Unruhe. Sie 
werden von Arbeitslosigkeit und Elend gequält. 
Am meisten aber beunruhigt sie die Verwirrung 
und das Durcheinander bei der Führung. Die 
Arbeiter verstehen, daß man Hitler nicht an die 
Macht kommen lassen darf. Aber wie? Man sieht 
keinen Weg. Die Führung hemmt, statt zu hel-
fen. Aber die Arbeiter wollen kämpfen.

Eine verblüffende Tatsache, die, soweit sich 
aus der Ferne beurteilen läßt, nicht genug aus-
gewertet wird: die Hirsch-Dunckerschen 75 
Bergleute haben erklärt, die kapitalistische Ord-
nung müsse durch die sozialistische ersetzt wer-
den! Das heißt ja doch, daß sie morgen bereit 
sein werden, Sowjets als Organe der gesamten 
Klasse zu bilden. Vielleicht sind sie schon heu-
te dazu bereit – man muß nur verstehen, sie zu 
fragen! Dieses Symptom allein ist tausendmal 
wichtiger und überzeugender als all die impres-
sionistischen Bewertungen der Herren Literaten 
und Oratoren, die hochmütig über die Massen 
klagen.

In den Reihen der Kommunistischen Partei 
sieht man tatsächlich Passivität, trotz des Ge-
schreis des Apparats. Warum aber? Die einfa-
chen Kommunisten kommen immer seltener 
in die Zellensitzungen, wo man sie mit dürrem 
Stroh füttert. Die Ideen, die man ihnen vorsetzt, 
sind weder im Betrieb noch auf der Straße an-
wendbar. Der Arbeiter empfindet den Wider-
spruch zwischen dem, was er braucht, wenn er 
der Masse gegenübersteht, und dem, was man 
ihm in den offiziellen Parteiversammlungen 
vorsetzt. Die künstliche Atmosphäre, die durch 
den schreierischen, prahlerischen, keine Wider-
rede duldenden Apparat geschaffen wird, wird 
für die einfachen Parteimitglieder unerträglich. 
Daher die Leere und Kälte in den Parteiver-
sammlungen. Doch das ist nicht Unlust, sich zu 
schlagen, sondern politische Verlegenheit und 
zugleich stummer Protest gegen die allmächti-
ge, aber kopflose Führung.

Die Konfusion in den Reihen des Proletariats 
gibt den Faschisten Mut. Ihr Vormarsch dauert 
an. Aber gerade das Herannahen der faschisti-
schen Gefahr wird Auge und Ohr der fortschritt-
lichen Arbeiter außerordentlich schärfen und 
eine günstige Atmosphäre für klare und einfa-
che Aktionsvorschläge schaffen.

Unter Berufung auf das Braunschweiger Bei-
spiel schrieb Münzenberg im November vorigen 
Jahres: „Darüber, daß diese Einheitsfront eines 
Tages elementar, unter dem Druck des gestei-
gerten faschistischen Terrors und faschistischer 
Angriffe entstehen wird, kann heute schon kein 
Zweifel bestehen“. Münzenberg erklärt uns 
nicht, warum das Zentralkomitee, dem er ange-

75. �Hirsch-Dunckersche Gewerkschaften: Gewerkschaf-
ten, die 1869 mit Hilfe der Liberalen gegründet 
wurden; betonten die Rolle der Gewerkschaften 
als Selbsthilfeorganisationen nach dem britischen 
Muster; lehnten den Klassenkampf vehement ab.

hört, die Braunschweiger Ereignisse nicht zum 
Ausgangspunkt einer kühnen Einheitsfrontpo-
litik machte? Doch einerlei, Münzenbergs Pro-
gnose ist richtig, auch wenn sie seine Inkonse-
quenz bezeugt.

Das Herannahen der faschistischen Gefahr 
wird zur Radikalisierung der sozialdemokrati-
schen Arbeiter, ja sogar bedeutender Schichten 
des reformistischen Apparats führen müssen. 
Der revolutionäre Flügel der SAP wird zweifel-
los einen Schritt vorwärts tun. Um so unver-
meidlicher wird unter diesen Bedingungen eine 
Wendung des kommunistischen Parteiapparats, 
selbst um den Preis innerer Reibungen und Ab-
spaltungen. Man muß sich gerade auf eine sol-
che Entwicklung hin orientieren.

Die Schwenkung der Stalinisten ist unver-
meidlich. Gewisse Symptome, an denen man 
den Druck von unten messen kann, sind schon 
jetzt zu beobachten: bestimmte Argumente 
werden durch andere ersetzt, die Phraseologie 
wird konfuser, die Losungen werden zweideu-
tig; gleichzeitig werden alle aus der Partei aus-
geschlossen, die die Unvorsichtigkeit besessen 
haben, die Aufgaben früher zu erfassen als das 
ZK. Das alles sind sichere Anzeichen einer her-
aufziehenden Wendung, und nicht nur Sympto-
me.

Mehr als einmal in der Vergangenheit haben 
wir gesehen, daß die Stalinbürokratie, nachdem 
sie Hunderte Tonnen von Papier für Polemik 
gegen den konterrevolutionären „Trotzkismus“ 
vergeudet hatte, eine jähe Wendung vornahm 
und das Programm der Linken Opposition zu 
realisieren suchte. Manchmal freilich mit hoff-
nungsloser Verspätung.

In China wurde die Wendung allzu spät vor-
genommen und in einer Form, daß sie der Re-
volution nur den letzten Streich versetzte (der 
Kantoner Aufstand!). In England nahm der Geg-
ner die „Wendung“ vor, d.h. der Generalrat, der 
mit den Stalinisten brach, nachdem sie ihm un-
nütz geworden waren. Doch in der UdSSR kam 
die Wendung von 1928 noch rechtzeitig genug, 
um die Diktatur vor der herannahenden Kata-
strophe zu bewahren. Die Gründe für die Ver-
schiedenheit dieser drei großen Beispiele sind 
unschwer zu finden. In China glaubte die junge 
und unerfahrene Kommunistische Partei blind 
an die Moskauer Führung, die Stimme der russi-
schen Opposition vermochte damals überhaupt 
nicht nach China durchzudringen. Ungefähr das 
Gleiche geschah in England. In der UdSSR be-
fand sich die Linke Opposition an Ort und Stel-
le und führte ununterbrochen ihre Kampagne 
gegen die Kulakenpolitik. In China und England 
nahmen Stalin und Co. das Risiko auf Distanz auf 
sich, in der UdSSR ging es unmittelbar um ihren 
Kopf.

Der politische Vorteil der deutschen Arbeiter-
klasse liegt schon allein darin, daß alle Fragen 
offen und rechtzeitig aufgerollt wurden; die 
Autorität der Komintern ist stark erschüttert; 
die marxistische Opposition arbeitet am Ort in 
Deutschland selbst; in den Reihen der proleta-
rischen Avantgarde gibt es tausende erfahrene 
und kritische Elemente, die fähig sind und an-
fangen, ihre Stimme zu erheben.

Zahlenmäßig ist die Linke Opposition in 
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Deutschland schwach. Aber ihr politischer Ein-
fluß kann bei dieser jähen historischen Wende 
entscheidend werden. Wie der Weichenstel-
ler durch rechtzeitige Hebelbewegung den 
schwerbeladenen Zug auf ein anderes Geleise 
führt, so kann die kleine Opposition durch feste 
und sichere Bewegung des ideologischen He-
bels den Zug der deutschen Kommunistischen 
Partei und den noch schwereren Zug des deut-
schen Proletariats dazu bringen, in eine andere 
Richtung zu fahren.

Die Richtigkeit unserer Position wird sich von 
Tag zu Tag an den Tatsachen erweisen. Wenn 
die Zimmerdecke über dem Kopf zu brennen 
beginnt, vergessen die verbissensten Bürokra-
ten das Prestige. Selbst wahrhaftige Geheimräte 
springen in solchen Fällen nur in Unterhosen 
zum Fenster hinaus. Die Pädagogik der Tatsa-
chen wird unsere Kritik unterstützen.

Wird es der deutschen Kommunistischen 
Partei gelingen, die Wendung rechtzeitig vorzu-
nehmen? Heute kann die Frage der Rechtzeitig-
keit nur bedingt angegangen werden. Ohne die 
Raserei der „dritten Periode“ wäre das deutsche 
Proletariat heute schon an der Macht. Hätte 
nach den letzten Reichstagswahlen die Kommu-
nistische Partei das von der Linken Opposition 
vorgeschlagene Aktionsprogramm angenom-
men, wäre der Sieg sicher gewesen. Heute kann 
man von einem sicheren Sieg nicht sprechen. 
Eine rechtzeitige Wendung wäre jetzt die, die 
den deutschen Arbeitern die Möglichkeit gibt, 
den Kampf aufzunehmen, ehe der Faschismus 
sich des Staatsapparates bemächtigt.

Um die Wendung durchzusetzen, ist eine ex-
treme Anspannung der Kräfte nötig. Die fortge-
schrittenen Elemente des Kommunismus in und 
außerhalb der Partei dürfen sich nicht fürchten, 
zu handeln. Es ist nötig, den stumpfen Ultimatis-
mus der Bürokratie offen zu bekämpfen, inner-
halb der Partei wie vor den Arbeitermassen.

„Aber das ist ja Disziplinverletzung“, sagt ein 
schwankender Kommunist. Gewiß, das ist Ver-
letzung der stalinistischen Disziplin. Kein wirk-
licher Kommunist verletzt die Disziplin, selbst 
die formelle, ohne zwingenden Grund. Doch 
wer sich hinter der Disziplin versteckt, um eine 
Politik zu dulden, deren Schädlichkeit für ihn of-
fenkundig ist, der ist kein Revolutionär, sondern 
ein Waschlappen, ein willenloser Feigling.

Es wäre verbrecherisch seitens der oppositio-
nellen Kommunisten, würden sie, wie Urbahns, 
darangehen, eine neue Kommunistische Partei 
zu schaffen, ohne noch wirklich ernste Anstren-
gungen für einen Kurswechsel der alten Partei 
unternommen zu haben. Eine kleine, unabhän-
gige Organisation zu schaffen, ist nicht schwer. 
Eine neue Kommunistische Partei zu schaffen ist 
eine gewaltige Aufgabe. Gibt es Kader für eine 
solche Aufgabe? Wenn ja, was haben sie unter-
nommen, um auf die Hunderttausende von Ar-
beitern der offiziellen Partei einzuwirken? Halten 
diese Kader sich für befähigt, den Arbeitern die 
Notwendigkeit einer neuen Partei zu erklären, 
so müssen sie vor allem ihre Kraft an der Arbeit 
für die Wiedergeburt der bestehenden Partei 
erproben. Heute die Frage einer dritten Partei 
zu stellen heißt, sich am Vorabend der großen 
historischen Entscheidung den Millionen kom-

munistischer Arbeiter gegenüberzustellen, die 
unzufrieden sind mit der Führung, sich aber aus 
dem Gefühl revolutionärer Selbsterhaltung an 
die Partei klammern. Mit diesen Millionen kom-
munistischer Arbeiter muß man eine gemein-
same Sprache finden. Der Schmähungen, Ver-
leumdungen und der Hetze des Apparats nicht 
achtend, muß man Zugang zum Bewußtsein 
dieser Arbeiter finden; ihnen zeigen, daß wir das 
Gleiche wollen wie sie; daß wir keine anderen 
Interessen haben als die Interessen des Kommu-
nismus; daß der Weg, den wir weisen, der einzig 
richtige Weg ist.

Man muß die ultralinken Kapitulanten un-
barmherzig entlarven, von den „Führern“ klare 
Antworten fordern auf die Frage was tun und 
die eigenen Antworten vorlegen – für das ganze 
Land, für jede Provinz, jede Stadt, jedes Viertel, 
jeden Betrieb.

In der Partei müssen Zellen der Bolschewiki-
Lenisten geschaffen werden. Auf ihr Banner sol-
len sie schreiben: Kurswechsel und Reform des 
Parteiregimes. Wo sie sich wirkliche Unterstüt-
zung gesichert haben, müssen sie – und wäre 
es nur in beschränktem lokalen Rahmen – zur 
praktischen Anwendung der Einheitsfrontpo-
litik übergehen. Die Parteibürokratie wird mit 
Ausschlüssen antworten? Gewiß. Aber lange 
wird ihre Herrlichkeit unter den heutigen Bedin-
gungen nicht währen.

In den Reihen des Kommunismus und des 
gesamten Proletariats ist offene Diskussion nö-
tig – ohne Versammlungssprengungen, ohne 
gefälschte Zitate, ohne giftige Verleumdungen 
–, ehrlicher Meinungsaustausch auf Grund der 
proletarischen Demokratie; so haben wir in Ruß-
land während des Jahres 1917 Dispute mit allen 
Parteien und innerhalb der eigenen Partei ge-
führt. Durch breite Diskussion muß ein außeror-
dentlicher Parteitag mit dem einzigen Tagesord-
nungspunkt: „Was nun?“ vorbereitet werden.

Die Linksoppositionellen sind nicht Mittler 
zwischen Kommunismus und Sozialdemokratie. 
Sie sind Soldaten des Kommunismus, seine Agi-
tatoren, seine Propagandisten, seine Organisa-
toren. Das Gesicht zur Kommunistischen Partei! 
Sie muß man belehren, sie muß man überzeu-
gen.

Ist einmal die Kommunistische Partei ge-
zwungen, die Einheitsfrontpolitik anzuwenden, 
so wird das mit Sicherheit die Zurückschlagung 
des faschistischen Angriffs ermöglichen. Ein 
wirklicher Sieg über den Faschismus aber würde 
den Weg freimachen zur Diktatur des Proletari-
ats.

Aber selbst an die Spitze der Revolution 
gestellt wird die Kommunistische Partei noch 
viele Widersprüche in sich tragen. Die Mission 
der Linken Opposition wird durchaus nicht er-
schöpft sein. In gewissem Sinne würde sie erst 
beginnen. Ein Sieg der proletarischen Revoluti-
on in Deutschland würde als erstes die Liquidie-
rung der bürokratischen Abhängigkeit der Kom-
munistischen Partei vom stalinistischen Apparat 
bedeuten.

Am Tage nach dem Sieg des deutschen Pro-
letariats, sogar noch früher, im Prozeß seines 
Kampfes um die Macht, würden die Fesseln 
springen, in die die Komintern gelegt ist. Die 

geistige Dürftigkeit des bürokratischen Zentris-
mus, die nationale Beschränktheit seines Hori-
zonts, der antiproletarische Charakter seines Re-
gimes, all das würde mit einem Schlage im Licht 
der deutschen Revolution offen zu Tage liegen, 
das unvergleichlich greller als das der Oktober-
revolution wäre. Die Ideen von Marx und Lenin 
würden unvermeidlich im deutschen Proletariat 
triumphieren.

Schlußfolgerungen
Der Händler trieb die Ochsen auf den 
Schlachthof. Kam der Schlächter mit dem 
Messer auf sie zu. „Schließen wir die Rei-
hen und nehmen wir diesen Henker auf 
die Hörner!“, schlug einer der Ochsen vor. 
– „Worin ist der Schlächter ärger als der 
Händler, der uns mit dem Knüttel hierher 
getrieben“, erwiderten ihm die Ochsen, die 
politische Erziehung in der Pension Manu-
ilski genossen hatten. – „Aber wir können 
ja nachher auch mit dem Händler fertig 
werden!“ – „Nein“, antworteten die prinzi-
piellen Ochsen ihrem Ratgeber, „Du deckst 
die Feinde von links, bist selbst ein Sozial-
schlächter!“ – Und sie weigerten sich, die 
Reihen zu schließen. (Aus Aesops Fabeln)
„Die Befreiung vom Versailler Frieden unbe-

dingt, unter allen Umständen und unverzüglich 
an die erste Stelle, vor die Frage nach der Be-
freiung der anderen vom Imperialismus unter-
drückten Länder vom Joch des Imperialismus zu 
setzen ist kleinbürgerlicher Nationalismus (der 
Kautsky, Hilferding, Otto Bauer und Co. würdig), 
aber kein revolutionärer Internationalismus“ 
(Lenin: Der „linke Radikalismus“, die Kinder-
krankheit im Kommunismus).

Notwendig ist: voller Verzicht auf den Nati-
onalkommunismus, offene und endgültige Li-
quidierung der Losungen „Volksrevolution“ und 
„Nationale Befreiung“. Nicht: „Nieder mit den 
Versailler Verträgen!“, sondern: „Hoch die Verei-
nigten Sowjetstaaten Europas!“

Der Sozialismus ist nur auf Basis des höchsten 
Niveaus der modernen Technik und internatio-
naler Arbeitsteilung realisierbar.

Der sozialistische Aufbau in der UdSSR ist 
kein unabhängiger nationaler Prozeß, sondern 
integrierender Bestandteil der internationalen 
Revolution.

Die Machteroberung durch das deutsche und 
das europäische Proletariat ist eine unermeßlich 
realere und naheliegendere Aufgabe als der 
Aufbau einer geschlossenen und unabhängigen 
sozialistischen Gesellschaft in den Grenzen der 
UdSSR.

Vorbehaltlose Verteidigung der UdSSR, des 
ersten Arbeiterstaats, vor den äußeren und in-
neren Feinden der proletarischen Diktatur!

Aber die Verteidigung der UdSSR darf nicht 
mit verbundenen Augen geführt werden. In-
ternationale proletarische Kontrolle über die 
Sowjetbürokratie. Unbarmherzige Entlarvung 
ihrer nationalreformistischen und thermido-
rianischen Tendenzen, die in der Theorie vom 
Sozialismus in einem Lande ihren Ausdruck ge-
funden haben.
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* * *
Was braucht die Kommunistische Partei?
Rückkehr zur strategischen Schule der ersten 

vier Kominternkongresse.
Verzicht auf Ultimatismus gegenüber den 

Arbeiter-Massenorganisationen; die kommunis-
tische Führerschaft kann nicht aufgezwungen 
werden, sie läßt sich nur erobern.

Verzicht auf die Theorie des Sozialfaschismus, 
die der Sozialdemokratie und dem Faschismus 
hilft.

Beharrliche Ausnutzung des Antagonismus 
zwischen Sozialdemokratie und Faschismus: a) 
zwecks wirksameren Kampfes gegen den Fa-
schismus; b) um die sozialdemokratischen Ar-
beiter der reformistischen Führung gegenüber-
zustellen.

Kriterien zur Bewertung des Wechsels politi-
scher Regimes der bürgerlichen Herrschaft sind 
für uns nicht die Prinzipien der formalen Demo-
kratie, sondern die Lebensinteressen der prole-
tarischen Demokratie.

Weder direkte noch indirekte Unterstützung 
des Brüningregimes!

Kühne, heroische Verteidigung der proletari-
schen Organisationen vor dem Faschismus.

„Klasse gegen Klasse!“ Das heißt: alle Organi-
sationen des Proletariats müssen ihren Platz in 
der Einheitsfront gegen die Bourgeoisie einneh-
men.

Das praktische Programm der Einheitsfront 
wird festgelegt durch Verständigung der Or-
ganisationen vor den Augen der Massen. jede 
Organisation bleibt unter eigenem Banner und 
eigener Führung. Jede Organisation beachtet in 
der Aktion die Disziplin der Einheitsfront.

„Klasse gegen Klasse!“ Man muß eine uner-
müdliche Agitation dafür führen, daß die sozial-
demokratischen Organisationen und die refor-
mistischen Gewerkschaften mit den treubrüchi-
gen bürgerlichen Bundesgenossen der „Eiser-
nen Front“ brechen und sich in die gemeinsame 
Reihe der kommunistischen und aller übrigen 
Organisationen des Proletariats eingliedern.

„Klasse gegen Klasse!“ Propagierung und 
organisatorische Vorbereitung der Arbeiterso-
wjets als höchster Form der proletarischen Ein-
heitsfront.

* * *
Völlige organisatorische und politische Un-

abhängigkeit der Kommunistischen Partei unter 
allen Umständen. Keinerlei Vermengung der 
Programme oder der Fahnen. Kein prinzipienlo-
ses Paktieren. Völlige Freiheit der Kritik an den 
zeitweiligen Verbündeten.

Thälmanns Kandidatur für den Präsidenten-
posten ist selbstverständlich die Kandidatur der 
Linken Opposition. Im Kampf um die Mobilisie-
rung der Arbeiter unter dem Banner der offizi-
ellen kommunistischen Kandidatur müssen die 
Bolschewiki-Leninisten an erster Stelle stehen.

* * *
Die deutschen Kommunisten dürfen sich 

nicht an dem jetzigen Regime der russischen KP 
orientieren, das die Herrschaft des Apparats auf 
dem Fundament der siegreichen Revolution wi-
derspiegelt, sondern an dem Parteiregime, das 

zum Sieg der Revolution geführt hat. Die Liqui-
dierung des Apparatkommandos in der deut-
schen Kommunistischen Partei ist eine Frage auf 
Leben und Tod. Notwendig ist die Rückkehr zur 
innerparteilichen Demokratie.

Die Arbeiterkommunisten müssen in der 
Partei vor allem eine ehrliche und ernste Dis-
kussion über die Fragen der Strategie und Taktik 
erkämpfen. Die Stimme der Linken Opposition 
(Bolschewiki-Leninisten) muß sich in der Partei 
Gehör verschaffen. Nach einer umfassenden 
Diskussion müssen von einem frei gewählten, 
außerordentlichen Parteitag Entscheidungen 
gefällt werden.

* * *
Eine richtige Politik der Kommunistischen 

Partei der SAP gegenüber: Unversöhnliche 
(aber gewissenhafte, das heißt den Tatsachen 
entsprechende) Kritik an den Halbheiten der 
Leitung; aufmerksames, kameradschaftliches, 
feinfühliges Verhalten zum linken Flügel bei vol-
ler Bereitschaft zu praktischen Vereinbarungen 
mit der SAP und zu engerer politischer Verbin-
dung mit ihrem revolutionären Flügel.

* * *
Scharfe Wendung des Steuers in der Gewerk-

schaftspolitik: Kampf gegen die reformistische 
Führung auf der Grundlage der Gewerkschafts-
einheit.

Systematische Einheitsfrontpolitik innerhalb 
der Betriebe. Vereinbarungen mit den refor-
mistischen Betriebsräten auf Grund eines Pro-
gramms von bestimmten Forderungen.

Kampf um Preisabbau. Kampf gegen Lohnab-
bau. Überführung dieses Kampfes auf die Gelei-
se der Kampagne für Arbeiterkontrolle über die 
Produktion.

Kampagne für die Zusammenarbeit mit 
der UdSSR auf Grund eines einheitlichen Wirt-
schaftsplans. Ausarbeitung eines Modellplans 
durch die Organe der UdSSR unter Teilnahme 
der interessierten Organisationen des deut-
schen Proletariats. Kampagne für den Übergang 
Deutschlands zum Sozialismus auf Grund eines 
solchen Planes.

* * *
Wer sagt, die Lage sei hoffnungslos, lügt. Pes-

simisten und Skeptiker sind aus den Reihen des 
Proletariats wie die Pest zu verjagen. Die inne-
ren Kräfte des deutschen Proletariats sind uner-
schöpflich. Sie werden sich Bahn brechen.

Januar 1932

http://www.marxists.org/deutsch/archiv/
trotzki/1932/wasnun/index.htm
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Spätestens seit seiner Verbannung aus der 
Sowjetunion im Jahr 1930 begann Trotzki mit 
dem systematischen Aufbau einer internatio-
nalen Opposition gegen Stalin. Diese Internatio-
nale Linke Opposition (ILO) verstand sich als eine 
externe Fraktion der Kommunistischen Interna-
tionale, die zu Unrecht ausgeschlossen wurde 
und für ihre Wiedereingliederung und eine Än-
derung der Komintern-Politik kämpfte.

Der Einfluss von Leo Trotzki auf die KPD war 
relativ gering. Die linken Strömungen in der KPD 
orientierten sich in der Regel am Komintern-Prä-
sidenten Sinowjew, der in den Jahren 1923-1925 
gegen den „Trotzkismus“ kämpfte. Erst mit einer 
Abspaltung vom Leninbund (eine Organisation, 
die sich aus einer ausgeschlossenen linken Op-
position der KPD zusammensetzte) entstand im 
März 1930 mit der Vereinigten Linken Opposition 
der KPD (VLO oder LO) eine Gruppe in Deutsch-
land, die sich an Trotzki orientierte 1.

Trotzki sah den Faschismus als eine Massen-
bewegung des durch die Krise radikalisierten 
Kleinbürgertums im Interesse des Kapitals, und 
als solche als eine Todesgefahr für alle Organi-
sationen der Arbeiterbewegung. Er schlug eine 
Einheitsfront aller Arbeiterorganisationen zum 
Kampf gegen die Nazis vor, um den Faschismus 
zu bekämpfen. Die Führungen von SPD und 
KPD lehnten gemeinsame Aktionen gegen die 
Nazis ab, denn für die SPD handelte es sich bei 
der KPD um „rotlackierte Faschisten“, während 
die KPD die SozialdemokratInnen als „Sozial-
faschisten“ bezeichnete. Laut Trotzki war der 
Aufstieg des Faschismus ein Produkt der Krise 
des kapitalistischen Systems, die nur durch eine 
sozialistische Revolution beendet werden könn-
te. Insofern war die Arbeitereinheitsfront als 
Ausgangspunkt für einen revolutionären Kampf 
konzipiert 2, oder wie Trotzki später erklärte, als 
„eine aktive Verteidigung mit der Perspektive eines 
Übergangs zur Offensive“ 3. Die Linke Opposition 
kämpfte dafür, die KPD für die „leninistische Po-
litik der Einheitsfront“ zu gewinnen.

Zum Zeitpunkt der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler und dem darauffolgenden Verbot 
der KPD im Januar 1933 waren die deutschen 
TrotzkistInnen eine marginale Kraft und gehör-
ten nicht einmal zu den größten Gruppen, die 
sich als eine externe Opposition in der KPD ver-
standen. Oskar Hippe, eine Führungsfigur der 
LO aus Berlin-Charlottenburg, berichtet in seiner 
Autobiographie: „Der größte Teil der Genossen 
der Reichsleitung der Linken Opposition ging zu-
erst in die Illegalität, später dann in die Emigrati-
on.“ Anton Grylewicz, der bekannteste unter den 

1. � Alles, S. 6-28.
2. � Ebd., S. 37-47.
3. � zitiert nach: Ebd., S. 164.

deutschen TrotzkistInnenen, emigrierte bereits 
Anfang Februar nach Prag. Leo Sedow, der Sohn 
von Trotzki, der zwei Jahre lang das Internatio-
nale Sekretariat der ILO in Berlin geleitet hatte, 
setzte sich im März nach Paris ab 4.

Ab 1933 wandte sich Trotzki gegen seine 
frühere Vorstellung, die Komintern könnte re-
formiert werden. Da die KPD die Machtübertra-
gung an Hitler ermöglicht hätte, ohne dass ein 
einziger Schuss gefallen wäre, und da es in der 
Komintern keine kritische Auseinandersetzung 
mit dieser Politik gegeben hatte, musste er fest-
stellen, dass „die Komintern tot ist und nichts sie 
wiederbeleben wird” 5. Daraus schlussfolgerte 
er, dass die Aufgabe in Deutschland darin be-
stände, Kräfte für die Schaffung einer neuen 
revolutionären Partei zu sammeln. Einige Mo-
nate später fügte er hinzu, dass auch eine neue 
revolutionäre Internationale nötig sei. Diese 
Ansicht wurde ursprünglich fast einheitlich von 
der deutschen Linken Opposition abgelehnt. Ein 
Plenum der Internationalen Linksopposition im 
Mai 1933 unterstützte Trotzkis Aufruf für eine 
neue kommunistische Partei in Deutschland, 
im August desselben Jahres auch für eine neue 
Internationale. Im Oktober 1933 benannte sich 
die deutsche Linke Opposition in Internationale 
Kommunisten Deutschlands (IKD) um, um ihre 
neue Orientierung zum Ausdruck zu bringen 6.

Die illegalen Gruppen der IKD, die in Deutsch-
land existierten, wurden in den Jahren 1934-1936 
von der Gestapo zerschlagen 7 und die IKD wurde 
zu einer Emigrantenorganisation. Während des 
Krieges existierten Exilgruppen in Paris, Antwer-
pen, Amsterdam, Kopenhagen, Stockholm, Lon-
don, Prag und Liberec - später auch in New York 
und Mexiko, als verschiedene Kader Europa ver-
liessen 8. 

Laut dem Organisationsbericht der IKD, der im 
Mai 1940 der Notkonferenz der Vierten Internati-
onale in New York vorgelegt wurde, sind nur 50 
deutsche TrotzkistInnen in die Emigration gegan-
gen. „Es muss davon ausgegangen sein, dass rund 
die Hälfte der Mitgliedschaft sich zurückgezogen 
habe.“ D.h. es gab in den 30er Jahren höchstens 
300 TrotzkistInnen in Deutschland. Im Jahr 1940 
befanden sich „mindestens 150“ in Gefängnissen 
oder Konzentrationslagern 9.

4. � Hippe, S. 138.
5. � Alles, S. 168.
6. � Ebd., S. 166-169, 175.
7. � Ebd., S. 238-245.
8. � Organizational Report.
9. � Ebd.
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In den letzten Jahren der Weimarer Repub-
lik legten die verbliebenen Linkskommunisten 
ihr Hauptaugenmerk auf die Bekämpfung der 
immer stärker werdenden faschistischen Be-
wegung. Innerhalb weniger Jahre war Adolf 
Hitlers NSDAP von einer „irritierenden Rander-
scheinung“ der Weimarer Gesellschaft zu einer 
Massenpartei geworden. Hatten die National-
sozialisten 1928 gerade einmal 2,6 Prozent der 
Wählerstimmen erhalten, so zogen sie 1930 
mit einem Stimmenzuwachs von 5,6 Millionen 
als zweitstärkste Fraktion in den Reichstag ein. 
Zwei Jahre später konnten sie ihre Stimmenzahl 
noch einmal mehr als verdoppeln und wurden 
mit 37,3 Prozent stärkste Kraft. Die SA, ihre para-
militärische Kampforganisation, wuchs auf etwa 
eine halbe Million Mitglieder an.

Unzweifelhaft ist diese Entwicklung nicht 
ohne die Weltwirtschaftskrise von 1929 zu er-
klären, deren Auswirkungen in Deutschland be-
sonders deutlich zu spüren waren. In Folge der 
Krise gingen Tausende Firmen Bankrott und er-
hebliche Teile des Mittelstandes und der Bauern 
verarmten. Die Zahl derArbeitslosen wuchs von 
1,3 Millionen im Jahr 1929 auf über sechs Mil-
lionen Anfang 1933. Jeder dritte Arbeitnehmer 
war ohne Beschäftigung.

Diese prekäre soziale Situation von Millionen 
führte zu einer politischen Massenradikalisie-
rung, von der auch die Kommunisten profitier-
ten. Zwischen 1928 und 1932 erhöhte sich ihre 
Wählerschaft von 3,3 auf 6,0 Millionen und die 
Zahl eingeschriebener KPD-Mitglieder nahm 
von knapp 125.000 (1929) auf 360.000 (1932) zu. 
Diese Erfolge ließen die KPD-Führung jedoch 
übersehen, dass die Hauptnutznießer der Krise 
nichts desto trotz die Nationalsozialisten waren. 
So erklärten sich die Kommunisten – von Selbst-
überschätzung geblendet – nach der Reichs-
tagswahl 1930 zum „einzig wahren Sieger“ – 
trotz der Verachtfachung der NSDAP-Stimmen.

Dahinter steckte ein völliges Unverständnis 
der Gefahr, die von den Nationalsozialisten für 
die gesamte deutsche Arbeiterbewegung aus-
ging. Es ist Lutze durchaus zuzustimmen, wenn 
er konstatiert, dass die „Komintern und im Be-
sonderen ihre deutsche Sektion, die KPD, [...] 
nicht in der Lage [waren], eine klare Definition 
des Phänomens Faschismus zu geben.“ Vielmehr 
ging die KPD- Führung geradezu inflationär mit 
dem Begriff um. Bereits mit den seit 1930 von 
Reichspräsident Hindenburg eingesetzten Prä-
sidialkabinetten sah sie den Faschismus an der 
Macht. Auch alle anderen parlamentarischen 
Parteien bezeichnete sie als „faschistisch“: 
„Kampf gegen den Faschismus heißt Kampf 
gegen die SPD, genauso wie es Kampf gegen 
Hitler und die Brüningparteien heißt.“ Werner 
Hirsch, Thälmanns Sekretär, verwies darauf, dass 
es nicht Aufgabe der Kommunisten sei, „mit der 
blauen Brille einer Pseudo-Theorie nach irgend-
welchen Unterschieden zwischen Demokratie 

und Faschismus zu suchen.“
Besonders deutlich zum Ausdruck kam das 

Unvermögen der Kommunisten, das Phänomen 
Faschismus zu erfassen, in der so genannten 
„Sozialfaschismusthese“. Auf Kominternweisung 
erklärte die Parteispitze die Sozialdemokratie ab 
1929 zum „Hauptfeind“, der die Arbeiter davon 
abhielte, gegen den Kapitalismus zu kämpfen. 
Eine Zusammenarbeit mit der SPD – auch ge-
gen die Nationalsozialisten – lehnte sie daher 
ab: „Die Sozialfaschisten wissen, dass es für uns 
mit ihnen kein gemeinsames Zusammenge-
hen gibt. Mit der Panzerkreuzerpartei, mit den 
Polizeisozialisten, mit den Wegbereitern des 
Faschismus kann es für uns nur Kampf bis zur 
Vernichtung geben.“

Tatsächlich gab es Begebenheiten, die es der 
KPD-Führung erleichterten, die Parteibasis von 
der Sozialfaschismusthese zu überzeugen. Der 
so genannte „Blutmai“ 1929 – als die vom So-
zialdemokraten Karl Friedrich Zörgiebel gelei-
tete Berliner Polizei dutzende kommunistische 
Demonstranten erschoss – trug sicher am sym-
bolkräftigsten zur Vertiefung der Spaltung in-
nerhalb der deutschen Arbeiterbewegung bei. 
Aber auch sonst schien die Politik der SPD die 
kommunistische These zu stützen. In der zwei-
felhaften Hoffnung, den Nationalsozialisten den 
Weg an die Macht zu versperren und die Weima-
rer Demokratie am Leben zu erhalten, verfolgte 
die Partei eine Politik des „kleineren Übels“: Sie 
unterstützte die Kandidatur des erzkonservati-
ven Paul von Hindenburg bei der Reichspräsi-
dentenwahl 1932, tolerierte das autoritäre Präsi-
dialkabinett der Kanzlers Heinrich Brüning, wel-
cher neue Steuern erhob, staatliche Leistungen 
senkte und auf Lohn- und Gehaltssenkungen 
drängte, und duldete so „viele sachliche, politi-
sche und wirtschaftliche Entscheidungen, die 
ihrem politischen Programm entgegen liefen“ – 
und den Interessen ihrer Anhängerschaft.

Jedoch war die KPD nicht in der Lage, den 
vom Sozialabbau Betroffenen eine Alternative 
zur Politik der Sozialdemokratie anzubieten – im 
Gegenteil. Ihre hauptsächlich gegen die SPD ge-
richtete Rhetorik führte sie nicht nur in abenteu-
erliche Allianzen – 1931 unterstützte sie einen 
von Nationalsozialisten und Deutschnationalen 
initiierten Volksentscheid gegen die sozialdemo-
kratisch geführte preußische Landesregierung 
– sondern entfernte sie auch von den Massen. 
Zwar brachte ihre „ultralinke Politik [...] gewisse 
Erfolge, weil das verzweifelte Heer der Arbeits-
losen sich ständig vergrößerte und viele radi-
kalisierte Menschen ihre Hoffnung auf die KPD 
setzten.“ Doch außerhalb dieses Kreises sprach 
die Partei nur wenige Menschen an. Entgegen 
den Hoffnungen der Parteiführung kamen, wie 
eine neuere Wahlanalyse zeigt, „viele der Wähler, 
die zum ersten Mal ihre Stimme der KPD schenk-
ten, nicht aus sozialdemokratischen Milieus.“ In 
den Betrieben waren die Kommunisten kaum 

mehr präsent. Im Herbst 1932 machte der An-
teil lohnabhängig beschäftigter Arbeiter an der 
Gesamtmitgliedschaft nur noch 11 Prozent aus. 
Einen ernsthaften Beitrag zur Verhinderung des 
Nationalsozialismus lieferte die „verwirrende 
Faschismus-Theorie“ der Kommunisten nicht. 
Vielmehr führte „diese Politik [...] schließlich zum 
Untergang der KPD.“ Wenige Monate nach der 
Machtübernahme Hitlers wurde die Partei ver-
boten und tausende ihre Mitglieder – ebenso 
wie viele der von ihnen bekämpften Sozialde-
mokraten – in die ersten Konzentrationslagern 
des NS-Regimes gesperrt.
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